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I. 

Aus  der  Geschichte  erhellt  es,  dass  die  heutigen 
Staaten  verschieden  entstanden  sind,  wie  alle  sonstigen 
sozialen  Gebilde  sich  in  einem  stetigen  Aus-  und  L m- 
wachsen  befinden,  was  man  besonders  in  der  Gegenwart 
beobachten  kann.  Wie  die  einzelnen  National-Staaten  und 
die  sonstigen  \"olkswirtschatten  nicht  \’on  selbst,  sondern 
als  Folge  und  unter  dem  Zwang  der  stetig  zunehmenden 
Bedürfnisse  entstanden  sind,  so  auch  der  Welthandel,  die 
Weltwirtschaft.  Erst  seit  nicht  langer  Zeit  haben  wir  einen 
solchen  Welt\erkehr,  und  der  X'erbrauch  von  Waren 
aus  den  entferntesten  Ländern  erscheint  uns  als  voll- 
kommen selbstverständlich.  — 

Der  deutsche  Zollverein  hatte  1830  einen  Aussen- 
handel  (Einfuhr  und  Ausfuhr)  von  etwa  740  Milk  Mark, 
1870  von  4240  Milk  Mark,  1912  von  19700  Milk  Mark. 

Die  Eisenbahnlänge  der  Welt  betrug: 

1875  367S35 

1887  547872  km. 

Länge  der  Post-  und  Telegraphenddihte  betrug: 

1870  271297  km. 

1885  596000  km. 

Die  Handelsmarine: 

1870  15493194  t 

1885  20997000  t 

Die  Rohproduktion  hat  sich  gesteigert: 


Eisen 

1830 

I 468000  t 

Eisen 

1887 

22  563000  t 

Kohlen 

1860 

136000000  t 

Kohlen 

1888 

438000000  t 

8 


Wir  fühlen  auch,  dass  dies  noch  k(Mnes\vej>s  der 
Al  »Schluss  der  Ifntwickluns^-  ist;  x-orläufi«^-  erscheint  uns 
(he  W’eltwirtschaft  als  eine  Men^^e  \on  Be/iehun^'en  mit 
B :;strel Hinten  ohne  fest^^esetztes  Ziel  und  Aut<^abe.  Sicher 
is  , dass  hier  ein  neuer  sozialer  Ori^anisinus  im  natürlichen 
Si reiten  nach  besonderer  (lestaltun;;'  und  Enttaltun;;  in 
B Idun”'  begriffen  ist.  — An  der  Zweckmässigkeit  dieses 
luibewLisstt'n  Strebens  wollen  wir  nicht  im  Zweifel  sein  und 
sind  uberzeu;;'t,  dass  wir  uns  an  dem  Antan;;'  eines  ;;eschicht- 
lichen  Prozesses  beiinchm,  denn  un;;eachtet  aller  Kontro- 
\’(  rsen,  aller  Kriege,  ist  eine  j^rosse  Solidarität  aller  (lebilde 
feäzustellen.  Ms  !;enü;;t,  die  W'orte:  1 landeis-  und  Zahlunos- 
l)i  anz  auszusprechen,  ohne  auf  die  manni^^falti^en  son- 
st ;;en  Beziehun;;'en  hinzuweisen,  die  von  gleicher,  wenn 
ni:ht  (jfiers  von  grösserer  Bedeutung;  und  Wichtigkeit 
sind.  Wir  sehen  auch  diese  Beziehungen  mit  fortwährend 
w ichsender  'l'echnik  und  Erleichterung  des  \"erkehrs 
w 'itere  Kreise  bilden,  weitere  Entfernungen  in  ihren 
M ichtkreis  uinbeziehen.  Die  kurze  (leschichte  des  inter- 
nrtionalen  Schienenkartells  beweist  zur  (lenüge,  wie  sehr 
di  2 Produzenten-lnteressen  mit  dem  Konsum  der  ganzen 
E de  zu  rechnen  genötigt  sind.  — Wenn  man  auch  die 
Zukunft  in  ihrer  wirtschaftlichen  Entwicklung  erfasst  zu 
ht  ben  glaubt,  so  erscheint  die  tatsächliche  politische,  wie 
w rtschaftliche  (lestaltung  der  Welt  und  namentlich  Eu- 
ropas wie  ein  grosses  Ratsei.  Nietzsche  glaubte  das 
fruchtbare  Zukunftsfeld  mit  den  wogenden  Ähren  zu  sehen; 
trotzdem  lehren  uns  die  'l'atsachen,  dass,  trotz  des  Gemein- 
gi  tes  an  'Pechnik,  Kunst  und  Wissenschaft  ein  furchtbarer 
A iders])ruch  besteht.  Es  scheint  der  Kam[)fschrei  eines 
sich  trennenden  unc.!  sich  mit  gi'osser  (jcwalt  doch  wieder 
\ ( rl  tindenden  Prozesses  zu  sein.  Wir  wrillen  auch  hoffen, 
d:  SS  der  grosse  Krieg  das  gemeinsame  europäische  Em- 
plinden  nicht  für  immer  zerstören  soll.  — 

lede  fortschreitende  Phase  der  wirtschaftlichen  Ent- 
w cklung  hat  auch  das  notwendige  Bestreben,  als  wirt- 
schattliche  Einheit  und  Ganzes  auch  nach  aussen  aufzu- 
tr  Aen  und  zu  behaupten,  gegen  Stärkere  sich  abzuschliessen, 
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Schwächere  in  ihren  Kreis  einzubeziehen.  — ■ So  führt 
auch  mithin  jede  Änderung,  jeder  Aufschwung  wie  N'ieder- 
gang  zur  Änderung  der  Handelspolitik.  Die  ältere  Han- 
delspolitik war  hauptsächlich  bestimmt  und  geleitet  von 
Interessen  der  Herrscher  und  der  einzelnen  Gemeinschaften. 
Es  entstanden  später  theoretisch  begründete  handels- 
politische Doktrinen,  die  zum  ersten  Male  das  Recht  tür 
sich  in  Anspruch  nahmen,  allgemein  gültig  zu  sein.  Die 
älteren  handelspolitischen  Gebilde  sind  von  kleinem  Um- 
fange zu  immer  mächtigeren  Staaten  und  Staatenbünden 
herausgew'achsen.  Man  braucht  sich  bloss  an  den  Ent- 
Wicklungsprozess  des  Deutschen  Reiches  zu  erinnern,  und 
dass  hiermit  \ on  einer  deutschen  Handelspolitik  erst  im 
19.  lahrhundert  gesprochen  werden  kann.  Mit  wachsendem 
\"erkehr  beanspruchten  sie  das  Recht  und  die  Pflicht  zu 
handelspolitischen  Massnahmen,  wodurch  die  \Wlkswirt- 
schaft  gefördert  und  in  eine  bestimmte  Bahn  gelenkt 
werden  sollte  oder  man  erkannte  die  Notwendigkeit  einer 
politischen  Vereinigung,  nachdem  man  die  wirtschaftlichen 
gegenseitigen  Interessen  erkannt  und  ausgebaut  hatte. 
So  ging  in  Deutschland  die  handelspolitische  Einigung, 
der  Zollverein,  der  politischen  \oraus. 

Der  im  vorigen  Jahrhundert  einsetzende  industrielle 
xAusbau  der  Staaten  alter  Kultur  stellte  die  Handels- 
politik vor  neue  Aufgaben,  Die  starke  schutzzöllnerische 
Strömung  der  kontinentalen  Staaten,  ebenso  wie  der 
aussereuro]3äischen,  die  dadurch  bedingte  und  geschaffene 
selbständige  Handels-  und  Zollpolitik  liess  eine  starke 
Polemik  in  Wissenschaft,  wie  in  Politik  entstehen.  Erei- 
handel  und  Schutzzoll  scheinen  zwei  Devisen  zu  sein,  die 
einen  Kompromiss  unmöglich  erscheinen  lassen.  Teilweise 
erscheint  die  Wissenschaft  im  Dienste  der  Politik  und 
durch  solchen  Verdacht  leiden  rein  wissenschaftliche  Unter- 
suchungen von  dieser  wie  von  jener  Richtung.  Gross 
ist  auch  der  Gegensatz  in  den  Ansichten  der  physiokra- 
tischen  Schule,  gefolgt  von  Smith  und  seinen  Anhängern 
auf  der  einen  Seite,  zu  einem  Manne  wie  List  und  seinen 
Nachfolgern.  Dabei  bildet  das  Austragen  dieses  Streites 


I 


— IO  — 

e ne  akute  Zcitfra^c.  Der  Streit  lässt  sich,  wie  Walters- 
h luscn  richtio-  bemerkt,  nicht  aus  der  W'elt  schaffen,  wenn 
n cht  beide  den  5>leichen  Masstab  zur  Beurteilung  des 
\ irtschattslebcn  gebrauchen.  Beide  behaupten  zwar,  ihr 
Z cl  sei  die  Förderung  des  Ciesamtinteresscs,  aber  sie 
weit  auseinander,  W'cnn  man  sie  frag't,  was  sie 
d. .runter  \’erstehen.  Während  die  FVeihändler  es  nämlich 
eiiem  möglichst  grossen  Reichtum  oder  Fdnkommen 
gbichsetzen,  wollen  die  Schutzzöllner  das  historisch  ge- 
g(  bene  wirtschaftliche,  soziale  und  politische  Ganze  mit 
se  ner  Eigenart  nicht  bloss  erhalten,  sondern  auch  weiter 
bi  den.  Die  Freihändler  betonen  die  rein  wirtschaftliche 
ofonomische  Seite,  erstreben  eine  ewige  FFarmonie  durch 
einen  allmählichen  Ausgleich  und  gegenseitige  Fwgänzung. 
I)]c  Schutzz(')lner  sehen  ihr  Ziel  in  der  X’erwirklichung 
soäaier  und  politischer  Ideen.  List  sah  auch  in  seinen 
pr  )duktiven  Kräften,  durch  die  er  sein  nationales  Schutz- 
sy  >tem  oegriincien  und  festzulegcn  suchte,  mehr  als  nur 
bloss  rem  wirtschaftliche  Faktoren.  Unabhängigkeit  und 
Frdheit,  nationales  Selbstbewusstsein  und  Stolz,  politische 
Xk  cht  und  imlitische  Einrichtungen  sah  er  als  eine  un- 
be  lingte  \ oraussetzung  an,  denn  nur  auf  einer  solchen 
Baas  könnten  Arbeit  und  Sparsamkeit  zur  vollen  Ent- 
faliung  gelangen.  — Schliesslich  ist  aber  die  Fffagc,  ob 
Sc, lutzzoll  oder  Freihandel  keine  Prinzipienfrage,  sondern 
sol  ein  Mittel  für  die  Efandelspolitik  der  Staaten  bilden, 
die  jeweils  nach  dem  spezifischen  Stand  cUt  Wdrtschaft 

an^  ewendet  werden  sollen,  und  die  doch  kein  Allheilmittel 
für  alle  Zeiten  bilden.  — 

Die  Flandelspolitik  ries  Deutschen  Reiches  baut  sich 
nie  it  auf  so  günstigen  V oraussetzungen  auf  wi(r  die  anderer 
Staiten;  Deutschland  stehen  nicht,  wie  Russland  oder 
An  erika  weite  Gebiete  zur  Verfügung,  -n  denen  die  über- 
sch  issige  Bevölkerung  angesiedelt  werden  könnte,  und  wo 
die  deutschen  Industrieprodukte  einen  gesicherten  Aus- 
tausch zu  finden  sicher  wären.  Auch  verfugt  Deutsch- 
lam  nicht  über  einen  solchen  Kolonialbesitz  wie  F'rank- 
reich  und  E.ngland,  der  doch  auch  bei  günstiger,  Erank- 
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reich  ähnlicher  Kolonial-Arrondierung  durch  einen  Krieg 
gefährdet  werden  könnte.  Trotz  des  Aufschwunges  der 
deutschen  Kolonien  (das  in  deutschen  Schutzgebieten  an- 
gelegte Kapital  gibt  das  Kolonialadressbuch  \ on  1904 
folgender  Höhe  an: 

Kamerun 
Süd- West- Afrika  ( 

Ost-Afrika  i 

Togo 

Kiautschou 
Südsee 

zusammen:  186,2  Milk  Mark 

Rechnet  man  zu  diesem  Betrage  die  Betriebskapitalien 
der  Unternehmungen  und  die  Kapitalien  der  Ansiedler 
hinzu,  so  aird  eine  Schätzung  von  300  Milk  Mark  hinter 
der  Wirklichkeit  Zurückbleiben)  ist  Deutschland  in  erster 
Linie  aufseinen  Verkehr  mit  fremden  Staaten  angewiesen. 
Es  kann  nicht  im  Entferntesten  daran  denken,  seinen 
Handel  lediglich  auf  seine  Kolonien  zu  beschränken;  sie 
bilden  ja  nicht  einmal  einen  Prozent  seines  FIandels\  cr- 
kehres.  Mehr  als  die  Hälfte  des  deutschen  auswärtigen 
Handels  spielt  sich  mit  Russland,  England,  FTankreich  und 
den  Vereinigten  Staaten  von  xAmerika  ab.  Man  nahm  in 
diesen  Ländern  Strömungen  wahr,  die  auf  einen  Abschluss 
und  eine  Autarkie  deuten  Hessen.  Ohne  Zweifel  ist  auch 
eine  Tendenz  zur  Schaffung  grösserer  Zollgebiete,  sei  es 
auf  friedlichem  oder  kriegerischen  Wege,  festzustellen. 
Nach  dem  Stande  von  Ende  1910  erweist  sich  folgende 
Tabelle  der  Zollgebiete : 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika  10,03  dPni. 

104  Milk  Einwohner 

Russisches  Reich  22,30  „ „ 

162  Milk  Einwohner 

Britisches  Weltreich  33)6i  „ „ 

444  Milk  Einwohner 


16,6  Milk  Mark 

59>2  „ 

1,2  „ „ 

18,8  „ „ 

1 0,0  „ „ 


Chi  icsisches  Ivcich 

Mül.  I'jnwohner 

V.  S.  ' 

l'ia  ik reich 

)i  Milk  Einwohner 

Dcitsches  Reich 

So  Milk  Einwoliner 


1 1,1-1  Milk  (]kni. 

I M 

3,20  „ 


Kei  lesweo's  widersprechen  diesen  'ratsachen  die  einzelnen 
IScs  rebun^en  entnegenoeselzter  KichUini^',  sie  sind  ledii^-- 
lich  als  Ausnahme  zu  betrachten,  wie  z.  H.  das  Aut'losen 
tler  Schwedisch-Xonve^'ischen  Zollunion.  Chamberlain’s 
Streben  s^inp'  dahin,  haip;land  mit  seinen  Kolonien  durch 
Diti  menzialzölle  abzuschliessen,  Amerikas  .Monroe-1  )oktrin 
ist  1 ekannt.  Russlands  pansla\'istisch-impeiialistischen  Ce- 
lüstc  haben  zum  1 eil  den  grossen  Ki'ieii'  \ ei  ui  sacht.  - 


Da  hat  man  nun  daraut  hinL;e\\  iesen,  Deutschland’s 
Pr)li  ik  müsse  ähnliche  W’e^e  einschkij^en.  Deutschland 
kön  le  den  ^Abschliessun^s-lSestrebunpen  dieser  und  anderer 
Lim  1er  nur  dadurch  ein  (iep'cn^ewicht  bieten,  indem  es 
selb:r  eine  eiligere  wirtschaftliche  und  e\tk  auch  politische 
\"er  )indunp-  mit  Xachbarlandern  \’on  gleichen  w irtschafts- 
poli  ischen  N’oraussetzuni^en  ein^eht. 

W ie  sollte  solch  ein  Zollbindnis  sich  '»•estaltenr 

r*> 
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Wie  sollte  solcher  Zolbmrein  aussehenr  Diese  h'ra<>'c 
ist  durch  den  jetziQ-en  Krieg  von  brennender  Aktualität 
geworden.  Xamentlich  in  Anbetracht  der  Bestrebungen 
und  Blanc  der  ICntente.  ln  der  englischen  wie  französischen 
Presse,  besonders  in  der  Times  und  in  Daily-Xews  werden 
die  Plane  der  ( )ftentlichkeit  unterbreitet,  die  den  mili- 
tärischen Ki'ieg  auf  das  wirtschaftliche  Clebict  namentlich 
über  den  gegenwärtigen  Krieg  hinaus  ausdehnen  wollen. 
Die  hanfuhr  deutscher  Waren  soll  nach  dem  Kriege  ver- 
boten oder  durch  hohe  Zf)llschranken  tatsächlich  unmöo- 

o 

lieh  gemacht  werden.  .Man  hoftt  dadurch,  die  verlmndeten 
Lander  handelsj)olitisch  enger  abzuschliessen  und  Deutsch- 
land’s Bestrebungen  nach  dem  Kriege,  den  Weltmarkt  zu 
erobern,  zu  \ erhindern.  Dagegen  oder  unabhängig  hier- 
von werden  entsprechende  Bestrebungen  auf  Seiten  der 
Mittelmächte  x’crtolgt.  Das  Wort  Mitteleuropa,  wie  der 
(icdanke  des  1 landelsweges  \’on  Hamburg  nach  Bagdad, 
kehrt  in  allen  Zeitungen  und  in  einer  unübersehbaren  h'lut 
von  Broschüren  wieder.  Es  drängt  sich  hierbei  die  Fra<ge 
unwillkürlich  aut,  ob  nicht  schon  früher,  das  heisst  vor 
dem  Kriege,  der  (jcdanke  eines  grösseren  Deutschlands 
in  der  nationalokonomischcn  Literatur  erörtert  wurde. 
Heute  ist  man  in  Deutschland  und  Österreich  erfreut  von 
dem  W attenertolge  der  Zentrahnächte  und  baut  darauf- 
hin Zukunftsideen.  Da  drängt  sich  der  skeptische  Gedanke 
auf:  sind  nicht  diese  wirtschaftlichen  Plane  nur  eine  zu- 
lallige  IL'gieiterscheinung  iler  augenblicklichen  Lager  Hat 
es  nicht  schon  früher  Männer  gegeben,  die  auf  diese 
Xotwendigkeit  hinwiesen,  die  nicht  geblendet  von  des 
I ages  grossen  Ereignissen  solche  oder  ähnliche  Zoll- 
unions-Eorderungen  aufstellten  r:  Diese  ITage  soll  beant- 


M 


» 


wort  't  werden,  in  wieweit  der  Gedanke  einer  Zollunion 
Deut -ichland's  mit  Nachbarländern  schon  vor  dem  Kriesfe 
autta  ichte. 

Da  sind  es  beinahe  schon  hundert  Jahre  her,  wo 
kein  Geringerer,  als  der  geniale  Förderer  und  \^orkämpfer 
tür  E eutschland’s  Einheit  und  industriellen  Ausbau  hierin 
seine  dicsl)ezüglichen  Gedanken  niedergclegt  hat,  nähm- 
lich  ’riedrich  List  in  seinem  nationalen  System  der 
politischen  Ökonomie.  Das  Werk  erschien  1840,  Die 
Fragen  des  internationalen  Handels,  wie  die  Handelspolitik 
bewegten  damals  seine  Ideen  und  deren  Ausbau.  Neu- 
belel  t evurden  seine  Bestrebungen  durch  eine  von  der 
Pariser  Akademie  ausgeschriebene  Preisaufgabe  über  die 
zwec  cmässigste  Art  des  Überganges  vom  Schutzzoll  zum 
Freihandel.  Dieses  Problem  suchte  er  in  dem  oben  an- 
gefül  rten  Werke  zu  lösen. 

Ihm  schwebte  bei  Beantwortung  aller  Fragen  sein 
X'ateiland  vor  und  dessen  Ausbau  nach  jeder  Richtung, 
nicht  jedoch  um  sich  als  weltfremder  Mann  allweltlichen 
Ideei  und  Zukunftsplänen  gegenüber  fremd  und  ver- 
schlo  .sen  zu  erweisen.  Nicht  ohne  Zweck  schrieb  er  als 
Mott('  seines  Buches  die  Worte:  „Et  la  patrie  et  l'huma- 
nite“.  Mit  Recht  bemerkt  auch  Schrnoller,  dass  List  un- 
endli(  h mehr  als  ein  blosser  Schutzzöllner  war.  Er  er- 
fasste mit  der  intuitiven  Kraft  eines  Genius  den  Gedanken 
dass  licht  die  Individuen,  sondern  die  sozialen  Gemcin- 
schafien  es  sind,  die  in  der  Geschichte  der  \'olkswirtschaft 
hanch  Ind  auftreten.  Eir  begriff,  dass  die  Institutionen,  welche 
den  eozialen  Gemeinschaften  einheitliches  Leben  geben, 
welche  aus  grossen  Gesamtinteressen  herauswachsen,  den 
Kern  aller  wirtschaftlichen  Politik  ausmachen.  Er  über- 

Iwand  die  blassen  Gedanken  des  Kosmopolitismus,  wie  sie 

um  d e W'ende  seines  Jahrhunderts  auf  allgemein  philo- 
sojihi;  chen  und  wirtschaftlichen  Gebieten  auftauchten  und 
ersetz  ;e  sie  durch  glühende  Xkaterlandsliebe  und  ein  na- 
tional :s  System  der  jiolitischen  Ökonomie.  Ihm,  der  die 
treihe  tliche  Welt  der  amerikanischen  Union  aus  eigener 
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Erfahrung  wie  selten  jemand  kannte,  ihm,  als  erfahrenen 
Politiker  war  es  jedoch  auch  klar  und  selbstverständlich, 
dass  der  Ausbau  seines  Vaterlandes  nur  eine  Durchgangs- 
pcrijde  zur  humanite  sei.  Chauvinistische  Gedanken  lagen 
ihm  fern;  ihm  schwebte  stets  eine  geeinigte  W'elt  vor. 
Er  war  sich  dessen  bevmsst,  dass  nur  ein  solches  Han. 
dein  die  Mittel  rechtfertigte.  Er  selbst  sagt  in  kurzen 
Worten  darüber:  Die  Zukunft  der  Menschheit  ist  immer 
grössere  x\nnäherung  der  Nationen  zueinander,  endlich 
Wreinigung  aller  Nationen  unter  dem  Rechtsgesetz,  die 
Universalunion.  Das  Interesse  jeder  besonderen  Nation 
fordert,  Selbstständigkeit,  Ausbildung  der  Kultur,  des  Wohl- 
standes und  der  Macht,  und  die  Eaitwickelung  zu  einem 
in  sich  selbst  vollkommenen  und  unabhängigen  politischen 
Körper.  Die  höchste  realisierte  Eanigung  der  Individuen 
ist  die  des  Staates.  Die  höchste  denkbare  Wreinigung 
ist  die  der  gesamten  Menschheit.  Ausbildung  der  Natio- 
nalität ist  der  Hauptgegenstand  des  Streifens  einer  Nation. 
Es  ist  vernünftig,  da  es  naturgemäss  zur  Universalunion 
führt.  Ebne  aus  überwiegender  Macht  hervorgehende 
Universalunion  würde  jeglichen  E'ortschritt  unterbinden 
und  hemmen.  Ihm  ist  die  Universalunion  nur  denkbar 
auf  dem  Wege  der  Konföderation. 

Eühe  wir  auf  die  von  ihm  entwickelten  Zollunions- 
gedanken eingehen,  halte  ich  es  jedoch  für  notwendig, 
sich  ein  Bild  von  der  Zeit,  in  der  er  lebte  und  für  seine 
Ideen  focht,  zu  machen.  Eir  selbst  charakterisiert  die  Zeit 
zur  EVklärung  seiner  Bestrebungen  folgendermassen : Re- 
gierende und  Regierte,  Edelleute  und  Bürger,  Staatsbeamte 
und  Gelehrte,  alle  trugen  sich  damals  in  Deutschland  mit 
Vorschlägen  zur  neuen  politischen  Gestaltung.  Deutsch- 
land glich  einer  durch  Krieg  zerrütteten  Wirtschaft,  deren 
frühere  Eigentümer  im  Begriffe  stehen,  sich  aufs  neue 
häuslich  einzurichten.  Überall  herrschte  \\  iderspruch  und 
Meinungskampf. 

Deutschland  war  damals  ein  reines  Agrarland.  Mehr 
als  neunzig  Prozent  der  gesamten  Stoffverarbeitung  wurde 
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durch  das  Handwerk  bewerkstelligt.  Der  Kleinbetrieb 
hcnscht  vor.  Zwar  lieoen  die  Anfänge  der  industriellen 
Hnt  vickiun<4'  schon  im  17.  Jahrluindert,  das  (lesamtbild 
war  jedoch  nicht  anders.  Maschinen  und  Massenabsatze 
in  lieuti<4'er  Entwicklung'  waren  damals  nicht  im  (icringsten 
vor  landen.  Weder  gab  es  Eisenbahnen  noch  .Strassen  von 
heu;igen  Begriffen.  Der  \"erkehr  spielte  sich  auch  nur 
zwi:  chen  engen  Gebieten  ab,  allein  l'lüsse  und  Kanäle 
errröglichten  grössere  und  weitere  Transporte,  h.rst  um 
die  Mitte  des  Jahrhunderts  wurde  der  Anfang  zu  einem 
Piis(  nbahnnetz  gelegt.  183g  wurde  ein  Zollgebiet  ge- 
schaffen, dem  die  meisten  deutschen  Staaten  angchörten; 
von  diesem  Jahre  an  kann  man  auch  erst  von  einer  (.leut- 
schen  \"olkswirtschaft  sprechen.  Wie  hemmend  wirkte 
die  Sewerbeunfreiheit,  die  trotz  der  Stein-HarcUmberg’schen 
Gesetzgebung  erst  Ende  der  60er  Jahre  \'ollstandig  durch- 
gefiihrt  war.  Diterici  stellt  in  seiner  statistischen  l ber- 
sicht  des  deutschen  Zollverbandes  in  dem  Zeitraum  von 
1831  bis  1836  den  unverkennbaren  h'ortschntt  des  land- 
wirtschaftlichen Gewerbes  in  Preussen  fest  Aber  auch 
die  grossen  Eabrikanstalten,  sagt  er,  sind  namhaft  im 
Ste:gen,  was  namentlich  aus  der  vermehrtim  Zahl  der 
Zucker-Raffinerien  zu  schliessen  ist.  Ifin  neues  Gewerbe) 
bemerkt  er  mit  Zufriedenheit,  ist  im  Entsehen  begrifien 
und  zwar  die  Runkelrüben-Zuckertabrikation.  l'erner  er- 
sieht man  das  .Steigen  grösserer  I'abrikation  aus  dem  \'er- 
bra  ich  und  Absatz  von  Baumwollwarcn,  seidenem  Zeuge, 
Geweben  aller  Art, 

Die  Einfuhr  von  Baumwolle  betrug; 


1832 

1 17  91 1 

Ztr. 

1834 

1/5  317 

1836 

187  858 

Die  .Summe  der  in 

die  preussischen  Häfen 

cin^^egano'cnen 

Schiffe  stieg: 


von  1832 
auf  1836 


3841 

4261 


V 


Der  ausgegangenen  Schiffe: 
von  1832  3826 

bis  1836  4337 

Pis  ist  kein  übereilter  .Schluss,  dass  ein  solcher  Staat  von 
Jahrzehnt  zu  Jahrzehnt  in  Wohlstand  fortschreiten  muss, 
sind  seine  Worte.  An  einer  anderen  Stelle  fährt  er  fort: 
Die  wichtigste  Verschiedenheit  und  ein  Vorteil  von  allen 
Teilnehmern  in  den  grösseren  Zollverbänden  ist  und  bleibt 
der  erweiterte  Markt  und  Wrkehr  mit  dem  x ergrösserten 
Inland.  Es  ist  ein  ganz  anderer  xffbsatz,  wenn  im  unge- 
hinderten Verkehr  die  Bedürfnisse  von  fünfundzwanziof 
Millionen  Menschen  befriedigt  werden  sollen,  als  wenn  der 
Markt  nur  für  vierzehn  Millionen  zu  berechnen  wäre. 
Auch  die  Wrhältnisse  zum  Auslande  werden  ”CPen  einen 
so  vergrösserten  Staatenbund  sich  anders  stellen  als  vor- 
her. Als  Illustration  möge  die  t bersicht  des  Deutschen 
Zolb  ereins  im  Jahre  1836  mit  der  Bevölkerung  \ on  1834 
dienen ; 


Preussen 

Bayern 

Württemberg; 

.Sachsen 

Kurfürstentum  1 lessen 
hlessen  und  1 lomburp' 

Baden 

Herzogtum  Nassau 
Thüringer  Wreinsländer 
PTankfurt  a.  M. 

.Sum  ma ; 


cpw  Meilen 

P'dnwohner 

5146,14 

13690653 

1384,53 

4251118 

378,41 

I 627122 

27 1,68 

I 595668 

1 6 1 ,69 

640674 

155,^^ 

769691 

^/"9,54 

I 231657 

82,70 

373601 

222,52 

908478 

4,33 

60000 

8088,54 

25  148662 

Eist  halt  die  damalige  Gebietseinteilung  der  europäischen 
Nationen  für  unnormal  und  nicht  der  Natur  der  Din<re 
entsprechend.  W’enn  sich  jede  Nation  im  Besitze  der  zur 


Entwiklung  erforderlichen  (iebiete  befände,  so  widerspräche 


jeder  Übergriff  einer  gesumlen  Iff)litik.  P> 
biets-Arrondierung  zu  den  wesentlichsten 


zählt  die  Ge- 
Bedürfnissen 
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jiner  Nation.  Dieses  Streben  ist  für  ihn  so  weit  lej^itini, 
lass  ihm  dadurch  so^ar  ein  Krie^'  als  gerechtfertigt  er- 
scheint. h>  setzt  darüber  auseinander:  Die  Politik  hat 
angst  getühlt,  dass  Cdeichstellung  der  Nationen  ihre  end- 
iche  Aufgabe  sei;  das,  was  man  die  Ifrhallung  des  euro- 
xiischen  (deichgewichtes  nennt,  ist  \'on  jelu'r  nichts  anderes 
4'ewesen,  als  das  Pestreben  der  Minder miichtigen,  den 
. mgriften  der  ( bermiichtigen  Ifinhalt  zu  tun.  Englands 
. bergewicht  war  wahrend  der  Kämpfe  gegen  die  Revo- 
ution  und  Ifroberung  unermesslich  gewat  hsen.  Offenbar 
lat  1 'rankreich  gleiches  Interesse  mit  den  ilbrigen  Kon- 
inentalmächten,  gegen  die  Seeübermacht  Ifnglands  eine 
■\lliance  abzuschliessen.  Idner  eneeren  X'ereinieum'  des 

‘ > 4^  O 

europäischen  Kontinents  steht  al)er  nichts  zur  Zeit  so  sehr 
m W’ege,  als  dass  das  Zentrum  dessclbim  noch  immer 
licht  die  ihm  gebührende  Stellung  einnimt.  Anstatt  \^er- 
nittler  zwischen  dem  Osten  und  W esten  des  europäischen 
Kontinents  zu  sein,  bildet  es  zur  Zeit  den  Zankapfel,  weil 
uan  diese  durch  Mangel  an  Xationaleinheit  geschwächte 
Mittelmacht  auf  seine  Seite  zu  ziehen  hofft.  W'ürde  da- 
.^egen  Deutschland  mit  den  dazu  gehörenden 
Seegestaden,  mit  Holland,  Belgien  und  der 
Schweiz  sich  als  k r ä f t i g e kommerzielle  und 
oolitische  PA n heit  konstituieren,  so  könnte  es 
lern  e u r o pä  i s ch  e n K o n t i n e n t den  P'rieden  für 
angeZeit  verbürgen  und  zugleich  deiiMittel- 
[iLinkt  einer  dauernden  K o n t i n e n t a 1 - A 1 1 i a n c e 
lüden. 

Alle  Nationen  haben  ein  gemeinschaftliches  Interesse 
laran,  sich  gegen  die  zerstörende  Konkurrenz  ISnglands 
Ul  schützen.  Alle  minder  seemächtigen  Nationen,  zumal 
lie,  welche  keine  oder  nur  unbedeutende  Kolonien  be- 
ätzen,  haben  daher  ein  gemeinschaftliches  Interesse,  durch 
cereinigte  Kraft  einen  solchen  Zustand  herbeizuführen. 
Bei  Beurteilung  der  unermesslichen  Interessen,  welche  den 
Kontinental-Xationen  der  Seesuprematie  gegenüber  ge- 
neinschaftlich  sind,  w'erden  wir  zur  Ifrkenntnis  .geführt, 
lass  nichts  so  sehr  nottue,  als  eine  Pdnigung.  Es  kann 
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dem  nach  nicht  in  Abrede  m'estellt  werden,  dass  dem  na- 
poleonischen  Konlinenlal-System  eine  richtif^e  Ansicht  von 
den  Hedurtnissen  und  Interessen  des  Kontinentes  zu  (ji'un- 
de  laf4’cn.  Dass  die  Idee  des  Kontinentai-Systems  immer 
wiederkehrt,  dass  die  Xot wendiipkeit  ihrer  Ivealisicrunu' 
(Kmi  Kontinental-Xationen  sich  immer  starker  aurdrän;..;en 
wird,  ist  jetzt  schon  klar  und  wird  immer  noch  klarer 
werden.  Iss  ist  demnach  t<3richt  \a»n  hrankreicli,  wenn 
es,  allem  Recht  und  aller  Xatur  (Km‘  \ erliältnisse  zuwider, 
( jrenzans|)rüche  ^Li'c^'en  Dcaitschland  erhebt,  han  wirksames 
Kontinental-S\'stem  k'ann  nur  aus  freier  \ ereim^'un“'  der 

c \ r e h k n uud  nur  Pirfolg  haben, 
wenn  es  ('deichslellung  der  daraus  erwachsenden  X’orteile 
bezweckt.  Denn  nur  so  können  die  Seemächte  zweiten 
Ranges  der  englischen  Macht  .gegenüberireten,  so  dass 
diese  allein  gerechten  l'orderungen  nachgibt.  Nur  durch 
solche  .Alliance  können  die  Kontinentalmächte  ihre  \'er- 
bindung  mit  den  Eändern  heisser  Zone  erhalten  und  ihre 
Interessen  mit  dem  Orient  und  Occident  behaupten.  Es 
wird  den  Briten  hart  ankommen,  das  Auswachsen  und 
Blühen  dieser  Enion  sehen  /ai  miissen.  Aber  ein  I^lick 
in  die  Zukunft  wird  sie  hinlänglich  trösten.  Dieselben 
l rsachen,  die  t ji'oss-Britanien  aut  seinen  hohen  Stand  er- 
hoben, werden  das  X'ereinigte  Amerika  auf  einen  Grad 
von  Industrie,  Reichtum  uml  Macht  erheben,  welche  Pino-- 
Land  weit  liberragen  wird.  Xordamerika  wird  seine  Be- 
\ä>lkerung‘  aut  hunderte  Ahlhonen  .Menschen  \ ermehren, 
wird  über  .Mittel-  und  .Xord-Amerika  seine  .Macht  aus- 
dehnen, es  w ird  che  Sc'emacht  \ on  ( iross-Britanien  so  weit 
überragen,  als  ihre  Küsten  und  Stnime  die  britischen  an 
(irosse  übertreffen.  So  w ird  in  nicht  allzu  ferner  Zukunft 
die  .Xaturnotwendigka'it,  welche  jetzt  den  h'ranzosen  und 
Deutschen  die  Stiftung  einer  Kontinental-.Alliance  gegen 
die  britische  Su|)rematie  gebietet,  den  Briten  die  Stiftung 
einer  euro])äischen  Koalition  gegen  die  Suprematie  von 
Amerika  gebic'ten.  .Alsdann  wird  (ircjss-Britanien  in  der 
Hegemonie  der  X'ereinigten  .Xkachte  von  Pairopa  Schutz, 
.Sicherheit  und  (icltung  gegen  die  amerikanische  t'ber- 
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cht  finden. 

Interessant  und  von  nicht  minderem  Gc^enwartswert 
l seine  Bctrachtuii'^en  über  Holland; 

I lolland  wird  jederzeit  als  der  1 lauptkanal  für  die 
rbindun<4en  Süddeutschlands  mit  anderen  Ländern  bc- 
:htet  werden  müssen.  Holland  ist  nach  seiner  Lage 
• Abstammung  eine  Provinz,  ohne  deren  lunverlcibung 
len  deutschen  Hund  Deutschland  einem  Hause  zu  ver- 
ichen  ist,  tlessen  Tür  einem  Fremden  gehört.  Holland 
lört  so  gut  zu  Deutschland,  wie  die  Bretagne  und  Nor- 
ndie  zu  l’rankreich.  Holland  Deutschland  einverleilit, 
der  Führer  der  deutschen  Seemacht.  In  seiner  gegen- 

o o 

'tigen  Lage  kann  Holland  seinen  Kolonialbesitz  bei 
-tem  nicht  so  gut  ausbeuten,  als  wenn  es  einen  Bestand- 
des  Deutschen  Bundes  bilden  würde.  Schon  darum 
ht,  weil  es  an  den  zur  Kolonisation  erforderlichen  tile- 
nten,  an  Menschen  und  geistigen  Kräften  zu  schwach 
1 lolland  kann  nur  durch  die  Deutsche  Union  und  in 
engsten  \Arbindung  mit  derselben  seine  alte  Blüte 
clererlangcn. 

Als  \h)raussetzung  für  eine  eurojräische  Staatenunion 
U er  die  Gleichheit  und  Harmonie  der  staatlichen 
chttaktoren.  F>s  ist  derselbe  Gedanke,  den  er  ausspricht 
;ler  l'orderung,  dass  in  der  einzelnen  Volkswirtschaft 
rikultur-  und  Manufaktur-Kraft  wie  am  Körper  zwei 
ne  gleichmässig  entwickelt  sein  müssen.  Erst  ist  die 
tschaftliche  Selbständigkeit  einer  jeden  \"olkswirtschaft 
das  Ziel  einer  gesunden  Handelspolitik  anzusehen  und 
; dann  und  nicht  eher  sei  ein  Staaten-Bund  zu  erstreben, 
wendet  sich  gegen  die  aus  der  Übermachtstellung 
2S  Staates  entstandene  Union.  Freiheit  der  einzelnen 
ividucn  im  Staate  und  dann  Freiheit  der  einzelnen 
Ionen  in  der  fhiion  ist  sein  V^crlangen.  Nicht  Zv/ang, 
dem  die  h.rkenntnis  des  gegenseitigen  allgemeinen 

o o 

rteiles  soll  zu  diesem  weiteren  kulturellen  h'ortschritt 
ren.  Nur  dadurch  könnte  das  Gleichgewicht  und  der 
.;de  gewährleistet  werden.  Deutschland  schien  ihm  da- 
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mals  diese  Vorbetlingungen  noch  nicht  erfüllt  zu  haben 
und  zu  schwach  zu  sein,  um  eine  Ihnon  eingehen  zu 
können.  Es  bot  keine  Garantien  gegen  Ausbeutung  und 
Abhängigkeit  von  seinen  mächtigen  Nachbarn.  Bei  seiner 
Entwicklung  ein.  s geeinigten  Euroiuas  unterscheidet  er 
zw’ci  Phasen.  Die  erste  ist  für  ihn  die  Einsicht  der  Kon- 
tinentalmächte, eine  Union  gegenüber  Fhigland  schliessen 
zu  müssen.  Er  würdigt  dabei  den  na])ole<mischen  Ge- 
danken der  Kontinentalsperre.  Die  zweite  Entwicklungs- 
phase bildet  der  notw'endige,  keineswegs  erzw  ungene,  son- 
dern \ on  selbst  sich  ergebender  Anschluss  Englands  an  die 
Lhilon  der  Kontinentalmächte.  Als  ])rimus  inter  pares  soll 
England  die  Hegemonie  der  eurojjäischen  Union  gegen- 
über Amerika  bilden.  Ein  ers})riessliches  Ineinandcrgreifen 
und  gegenseitiges  Ergänzen  der  Nationen  untereinander, 
unter  Wahrung  nationaler  l’reihcit,  des  SelbstbestimmunL>s- 
rechtes,  mit  einem  Worte  eine  Konfötlcration  erscheint 
ihm  als  erhabenes  Ziel  der  grossen  europäischen  1 landels- 
politik. 


Die  Geschichte  hat  andere  Wege  eingeschlagen  als 
die  von  ihm  \ orgestellten.  Es  genügt  an  den  jetzigen 
Krieg  zu  erinnern.  ITankreich  sieht  in  Deutschland  den 
Erbteind.  Englands  Politik  hat  die  Ifrfullung  dieser  Zu- 
kunftspläne in  weite  l'ernen  gerückt.  Fis  denkt  nicht  an 
eine  Gleichstellung  und  Wahrung  der  Einzelinteressen  der 
Nationen,  sondern  das  Streben  nach  \"ormacht  und  Ab- 
sonderung ist  für  Fingland  massgebend.  So  fasste  die 
Tagung  der  Vereinigung  der  englischen  Handelskammern 
nach  dem  Berichte  des  Times  \ om  i.  Miirz  1916  eine 
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be  nerkcnswcrtc  I jUschlicssun^-,  die  en'^ert'  I landelsbc- 
zie  iunL;cn  mit  den  Kolonien  und  den  verbündeten  Staaten 
cn  ptiehlt  und  \ erlanpt. 

1.  \’orzui4'starit'e  zw  ischen  allen  Teilen  des  eni^iischcn 
Weltreiches ; 

2.  (lei^enseiti^e  1 landelsbezichun^'en  zwischen  dem 
eni^lischen  Weltreich  und  den  W'rbündeten; 

3-  hansc!n'änk'un<4'  durch  Zolltarife  und  andere  Wir- 
kehruii'^en  ^epen  den  llandel  mit  feindlichen 
Landern,  um  Lnterbietunp  unmöglich  zu  machen, 
die  einheimische  Industrie  zu  entwickeln  und  die 
einheimische  Arbeit  in  stärkerem  Masse  zu  be- 


sciudti<4‘en. 

Die  1 laltun^'  Luj^iandsden  XTreinipten  vStaaten  o'epen- 
üb bedingt  zum  d'eil  tlurch  nahe  bluts\  erw andtschiaft, 
l;is;t  deutlich  jei^iiehen  Interessemviderspruch  mit  Amerika 
im  Keime  schon  ersticken  oder  doch  \ erdecken.  Anstatt 
mi  den  europüischen  Müchten  1 land  in  1 land  p;eL;enüber 
de-  drohenden  Mandels-Suprematie  aufzutri  ten,  sieht  es 
sei  len  ;ir<jsten  \\  idersacher  aut  dem  Kontinent.  Die  hdame 
de.  mittelamerikanischen  Kanals  ist  ein  beirpiel  fiir  eine 
sonst  nicht  von  bav^land  g'eübte  Xaclv^ibi^^keit  Der  ge.^en- 
wiirti^e  Kriep"  belehrt  es  \ielleicht  eines  Besseren.  Cie- 
nuinsame  Interessen  s;ei4enilber  Amerika  werden  es  be- 
wegen, näheren  Anschluss,  namentlich  in  Deutschland,  zu 
su(  heil.  Denn  allzu  auftallii'-  sind  die  einseitii^en  \"orteile, 
dir  Amerika  in  der  jetzi.e;en  Zeit  des  allLfemeinen  euro- 
])ä  sehen  Zerw  ürfnisses  gew  innt. 

So  l)etru<4"  nach  dem  Hkonomist  \ om  12.  l'eb.  1916 
die  Ausfuhr  Gross-Britaniens  nach  den  X ereiniirten  Staaten 


vor  Amerika  (in  Pfund  Sterling- 
im  Jahre  1913 

r>  n * f)  ^ 4 

„ ,,  1913 


29  294196 

34035430 

26 I 70046 


i ‘ V 


inr  Jahre  1913  141  652072 

„ „ 1914  13S 575284 

„ „ 1915  238006442 

Der  Ekonomist  bemerkt  hierzu:  Ifs  steht  zu  betürchten, 
dass  Amerika  an  die  Stelle  tritt,  wo  wir  früher  standen, 
und  dass  es  nach  Beendigung  des  Krieges  iür  unsere 
Kaufleute  nicht  leicht  sein  wird,  ihre  frühere  Stellung 
wiederzugewinnen.  Interessant  ist  es  hierbei,  den  Ge- 
samthandel Anrerikas  nrit  der  Ifntente  dem  mit  den  Zen- 
tralmächten (j-egenüber  zu  stellen,  (in  Millionen  Dollars). 

lünfuhr 


1913 

1914 

1915 

England 

295 

294 

256 

h'rankreich 

I 36 

141 

/ / 

luir.  Russland 

26 

20 

2 

Asiat.  „ 

0 

l 

Italien 

54 

56 

m m 

:>  3 

Belgien 

42 

41 

Ausfuhr 

IO 

1913 

1914 

1915 

England 

597 

594 

912 

h'rankreich 

1 46 

159 

369 

Eur.  Russland 

25 

30 

37 

Asiat.  „ 

I 

I 
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Italien 

76 

74 

184 

Belgien 

66 

61 

2 1 

Dir  Ifintuhr  tler  W'reinigten  Staaten  \ on  Amerika  nach 

O 

Gr  )ss-Britanien : 


Der  Handelsverkehr  ist  für  England  um  655  Millionen 
Dollar  gegenüber  den  Vereinigten  Staaten  passiv.  Ganz 
besonders  findet  die  für  England  ungünstige  I landelsbilanz 
in  den  ungünstigen  Wechselkursen  von  Xew-X'ork  aut 
London  ihren  nachteiligen  Ausdruck.  Die  Pfundwährung 
hat  \ on  ihrer  weltbeherrschenden  .Stellung  viel  eingebüsst 
und  bessert  sich  nicht  trotz  aller  Gegenmassregeln  seitens 
Pmglands. 

Infolge  des  Abschlusses  der  Zentralmächte  ist  das 
Ergebnis  für  diese  bei  weitem  günstiger.  Xamentlich  die 
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He  lauptung  Lists  ül)cr  die  zukünftige,  miichtige,  auch 
England  überragende  Idotte  Amerikas  findet;  einen  Beleg 
lau:  Mitteilung  der  XewA’ork-Staatszeitung  vom  29.  Feb. 

19  6.  Darnach  setzte  der  Präsident  der  Militärakademie 
dem  I'lottenausschuss  des  Repräsentantenhauses  ausein- 
anc.er,  dass  die  amerikanische  Flotte  bis  zum  Jahre  1925 
in  ;oIchen  Zustand  an  Zahl  und  Stärke  gesetzt  werde,  dass 
sie  mit  der  stärksten  Flotte  der  Welt  wetteifern  könne. 

Admiral  Knight  wurde  im  Laufe  der  Diskussion  befragt, 
ob  er  die  Möglichkeit  eines  Konfliktes  mit  England  in 
Betracht  zöge.  Fr  antwortete,  man  solle  nicht  zu  sicher 
in  liesem  Punkte  sein : Gewisse  Momente,  die  uns  bisher 
Sic  lerheit  zu  verbürgen  schienen,  haben  sich  gerade  als 
get  dirdrohend  erwiesen.  Icli  bin  nicht  so  sicher,  dass 
wir  nie  einen  Krieg  mit  England  haben  werden. 

Bezeichnend  tür  die  wachsende  Handelsselbständip- 

o 

kei  Amerikas  ist  nach  den  Commerce-Reports  die  Zu- 
nahme des  1 landelsschiffbaues.  Das  bedeutendste  Jahr 
für  den  Schiffsbau  in  Amerika  war  das  Jahr  1904,  in  dem 
13.;  Schitte  mit  einem  Tonnengehalt  von  insgesammt  ' 

40^'  473  Tonnen  gebaut  wurden.  Gegenwärtig  sind  230 
Ha  idelsschiffe  mit  zusammen  901 370  Tonnen  im  Bau. 


Sehr  zeitgemäss  muten  uns  die  Betrachtungen  List 
über  Holland  an.  Welche  Bedeutung  Holland  und  Belgien 
unc  damit  ein  ungehinderter  \Trkehr  durch  diese  Staaten 
für  Süddeutschland  hat,  ist  in  diesem  Kriege  mehrfach 
her  .’orgehoben  worden.  Der  König  von  Bayern,  Lud- 
wig III.,  hat  die  Notwendigkeit  einer  freien  Rheinmündung 
unumwunden  ausgesprochen.  Der  Durchfuhr-Verkehr 
wüule  sich  enorm  steigern,  wie  auch  jetzt  schon  die 
ba\  erischen  Eisenbahnen  einen  grossen  Aktivposten  aus 
der  Durchfuhr  rumänischen  Getreides  nach  der  Schweiz 
aufn’eisen.  Süddeutschland  würde  einen  Umschlagsplatz 


I 
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zwischen  der  Rheinmündung  und  dem  Orient  bilden.  Im 
Mittelalter  war  die  Donau  die  grosse  1 landelsstrasse,  trotz 
des  späteren  Wettbewerbes  der  italienischen  1 landelsstädte 
und  der  Bevorzugung  des  Seeweges  ins  Schwarze  Meer. 
Man  weist  auch  darauf  hin,  dass  dieser  Wasserweg  zur 
Autschliessung  der  bedeutenden  Ivisenerzlager  im  nörd- 
lichen Bayern  beitragen  würde.  Über  die  Bedeutung  der 
Rheinmündung  sind  sich  auch  die  Gegner  Deutschlands 
klar.  So  schrieb  eine  französische  Zeitung-:  Wenn  Eno- 
Land  über  Deutschland  triumphieren  soll,  muss  der  Hafen 
von  Antwerj)en  verriegelt  werden.  Die  bekannte  Reclus'- 
sche  Karte  des  neuen  Eiuropa  beraubt  dazu  die  Nieder- 
länder der  Scheldemündung  und  des  ganzen  Gebietes 
westlich  des  Rheines.  Man  erinnere  sich  auch  hier  an 
die  Worte  Napoleons  I.  „Avec  Anvers  je  tiens  un  pistolet 
Charge  sur  la  poitrine  de  l’Angleterre.“ 

Als  im  Jahre  1863  seitens  Hollands  der  Scheldezoll 
aufgehoben  wurde,  machte  sich  ein  starker  Aufschwung 
des  Schiffsverkehres  bemerkbar,  wozu  nicht  zu  mindest 


das  Rheinland 

beigetragen 

hat.  So 

wuchs  der 

Schiffs- 

eingang  in  je 

tausend  Reg 

istertons : 

Im  Hafen: 

1870 

1890 

1900 

1912 

Antwerpen 

984 

3824 

10756 

11693 

Hamburg 

1604 

5203 

12454 

t3568 

Rotterdam 

1026 

2863 

9228 

11548 

Amsterdam 

358 

1014 

2004 

2243 

Bemerkenswert  ist  auch  die  Durchschnittsgrösse  der  ver- 
kehrenden Schiffe: 


I lamburg 

Rotterdam 

Amsterdam 

1903 

1016 

1578 

1912 

766 

1 184 

1973 

Die  Gründe  für  diese  Ehitfaltung  liegen 

in  der  günstigen 

Lage  zur 

Weltstrasse 

des  Ärmelkanals 

und  zum  Ozean. 

Die  Verladung  über  die  Niederlande,  anstatt  über  die 
deutschen  Nordseehäfen,  bedeutet  für  Süd-  und  zum  Teil 
für  Mittel-Deutschland  eine  Zeitersparnis  von  sieben  bis 


( 
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viel  zehn  I'ai>cn  und  tlamit  eine  enorme  \ erl  )illi<>'uno*  der 
I'ra 'Ilten,  was  doch  als  ! laupttaktor  ini  inlernationalcn 
klat  delsverkclir  anzusehen  ist.  Der  in  den  letzten  Jahren 
zun  diniende  l\heinschitfahrts\'crkehr  weisst  darauf  hin,  wie 
sehi  ein  direkter,  unbehinderter  Wu'kehr  mit  dem  Ozean 
not'cendib  ist.  Ifs  bewahrheitet  sich  die  Behauptunb'  iasts, 
und  vielleicht  w ird  sein  Satz  zur  W alirheit,  dass  1 lolland 
allem,  in  X'erhindunb  mit  Deutschhmd  die  alte  Idüte 
wiedererlanb't.  Durch  Abschluss  einer  Zollunion  sucht 
List  die  Industrie  zu  fördern,  indem  er  mit  ! lilfe  \'on 
Z()ll.'n  deren  Kmporblühen  betördert  sehen  will. 


Zum  Schluss  soll  noch  seine  Stellunb  der  Landw  irt- 
sch;  tt  bcpe'miber  erwähnt  w'erden.  Bemerkenswert  sind 
hier  iber  seine  hdb'enden  Ausserunbet^ : Bei  einem  nur  I .and- 
wirtichalt  treibenden  \"olk’  bleibt  alles  stationiir  — Bex'öl- 
k'eri  nb,  Broduktirm,  1 landel,  ('onsumtion,  Rente-  und  Staats- 
einfommen.  Ausser  tlort,  wo  die  einheimische  Landwirt- 
sch.' tt  durch  eine  einheimische  blühende  Industrie  unter- 
stiit;  t ist.  Die  Broduktix  krafte  der  Landwirte  werden 
untrrstiitzt  und  empoi'behoben.  Der  Stand  der  .-\cker- 
bauor  wird  jedes  Jahr  b‘n Absatz  finden.  Diese 
belebende  und  die  Xiihrer  zu  höherer  'Lit'bkeit,  zu  \’ei- 
mel  rter  Arbeit,  bro^-^^^crer  Wohlhabenheit,  brdsserem  Reich- 
tum und  \ ermehrter  I^evölkerunb  enijDorhebende  Wechsel- 
wirl-Linb  zwischen  beiden  protluktiven  Xrihrmibsständem 
den  jeniben,  welcher  die  Stoffe  herx'orbrinbt,  und  dem- 
jeni<;en,  welcher  sie  veredelt,  kann  nicht  statthaben  in 
Län  lern,  deren  Abrikultur  keine  blühende  einheimische 
Indistrie  zur  Seite  steht. 


“/ 


XX’iclüibe  (ledanken  hat  auch  der  bekannte  Xatio- 
nalokfinom  Wilhelm  Roscher  an  verschiedenen  Stel- 
len seiner  \\  erke  auseinanderbeführt.  Lr  hat,  ähnlich  wäe 
List  in  diesem  Bunkte,  hervorbehoben,  dass  ein  Zollverein 
nur  zu  beffirworten  sei,  wenn  er  \ fin  dem  Bew  usstsein, 
der  ( icmeinsamkeit  der  Interessen  der  daran  beteilib'ten 
Staaten  b'eb'ab'en  sei.  D.as  l'ehlen  des  Zusammenbehorib'- 
keitsbefühles  kann  die  realen  Interessen  behhirden,  und 
eine  X'ereinibuub  ist  in  solchem  halle  nicht  zu  raten.  Aus 
diesem  (irunde  ladt  er  eine  \Areinibunb  mit  Enb'land 
oder  h'rankreich  für  ausbeschlossen.  Durch  die  I lamlels- 
verträbo  vom  Dezember  1891  Deutschkmds  mit  Oester- 
reich - Lnb'arn,  Italien,  Belb'icn  und  der  Schweiz  sei  im 
1 Icrzen  Europas  eine  w irtschaftliche  lnteressenbTU])])ierunb 
ins  Leben  be'''^hen  worden,  die  den  jenseits  des  Ozeans 
sich  ausbreitenden  ])rohibitiven  d'endenzen  entbebentritt. 
Die  industrielle,  über  den  eib'enen  Beclart  hinausreichende 
Broduktionskrat'i  der  mitteleuropäischen  Staaten,  verbun- 
den mit  der  Xotwendibkeit  für  ihre  sich  vermehrende 
Bevölkerunb,  Xahriiubsmittel  \on  auswärts  zu  beschatten, 
hätten  den  Lmschwuiib  bewirkt.  Die  Ausbildunb  der 
Weltwirtscaft  und  die  Entfaltunb  des  beR‘-^''*^^ib.ü'v'u  Bro- 
duktionsaustausches  berb'en  blasse,  noch  zu  lösende  Bro- 
blemc  in  sich.  Der  Bezub  von  Broduktions-  und  Enter- 
haltunbsmitteln  sei  zu  einer  Ivxistenz- h'rabc  tür  die  mo- 
dernen  Industriestaaten  b'e'vorden.  Der  Kam])t  um  den 
Weltmarkt  bcbiunt  immer  mehr  ein  Kampf  um  die  W elt- 
macht zu  weiaLn.  Die  rivalisierenden  Interessenb'rujipcn 
werden  an  Zahl  Emtaiib  b’r‘Eser.  Hier 

erwähnt  er  die  Ausbestaltunb  der  drei  Mächte;  Eiibland  s, 
Russlands  und  der  \Areinibtcn  Staaten  Amerika's.  Sie 
üben  mit  ihrer  Macht  einen  immer  brb^^uren  Druck  in 
j)olitischer,  wie  wirtschaftlicher  I linsicht  aut  alle  kleineren 
Staaten  aus.  Bei  Ifrw’ähnunb  der  imperialistischen  Bestre- 
buiiben  b'ettenkt  er  der  IMlitik  haiblands,  tür  die  die 
W orte  Ehamberlain’s  be'On  vom  Gesetzte  der  historischen 
Entwickelunb,  dass  die  b'n'^^cn  Staaten  immer  b'rbsser, 
die  kleinen  immer  kleiner  werden  müssten.  Und  wenn 
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dicsi;  Idee  w irklich  in  Krfüllun«;'  .s^in^e,  würde  dieses  «grös- 
sere Rritanien  ein  Sechstel  der  Erdoberfläche  und  ein 
\ ieitel  der  Bevölkeriino;  der  Erde  der  Eandw’irtschaft 
nich : englischen  \ö)lkern  verschlossen  w'erden.  Als  Eol- 
^e  ^ieht  er  das  Entstehen  ^'anz  n<nier,  grosser,  politischer 
Konstellationen.  Altere  \"ölker^e4'en‘^;ilze  winden  zurück- 
«■ediiin^i^t,  neue  w ürden  mächtij^'cr  und  drohender  in  den 
\"or  ler<>rund  treten.  Die  Bestrel)un^■en  Cl'amberlain’s, 
die  Schaflunj^'  eines  so  «^ewaltii^en  Ereihandelf^ebietes, 
wairde  durch  seine  Abschliessunp;  nach  aussen  im  (irun- 
de  genommen  antifreihändlerisch  sein.  Die  Deutschen 
Han  leis-  und  Ausfuhr -Interessen  würden  durch  den  bri- 
tiscl  en  Zolhercin  zw'eifellos  gefährdet  sein.  Da  würde 
d e r ^ e }>  1 a n t e m i 1 1 e 1 e u r o p ä i s c h e Z o 1 1 \-  e r e i n noch 
mehr  an  aktuellem  Interesse  p; e wd n n e n. 

Tatsächlich  sieht  er  also  den  Hauptkonkurrenten  Eu- 
roprs  in  Amerika.  Dagegen  wäre  wohl  nach  seiner  iMei- 
iiLim'  der  Zusammenschluss  von  ganz  Europa  geboten,  aber 
der  vVirklichkeit  Konzessionen  zu  machen  ist  eine  nicht  zu 
leugnende  Tatsache.  Aus  dieser  Notwendigkeit  heraus 
sieh  er  in  der  Vereinigung  Mitteleuropas  ein  zu  errei- 
chendes Ziel,  h'rankreich’s  chauvinistische  Zollpolitik  und 
Englands  Abschlussbestrebungen  zwingen  zu  diesen  Fol- 
gen ngen. 


ir  wollen  hier  die  von  ihm  erwAhnte  Gefährdung 
der  deutschen  Handelsinteressen  im  Falle  eines  britischen 
Zoll  ,'ereins  näher  ins  Auge  fassen.  Wir  stellen  zunächst 
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die  Einfuhr  der  Rohprodukte  und  Nahrungsmittel  aus  dem 
britischen  Kolonialreich  nach  Deutschland  im  Jahre  1913 
auf;  Sie  betrug;  in  Millionen  Mark: 

Mineralische  und  chemische  Rohj^rodukte 


und  Metalle  125339 

Pflanzliche  Rohprodukte  308008 

Tierische  Ifrzeugnisse  3<^V‘^^3 

Pflanzliche  Olrohstofte  und  Öle  269968 

Nahrungsmittel  für  Menschen  und  Tiere  187827 

Genussmittel  36610 


I 235  465 

Dem  ist  gegenüberzustellen  die  Einfuhr  \ on  Rohprodukten 
und  Nahrungsmitteln  nach  Deutschland  im  Jahre  1913  in 
Millionen  Mark; 


Mineralische  und  chemische  Rohstoffe  und 
Metalle 

Pflanzliche  Rohprodukte 
Tiere  und  tierische  Erzeugnisse 
Pflanzliche  Ölrohstoffe  und  Öle 
Nahrungsmittel  fiir  Menschen  und  Tiere 
Genussmittel 


224  I 51 
10639 
43842 
7283 
71877 
I 208 


359000 

Die  Ausfuhr  von  Rohprodukten  und  Nahrungsmitteln  von 
Deutschland  nach  Gross-Britannien  im  Jahre  1913  in 
Millionen  Mark: 


Mineralische  und  chemische  Rohstoffe  und 


Metalle  104496 

Pflanzliche  Rohprodukte  16985 

Tiere  und  tierische  Erzeugnisse  23917 

Pflanzliche  Ölrohstoffe  und  Öle  24250 

Nahrungsmittel  für  Menschen  und  Tiere  259533 

Genussmittel  8 149 


Afj  330 

Wir  sehen,  dass  die  Zufuhr  aus  den  britischen  Besitzungen 
\’iel  grösser  sind,  als  die  aus  Gross-Britannien  selbst.  Das 


i 


1)1- tische  Kolonialreich  nimmt  eine  wichtige  Stellung-  ein 
in  der  \ ersoroun^-  1 teHtschlands  mit  Rohprodukten,  auf 
de'en  Bezup-  es  auts  Ausland  ani^ewiesen  ist.  Dieser  Aus- 
tal konnte  jedoch  anderswoher  gedeckt  werden.  Dies 
Wirde  zwar  die  deutsche  \h)lkswirtschaft  schädigen,  aber 
de'  .Scluuk'u  tiir  die  britischen  Kolonien  wäre  viel  grösser 
un  1 nicht  zu  ersetzen.  Ics  ist  zum  Beispii. ! nicht  anzu- 
ne  imen,  dass  bei  einem  so  wichtigen  Rohstofle  wie  die 
W ille  Australien  aut  eine  Austuhr  nach  Deutschland  ver- 
zic  iten  wiirde  allein  wepen  der  dadurch  ei  zielbaren  ho- 
he en  \ erkautspreise.  Die  Bezahlimp'  deutscher  Importe 
au:  den  britischen  Kolonien  kanii  wc\L;en  der  in  ihmen 

be  .’orzup'ten  Stellunj;'  Kn^lands  allein  durch  die  \h)rzu;L;s- 
zölle  nicht  direkt  in  ^enü<^endem  Masse  m-fol;.^-en ; das 
zei^t  tollende  (jes^enübcrstellun;^' : 

ly  I 3 E n 5^  I a n d 

Desamtausfuhr  10,505  Alilliarden  Mark 

-\a:h  den  Britischen  Kolonien  4,102  „ „ 

1913  Deutschland 

(ic  Samtausfuhr  10,096  Milliarden  Mark 

\a:h  den  Britischen  Kolonien  454  „ „ 

Deutschland  bezahlt  seine  britischen  Kolonialimporte  durch 
sei  len  Export  nach  Ifn^land.  Soniit  ist  die  Wichtigkeit 
l'in^iands  fiir  Deutschland  bezeichnet.  Deutschlands  Zu- 
ful  ren  aus  Ifn^land  sind  nicht  bealeutend,  da  sie  zum 
or<  ssen  'keile  aus  Industrie-Brodukten  bestehen  und  daher 
im  Eande  selbst  erzeiujt  werden  konnten.  Im  Gegenteil  ist 
England  in  hohem  Grade  auf  die  deutschen  Zufuhren 
angewiesen.  Zum  Beisjiiel  sei  der  Bedarf  an  chemischen 
Bn  dukten  erwähnt;  darin  liept  die  Stärke  Deutschlands. 
(Ahne  die  deutsche  Zufuhr  wäre  Ifn^land  nicht  imstande, 
seine  Kolonien  selbst  in  diesem  Masse  zu  versorgen  wie 
voi  der  1 land.  Die  englischen  Abschlussbestrebunoen 
ersrheinen  daher  als  ein  zweischneidiges  Schwert,  bei 
(leien  \"erwirklichuno  Ifn^land  wohl  nicht  aufseine  Kosten 
kommen  w ürde. 
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ferner  soll  noch  Albert  Schaettle  erwähnt  wer- 
den. ln  seinen  Kern-  und  Zeitlrapen,  die  nach  den  De- 
zember-1  landelsx  erträpen  des  Jahres  1S91  erschienen,  die 
er  selber  als  eine  Art  Glaubensbekenntnis  seinerseits  be- 
zeichnet, setzt  er  sich  des  Xaheren  mit  der  kommenden 
\\  elthandelsjjolitik  Ifnoland's  und  Euro])a's  auseinander. 
Bei  Würdiouipo  der  damaligen  1 landelspolitik  kommt  er 
zu  dem  Schlüsse,  dass  1 )eutschland  Russland  und  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  gegenüber  in  der  Tat 
im  Nachteile  sei.  Ifs  könne  kein  Zweite!  bestehen  liber 
die  Zwano'slape  der  mitteleuro])äischen  Staaten,  in  der  sie 
sich  durch  die  Schutzzölle  Russland’s  und  Amerika's  be- 
finden. Diesen  misslichen  Zustand  erklärt  er  lediglich  als 
l'oD'e  der  absolut  freihändlerischen  Bassixität  lfn'>land's 
<>ei>enuber  der  amerikanischen  und  russischen  Handels- 
politik.  Wenn  England  und  die  mitteleurojiaischen  Staaten 
1 land  in  1 Land  giiwen,  h.ätte  die  russische  und  amerika- 
nische  Handelspolitik  niemals  diese  Richtung  einschlagen 
können.  Nicht  der  kontinentale  1 lochschutz  sei  die  Ur- 
sache, x'iel  mehr  der  englische  l'reihandel  sei  schuld  daran- 
xvegen  seiner  Gleichgültigkeit  und  l'esthalten  an  dem  Man- 
chesterg]aul)en.  Ifngland  xx  ürde  jedoch  seine  falsche  1 ak- 
tik  einsehen,  xvenn  es  seine  Industrie  durch  die  amerika- 
nische und  russische  gefährdet  sieht.  Daher  sei  es  not- 
wendig,  dass  ganz  Mittel-  und  Westeuropa,  soweit  es  auf 
Industrie-Export  und  Rohstoft'-lmport  angexviesen  ist,  mit 
Engl  and  an  der  S])itze,  sich  gegemiber  den  aufstrebenden 
Riesenreichen  über  gemeinsam  zu  wahrende  Interessen 
einig  xvürden.  ln  Ifnglarid  seien  jedoch  in  der  letzten  Zeit 
imperialistische  (ledanke  entstanden,  der  W'unsch  nach 
einem  Welt-lh'ilannien  sei  xvach  geworden.  Wenn  aber 
Ifnoland  dadurch  die  bisherige  freetrade-Bassix  ität  fallen 
Hesse  nnd  ein  durch  fairtrade  bedingtes  W'eltgleichgexx  icht 
herbeiführen  xxürde,  so  könnte  Deutschland  und  Mittel- 
euro])a  seine  Interessen  am  Besten  durch  Anschluss  an 
England  xvahren.  Welt-Britannien  und  Mittel-Eurojia 
xvären  imstande,  der  amerikanischen  und  russischen  Macht 
ein  Gegengexvicht  zu  bieten.  Durch  gemeinsame  Retor- 
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sio  len  wäre  ein  amerikanischer  oder  russischer  Prohi- 
l)it  onismus  ausj^eschlossen  und  dadurch  der  Anfano-  zum 
l 'ri  Mhandel  «lelet^t.  Die  Getährdun_«'  einer  mitteleuropäischen 
Xa  ion  seitens  IGisslamPs  wäre  somit  ausL^eschlossen.  h'rank- 
rei  "h  musste  sich  in  eichenem  Interesse  diesem  l^unde 
an^ chüessen.  Das  j^'anze  alte  iüiro})a  \\'ürde  an  Macht  den 
neuen  Weltreichen  i^ewachsen  sein.  Mitteleuropa  würde 
seine  hreiheit  wahren  ohne  Preis^'abe  seiner  Industrie  an 
Kn  dand  und  seiner  Landwirtschaft  an  Russland.  Ein  "e- 

^ o 

(lei  iliches  \\  elthandelsj^ieich^ewicht  wäre  für  lang'c  Zeit 
gesichert.  Ifr  seihst  bekennt  sich  in  seinen  Imbenserin- 
nei ungen,  dass  ihm  schon  1858  bei  seinem  ersten  Besuche 
in  .Vien  namentlich  durch  den  X’erkehr  mit  dem  Sektions- 
schet  im  Handelsministerium  \ on  Hock  \or  allem  eine 
Eil  igung  Deutschland’s  und  Österreichs  nahe  lag.  Er 
belichtet  hierüber:  die  1 lauptwirkung  des  Wiener  Besuches 
wa  • handeis-  und  volkswirtschaftlichen  Inhaltes.  Der  \ on 
da  d)  rege  Wrkehr  mit  \-on  Hock  machte  mich  von  1858 
an  schon  zum  begeisterten  Anhänger  der  ZolleinDmm- 
De  itschland’s  und  Österreich’s,  der  J lerstellung  eines  gros- 
sen zusammenhängenden,  mitteleuropäischen  \Mrkehrs- 
(le  )ietes,  welches  \on  der  Nordsee  bis  zum  Schwarzen 
Me;r,  xon  der  Ostsee  bis  zur  Adria  reichen  sollte.  Diesen 
(iC danken  habe  ich  \’on  da  an  umerrückt  fest^ehalten. 

o 

vSei  le  X'erwirklichung  war  möglich,  wie  auch  nachträglich 
die  staatsrechtlichen  Wrhältnisse  zwischen  IVeussen,  den 
Mit:elmächten  und  Österreich  wieder  innerhalb  Österreichs, 
zwi -sehen  dessen  einzelnen  Kronländern  sich  gestalten 
mo.'hten.  Der  verfassungspolitische  grossdeutsche  Oe- 
darke  war  in  jenen  Jahren  noch  nicht  massgebend  für 
mich  gewesen.  Schon  im  Jahre  1858  schrieb  ich  den 
Artikel  „Wiener  Zollkonferenzen“  im  Interesse  der  IMrt- 
bilc  ung  des  Zolleinigungs-XMrtrages  vom  19.  Eebruar  1853, 
für  weichen  ich  die  nächsten  sieben  Jahre  so  \iele  und 
scharfe  Lanzen,  oft  vielleicht  zu  ungestüm,  gebrochen 
hak  e. 

Er  selbst  sagt  von  seiner  Betätigung  um  die  Mittel- 
eur  >päische  Handels-  und  Zoll-l’nion,  dass  ei  bei  diesem 
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Kampfe  in  die  vorderste  Linie  geraten  sei  und  dass  er 
mit  Lust  und  Begeisterung  gekochten  habe.  Der  Ge- 
danke der  Deutsch-Österreichischen  Zolleinigung  ist  für 
ihn  die  erste  zu  lösende  Aufgabe  positiv’-grossdeutscher 
Politik.  Das  Lehlschlagen  der  Handels-  und  Zolleinigung, 
schreibt  er,  zwischen  Österreich  und  dem  Zollverein  er- 
scheint mir  wenigstens  als  eine  der  grössten  Linbussen, 
welche  das  Deutschtum  in  (Österreich  und  nach  dem  Orient 
hin  erlitten  hat.  Nur  bei  möglichster  Verkehrsgemeinschaft 
konnte  der  deutsche  Einfluss  rasche  und  grosse  Ifrober- 
ungen  machen.  Die  Einigung  war  ein  deutsches  Interesse 
allerersten  Ranges.  Mit  grösster  Befriedigung  denke  ich 
daher  an  meine  nun  geschilderte  Teilnahme  an  den  Be- 
strebungen der  Jahre  1853  bis  1863  zurück.  Ich  lebe 
mehr  den  je  der  Hoffnung,  dass  dieselbe  Absicht  all- 
mählich, wenn  auch  sehr  langsam,  zu  voller  Anerkennung 
gelangen  wird. 

Er  unterschätzt  die  nunmehr  eingetretenen  Schwierig- 
keiten keineswegs,  wenn  der  Kontinent  Russland, 
Nordarmerika  und  dem  Greater  Britain  der  Engländer 
gegenüber  sich  nicht  handelspolitisch  verzwergen  will.  Heu- 
te würde  man  froh  sein,  bemerkt  er  treffend,  wenn  nach 
der  Entscheidung  über  die  Hegemonie  im  Prager  Erieden 
der  handelspolitisch  weitere  Bund  mit  Oesterreich  stabi- 
lisiert worden  wäre.  Er  sieht  also,  ähnlich  wie  Roscher 
und  List,  die  Hauptgefahr  in  Amerika,  aber  er  sieht  sic 
auch  im  gleichen  Masse  in  Russland.  Er  hält  daher  den 
Zusammenschluss  Mitteleuropas  nicht  nur  gegenüber  Ame- 
rika, sondern  auch  gegenüber  Russland  für  geboten.  Da- 
durch wäre  zweierlei  erreicht.  Kirstens  würde  England 

o 

dazu  beitragen,  den  Prohibitionismus  der  genannten  Staa- 
ten zu  brechen,  und  zweitens  würde  ein  solches  Gegen- 
gewicht Amerika  und  Russland  gegenüber  entstehen,  dass 
der  Übergang  zum  Ercihandel  eine  sich  \ on  selbst  er- 
gebende Konsequenz  wäre.  Der  Abschluss  und  die  Ab- 
sonderung Englands  allein  wäre  eine  Gefahr  für  Mittel- 
europa und  nur  durch  einen  Anschluss  an  England  könn- 
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tcri  die  niitieleuropäischen  Staaten  ihre  industrielle  und 
a^  rarische  Selbständigkeit  wahren. 


Dass  für  Deutschland  die  russische  Gefahr  mit  der 
ai  icrikanischcn  gleichbedeutend  wäre,  ist  jedoch  vorläufig 
ZI  bezweifeln.  L nzweifelhalf  ist  Russland  mit  seinem 
Linderumfang  und  seiner  Bevölkerungszahl  ein  nicht  zu 
le  jgnender,  gefährlicher  Faktor. 

So  betrug  die  Einwohnerzahl  des  europäischen  Russ- 
la  id  19TO  117,3  Millionen  hanw  oliner,  ohne  Kaukasus 
und  Finnland,  also  doppelt  so  viel  wie  Deutschland,  ganz 
Russland  zweieinhalb  Mal  so  viel.  1912  betrug  der  Zu- 
wichs  des  europäischen  Russlands  mehr  als  zwei  Mil- 
lionen, Deutschlands  840  CXX),  von  1879  bis  1910  25 
Millionen,  Russlands  45  Millionen.  Diesem  Be\ölkerungs- 
zi  wachs  und  diesem  Länderkomplex  entspricht  jedoch 
nicht  im  (Geringsten  die  wirtschaftliche  Lage  RusslandSg 
namentlich  in  fnanziellcr  Hinsicht  wird  es  durch  den 
K 'ieg  besonders  in  Mitleidenschaft  gezogen,  was  bei  Ame- 
ri!:a  das  Gegenteil  ist.  Die  Schuld  Russlands  betrug  am 
I.  August  1914  18,4  Milliarden  Mark.  Die  Stabilität  der 
V iluta  beruht  lediglich  auf  der  Aktivität  der  Handelsbi- 
la  iz.  Als  Hauptsache  ist  zu  erwähnen  die  starke  Ab- 
hi  ngigkeit  Russlands  vom  deutschen  Handel  Fis  möge 
hisr  ein  Bericht  des  „Board  of  Trade  Journal“  vom  2. 
März  1916  genügend  erscheinen,  um  diese  Tatsache  zu 
wirdigen.  Er  berichtet  unter  anderem:  Die  Baumwoll- 
weberei  sei  in  deutschen  Händen.  Die  Baumwollbörse 
in  Moskau  stehe  unter  deutscher  Aufsicht.  Amerikanische 
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Baumwolle  kommt  über  Bremen  nach  Russland,  ebenso 
der  Kupfer-  und  Teehandel,  der  Handel  mit  Zink  und 
Baumaterialien.  84®  0 der  elektrotechnischen  Werke  seien 
deutsche  Firmen.  Es  betrug  die  Einfuhr  nach  Russland 
aus: 

Gr.-Britannien  und  Irland  Deutschland 

1912  139250000  Rbl.  519114000 

1913  170352000  „ 642756000 

I9M  166911000  „ 248677000 

Die  Ausfuhr  aus  Russland  betrug  nach: 

Gr.-Britannien  und  Irland  Deutschland 

1912  327  187000  Rbl.  453743000 

1913  2670090CX)  „ 452572000 

1914  187286000  „ 24867700(3 

Die  Einfuhr  Deutschland’s  nach  Russland  ist  demnach 
beträchtlich,  doppelt  so  gross  wie  aus  England.  Andere 
Länder  kommen  fast  gar  nicht  in  Betracht.  So  betrug 
die  Einfuhr  nach  Russland  aus  allen  anderen  Ländern 
zusammen : 

1912  1036685000  Rbl. 

1913  1220539000  „ 

1914  936249000  „ 

Die  russischen  Bestrebungen,  dieser  Abhängigkeit  von 
Deutschland  sich  zu  entledigen,  werden  daher  in  abseh- 
barer Zeit  scheitern  müssen  wegen  der  kulturellen  und 
politischen  Zustände  im  eigenen  Lande.  Für  Deutsch- 
land ist  das  jedenfalls  ein  genügend  günstiger  Faktor. 
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W ir  haben  j^eschcn,  wie  '^cf^enüber  den  aus  der 
Niitur  der  Umstände  sich  er<^ebenden  Bestrebungen  Ame- 
ricas, Russland's  und  England’s,  wie  sie  in  der  Manroe- 
I oktrin,  im  Pansla\  ismus  und  in  den  Ideen  Chamberlain’s 
ii  ren  Ausdruck  finden,  deutsche  Politiker  ein  grösseres 
\ - irtschattsgebiet  für  ihr  eigenes  Vaterland  erstreben. 
Ir  Deutschland  ist  dieser  Gedanke  um  so  viel  neuer,  als 
c ihn  erst,  um  nicht  zum  Staate  zweiter  Ordnung  herab- 
ziisinken,  als  Wunsch  seiner  Politik  ausbilden  musste, 
was  bei  den  anderen  erwähnten  Staaten  zum  Teil  schon 
V rrhanden  und  verwirklicht  war,  sich  demgemäss  nicht 
a - ein  machtpolitisches,  neuartiges  Bestreben  darstellt, 
\ elmehr  das  Gewordene  in  feste  P'ormeln  zu  fassen  sucht. 
S >mit  lässt  sich  auch,  teils  wegen  ihrer  Neuartigkeit,  teils 
wegen  ihrer  Aktualität  das  grosse  Interesse  seit  etwa 
\-  erzig  Jahren  für  diese  Frage  in  Deutschland  erklären 
u id  dadurch  jedes  scheele  Blicken  und  geflissentliche 
issdeuten  seitens  des  Auslandes.  W’as  die  anderen 
S aaten,  besonders  Russland,  England  und  Amerika  als 
)i:ra  (piaesita  betrachten,  als  selbstverständlich  für  sich 
in  Anspruch  nehmen,  das  soll  Deutschland  sogar  zu  wün- 
s(  hen  verboten  sein.  Es  erschöpft  sich  das  Streben  der 
europäischen  Politik  nicht  nur  in  europäischen  Interessen; 
n an  sieht  mit  dem  wachsenden  W'elthandel  die  Interessen 
auch  der  grossen  Politik  und  damit  der  Staatenbildung 
il  c ganze  Welt  als  ihr  Wdrkungsfeld  in  Anspruch  nehmen. 
\'  ie  man  seit  dem  i 5.  Jahrhundert  von  einer  europäischen 
P )litik  erst  s|)rechen  kann,  wo  nichts  in  Europa  vmr- 
gohen  konnte,  ohne  dass  nicht  alle  Staaten  daran  in- 
teressiert wären,  so  kann  man  dasselbe  seit  dem  19.  Jahr- 
hundert von  der  ganzen  W'elt  sagen.  Kein  qualitativer, 
S(  ndern  ein  grosser  quantitativer  Unterschied  ist  einge- 
tr  iten.  Besonders  scheint  das  in  der  Gegenwart  der 
1 dl  zu  sein,  wo  auch  die  entferntesten  Lander  und  Ge- 
biete zumindest  als  Interessensj)häre  eines  Staates  gel- 
ten und  dadurch  die  ehemalige  Ausdehnung,  so  wie  sie 
eilst  stattfand,  ausgeschlossen  ist.  Der  Kampf  um  die  Exi- 
st mz  eines  Staates  wird  zum  Kampf  um  seine  WTltgel- 
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tung.  Die  seit  1904  ungefähr  ersichtliche  Abkehr  Eng- 
land’s von  Deutschland  und  seine  Alliance  mit  Russlaml 
und  Frankreich  erscheint  als  Konsequenz  gegen  derar- 
tige Machbestrebungen  Deutschland's.  Und  erst  in  diesem 
Zeitpunkte  scheint  der  Gedanke  eines  mitteleuropäischen 
Wirtschaftsblockes  gerechtferigt.  Dem  breiten  Publikum 
ist  er  erst  durch  diesen  Krieg,  der  doch  nur  die  Aus- 
lösung der  vorhergehenden  Politik  ist,  klargew  orden.  Dies 
beweist  die  erst  während  des  Krieges  einsetzende  Mut 
von  Schriften  über  dieses  Thema. 

Als  charakteristisches  Merkmal  der  imperalistischen 
Bestrebungen  Mitteleuropas  möchte  ich  ilen  Punkt  auf- 
fassen und  bezeichnen,  dass  Mitteleuropa  stets  als  eine 
Gemeinschaft  der  Parität  und  der  Gleichberechtigung  der 
einzelnen  Staaten  aufgefasst  wird.  Schon  List  sah  eine  Union, 
die  aus  vorwiegender  Machtstellung  eines  einzelnen  Staa- 
tes entsprungen  ist,  für  nachteilig  an  für  ilie  gemeinsame 
Entwickelung.  Bezeichnend  ist  hierfür  das  Wrhalten 
Deutschland’s  einerseits  und  Englands  und  Russlands 
andererseits  der  Türkei  gegenüber.  Das  mag  man  aus 
geographischen  Lage  folgern,  wir  wollen  es  auf  jeden 
Fall  als  ein  Grad  höherer  Kultur  gebucht  w issen.  Die 
Türkei  sollte  nach  siegreichem  Kriege  von  Russland  untl 
England  aufgeteilt  werden;  Deutschland  will  eine  selb- 
ständige Türkei.  Durch  den  Bau  der  anatolischen  Bahn 
und  die  Hauptbeteiligung  an  der  Bagdad-Bahn  sollte  der 
wirtschaftliche  und  militärische  Grund  für  die  selbständiue 
Entwicklung  der  Türkei  gelegt  werden.  Schon  in  dem 
allmählichen  Werden  und  Entstehen  des  deutschen  Rei- 
ches und  den  Beziehungen  Deutschland’s  zu  Oesterreich, 
lässt  sich  die  Verwirklichung  dieser  Auffassung  feststellen. 
In  dem  Aufbau  der  gegenseitigen  Beziehungen  üester- 
reich’s  zu  Deutschland  lassen  sich  drei  Perioden  unter- 
scheiden; die  erste  von  1816  bis  1848,  die  sich  durch 
eine  Interessenlosigkeit  Oesterreich’s  für  den  Anschluss 
an  den  deutschen  Zollverein  auszeichnet,  die  zweite  Pe- 
riode, in  der  Oesterreich  eine  Zolleinigung  anstrebt,  tlic 
jedoch  aus  politischen  Rücksichten  nicht  zustandekommt. 
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l.ie  dritte,  \ on  1865  bis  1914,  wo  beide  Staaten  unbe- 
k imniert  um  j:^cj^cnseitigc  Intcressenergän/ung  ihre  Zoll- 
p )litik  aut  eigene  Faust  und  nach  eigenem  Gutdünken 
ri:hten.  jetzt  liegt  es  nahe,  dass  die  \ ierte  Periode  die 
Losung  in  positi\er  Hinsicht  bringen  wird.  Die  zwingen- 
d in  Tatsachen  dieses  Krieges  scheinen  die  Lösung  auf- 
g inötigt  zu  haben.  Jetzt  ist  von  einem  Nichtwollen  oder 
Nichtkönnen  nicht  mehr  die  Rede,  jetzt  heisst  es  Müssen, 
wo  keine  Opportunitätsgründe  im  Spiele  sein  können,  w'o 
ei  sich  vielmehr  um  eine  Existenzfrage  handelt. 

1 Her  in  diesem  Zusammenhänge  interessiert  uns  be- 
st nders  die  zweite  Periode  von  184S  bis  1865,  weil  in 
d ese  Zeit  die  Tätigkeit  des  h'reiherrn  Karl  Ludwig 
von  Bruck  fällt.  Um  jedoch  diese  richtig  zu  würdigen, 
is;  es  notw'endig,  auch  etwas  die  Zeit  vor  und  nach  seiner 
Tätigkeit  ins  Auge  zu  fassen,  um  den  richtigen  Gegen- 
s£  tz  herausfühlen  zu  können. 

Im  damaligen  Deutschland,  um  1800,  konnte  von 
e ner  staatlichen  Zoll-  und  Handelspolitik  gar  keine  Rede 
s(  in.  Am  15.  Juli  1775  schuf  Maria  Theresia  eine  Zoll- 
ordnung für  die  Deutsch-Oesterreichischen  I Ander,  wobei 
jedoch  Ungarn  und  Tirol  selbständig  blieben.  Der  An- 
schluss dieser  Länder  erfolgte  erst  finde  der  \ierziger 
jehredes  19.  Jahrhunderts.  Das  protektionistische  System 
überwog;  man  war  von  dessen  Richtigkeit  aufs  Tiefste 
überzeugt,  trotzdem  der  bekannte  Konservative  von  Stahl, 
Pi  äsident  der  Kommerce-  und  Hofkommission  1806 — 1810, 
si  :h  entschieden  dagegen  ausspraeh.  ln  Deutschland  be- 
st mden  mehr  als  60  Zollsvsteme  und  Tarife,  sodass  es 
schw'er  fällt,  sich  \ on  diesem  Zustande  heute  ein  rich- 
tiges Bild  zu  machen.  Bis  zum  Regensburger  Reichs- 
deputations-Hauptschluss  \ om  Jahre  1803  hatte  Deutsch- 
la  ul  etwa  300  Gebiete  weltlicher  oder  geistlicher  Herr- 
schatt,  die  auch  in  zoll-  und  handelspolitischer  Hinsicht 
sc  uverän  sein  wollten.  Die  Zölle,  lediglich  als  l'inanz- 
zc  Ile  begründet,  gingen  Hand  in  Hand  mit  der  politi- 
schen Zersplitterung.  \’on  einem  nationalokonomischen 
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Grundsatz  war  keine  Rede.  FTst  Preussen  schuf  für  seine 
Länder  durch  das  Zollgesetz  \ on  1818  ein  grösseres  ein- 
heitliches Zollgebiet,  wodurch  es  dem  in  allen  grosseren 
Staaten  damals  geltenden  l’rohibitic  -System  entsagte.  Im 
übrigen  Deutschland  erregte  dieses  Gesetz  nicht  nur  Auf- 
regung, sondern  auch  Unwillen.  Damals  war  man  noch 
nicht  imstande,  diese  grosse  Idee  richtig  einschätzen  zu 
können.  Die  Kraftlosigkeit  des  Deutschsn  Bundes  er- 
schien im  klarsten  Lichte.  Der  Bundestag  war  nicht  im- 
stande, diese  Frage  energisch  selbst  in  die  Hand  zu  neh- 
men und  zu  erledigen.  Den  einzelnen  Regierungen  fehlte 
es  an  der  nötigen  Erkenntnis.  „Alle  \’ersuche  dieser 
Art  mussten  entweder  an  dem  Widerwillen  der  kleineren 
Staaten,  sich  grösseren  unterzuordnen,  oder  an  Sonder- 
interessen, da  manche  Bundesglicder  nicht  gewillt  sein 
möchten,  Handelsinteressen  ihrer  I lauptstaaten  denen  der 
Bundesstaaten  unterzuordnen,  scheitern.“^)  Der  Deutsche 
Bund  artete  in  einen  Handelskrieg  zw  ischen  seinen  Bundes- 
mit<jfliedern  aus.  Preussen  sah  nur  in  einer  solchen  Zoll- 
Vereinigung  Deutschlands  einen  Vorteil,  in  der  cs  allein 
die  gemeinschaftlichen  Anordnungen  austühren  konnte. 
Verwaltung  und  X’^ertretung  im  x^uslande  wollte  cs  für 
sich  allein  in  Anspruch  nehmen.  Wegen  der  daraus  ent- 
standenen Rivalität  kam  es  zwischen  Preussen  und  (J)ster- 


reich  zu  keiner  grossen  Einigung,  ln  der  Wiener  Kon- 
ferenz von  1819  trat  cs  klar  zu  Tage,  dass  Österreich  auf 


kxiacn  l'all  sein  pro’iii<itivcs  Zollsystem  fallen  lassen  würde- 


Preiissvn  hielt  .an  seinem  freiheitlichen  S\’stcme  fest,  wo- 


durch eine  Einigung  ausgeschlossen  war.  Sogar  Metter- 
nich strebte  1821  eine  Einigung  uiul  einen  freieren  \’er- 
kehr  an.  Hauptsächlich  aus  politischen  Rücksichten  strebte 
er  bis  1848  für  den  Eintritt  Osterrcich's  in  den  Zollverein. 
Preussen  gelang  cs  nach  grossen  Schwierigkeiten,  den 
preussisch-hessischen  und  süddeulschcn  Zollverein  zu- 
sammenzufassen. Der  1833  gegründete  Zollverein  ent- 
wickelte sich  in  politischer  wie  wirtscl'.afüicher  1 linsicht 
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ai  f (las  Günstigste.  Die  nationale  Bedeutung,  die  der 
Bundestag  nicht  zu  erreichen  vermochte,  fiel  ihm  zu  und 
er  twickelte  sich  rasch  an  Hand  der  materiellen  Grundlage, 
it  29  berichtete  der  österreichische  Gesandte  in  Berlin  an 
Metternich:  Preussen  würde  sehr  gerne  die  Hand  bieten, 
ai  ch  gegen  Österreich  Erleichterungen  eintreten  zu  lassen, 
UI  d eine  Milderung  der  bisherigen  Strenge  würde  beider- 
seits wesentliche  Vorteile  gewähren.  Auch  berichtete  der 
sä:hsische  Gesandte  an  ihn,  welche  Wichtigkeit  die  Ein- 
verleibung der  mitteldeutschen  Staaten  und  das  Wohl  von 
Deutschland  an  und  für  sich  habe,  und  (he  kaiserliche 
R igierung  dürfte  auch  in  den  politischen  Konjunkturen 
UI  d sonst  h'.nreichende  Gründe  finden,  die  Existenz  und 
w fitere  Ausbildung  des  Handelsvereins  durch  besondere 
Missregeln  zu  sichern  und  zu  diesem  Behüte  die  Strenge 
ih'es  Zollsystemes  den  Vereinsstaaten  gegenüber  einiger- 
missen zu  mildern.  Auf  die  diesbezügliche  Anfrage 
Metternichs  an  die  Hofkammer  antwortete  diese,  dass 
H indelsv^erträge  mit  gegenseitigen  Zollbegünstigungen  für 
E n-  und  Ausfuhr  nicht  im  Interesse  Österreichs  zu  liegen 
schienen,  da  derartige  V^erträge  unter  allen  L mständen  den 
N ichteil  mit  sich  führen,  die  freie  Bewegung  zu  hemmen, 
ai  ch  ein  tlindernis  bilden,  die  Zollgesetze  und  Tarife  nach 
Miss  veränderter  \"erhältnisse  der  inländischen  Industrie 
UI  (1  der  Handelskonjunktur  im  eigenen  Interesse  abändern 
zc  können.  Österreich  blieb  auch  damals,  wie  bei  allen 
grösseren  geistigen  Bewegungen,  passiv.  Im  Gegensatz 
ZI  anderen  deutschen  Ländern  blieb  es  auch  in  handels- 
politischer Hinsicht  reaktionär  gesinnt.  Es  sträubte  sich 
ni;ht  nur  gegen  jeden  wirtschaftlichen  hMrlschritt.  So  fand 
ai  ch  der  Zollverein  kein  Verständnis  bei  der  österreichi- 
scaen  Regierung,  was  nicht  zumindest  aus  seiner  Zufrieden- 
h(  it  wegen  der  zu  nichts  führenden  Verhandlungen  im 
Bundestag  sich  offenbarte.  Es  vermochte  auch  in  der  Tat 
w jgen  seiner  inneren  Zustände  nicht  dasselbe  den  anderen 
d<  utschen  Staaten  zu  bieten  wie  Preussen.  Es  begnügte 
sich  mit  Intrigen  und  Anspielungen  über  die  preussische 
Hegemonie  an  den  einzelnen  Höfen.  Die  seinerseits  an- 
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gebotenen  1 landelsverträge  waren  nicht  ernst  gemeint.  Aus 
diesem  Grunde  auch  kamen  die  Verhandlungen  mit 
Bayern  zu  keinem  Ergebnis.  Bis  zum  letzten  Augen, 
blicke  glaubte  auch  Österreich  nicht  an  das  Zustande- 
kommen eines  Zollvereins.  Die  vollendete  Tatsache  traf 
es  sehr  überrascht.  Aber  auch  angesichts  dieses  Erfolges 
dachte  es  nicht  an  seinen  Fortschritt.  Der  Zollverein 
wurde  1841  auf  weitere  12  Jahre  verlängert.^)  „Die  Ein- 
tracht wurde  gefördert  und  die  Hoffnung  auf  eine  ge- 
deihliche Eintwicklung,  sowohl  der  inneren  Wohlfahrt,  wie 
der  politischen  Stellung  des  Zollvereins,  fest  begründet“. 
Die  politischen  Vorgänge  der  Jahre  1848  und  1849  hatten 
in  den  Zollverein  ein  stark  politisches  Moment  hinein- 
gebracht, das  namentlich  im  Verhältnisse  Österreich’s  zu 
Preussen  seinen  Ausdruck  fand.  Dies  trat  auch  bei  der 
Erneuerung  der  Verträge  klar  zu  Tage.  Die  auf  Grund 
der  in  Österreich  vom  i.  April  1836  geschaffenen  neuen 
Zollordnung  einsetzenden  Bestrebungen  eines  Handels- 
vertrages zwischen  Österreich  und  dem  Zollverein  schei- 
terten an  dem  österreichischen  Zollsystem.  Indessen  mehr- 
ten sich  von  Jahr  zu  Jahr  in  Österreich  die  Stimmen 
zwecks  Milderung  des  Prohibitiv-Systems  und  Annäherung 
an  das  Zollsystem  des  Vereins.  Auf  Veranlassung  des 
Präsidenten  der  allgemeinen  Plofkammern,  Freiherr  von 
Kübeck,  wurde  1840  in  der  Kommission  des  Wiener 
Gewerbevereins  der  Anschluss  an  den  Zollverein  erwoiren. 
Alle  Beteiligten  setzten  sich  dafür  ein.  Die  österreichischen 
Staatsmänner  sahen  die  grossen  Vorteile  des  deutschen 
Zollvereins  ein  und  wussten  seine  Entwicklung  zu  würdieen. 

o o 

Es  wurde  ihnen  klar,  dass  dadurch  die  Suprematie  Öster- 
reich’s ernstlich  erschüttert  sei,  und  dass  es  notwendig  sei 
die  abwartende  Stellung  zum  Zollverein  zu  ändern  und 
das  österreich’sche  Zollsystem  einer  Revision  zu  unter- 
ziehen. Metternich  legte  1840  in  einer  Denkschrift  die 
Vorteile  des  Zolh  ereins  dar,  die  Notwendigkeit  von  Re- 
formen und  die  Nachteile  für  Österreich,  wirtschaftlich  von 
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de  n lihrioen  I )cutschland  ahj^esc blossen  zu  werden.  In 
einer  Denkschrift  \ oni  20.  Oktober  1840  schreibt  er:  „Die 
\ creinij^uno-  der  deutschen  I'erritorien  wird  bald  v’ollendet 
sei  1,  und  dann  wird  der  vereinigte  deutsche  I landelsmarkt 
den  angrenzenden  Staaten  jene  \"erhältnisse  abzuzwinoen 
suchen,  die  seinen  Interessen  frommen  dürften“.  Der  An- 


trag- Metternichs  im  Xo\embcr  1841  an  die  Staatskonferenz 
zwecks  Anschlusses  und  der  Möj^lichkeit  eines  solchen 
()s' erreich  s an  den  Zollverc'in  blic'b  ohne  IfrtoD'.  Als 
(irunde  waren  an^ej^eben  die  Stellung-  Dn<4arn's,  das  nur 
pol  tisch  verbunden  war  und  nicht  administrativ.  Die 


Sta  itskonferenz  sprach  sich  zwar  für  die  \Mrteile  einer 
Zolle  ini.<4un”'  aus,  aber  es  fehlte  an  durchstreifender  Kner^ie. 
Die  .Schwicrif^keiten,  die  Unstarn  bot,  schienc-n  Österreich 
.sfrö-iser,  als  diejenigen  Preussen's  und  des  Zolhereins. 
Die  \ichtbeachtun<t  der  materiellen  Interessen  seitens 
(Österreichs  seit  1819  war  auch  nicht  mehr  putzumachen. 
Prc.issen  hatte  diese  zu  eipener  Vormachtstellunp'  auspe- 
nut  :t,  und  es  war  jetzt  keinesfalls  pcwillt,  dicssc  nunmehr 
mit  Österreich  zu  teilen.  Die  Anschlussbcmühunp'en  der 
Süd  leutschen  Staaten  an  (Österreich  blieben  ohne  Ifrfolp. 
(österreich’s  fortschrittliches  .Streben  \-er!ief  ini  Sande.  So 
füh  len  auch  die  Verhandlunpcn  mit  Preussen  1847  zu 
eins  m minimsilen  Krfolpe.  Der  Vertrag  \ om  19.  No\  em- 
ber  1847  \ereinbartc:  Erleichterung  des  Grcnzxcrkchrs 
tür  Leinengarne  und  Leinwand,  Regelung  desselben  für 
lanc  wirtschaftliche  Produkte  und  c\  tl.  Ausdehnung  auf 
anebre  (legenstände.  Es  war  wirklich  nicht  \iel. 


Die  nun  folgenden  Jahre,  die  Reformen  der  Jahre 
184-1  bis  1851,  schlugen  die  Brücke  von  dem  alten  (Jester- 
reic  1 zu  dem  neuen  unserer  'Page.  Sie  gehören  zu  den 
besten  Schöpfungen  des  österreichischen  Staates.  Das 
19- . ahrhundert  brachte  die  Menschen  ökonomisch  näher, 
und  das  waren  stärkere  Bande  als  politische.  Darin  be- 
stan  1 auch  die  wichtigste  Triebfeder  für  die  Bestrebun- 
gen zur  Einigung  Deutschlands.  In  dieser  Zeit  tritt  uns 
ein  Mann  entgegen,  h'reiherr  von  Bruck,  der  unser  bc- 
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sonderes  Interesse  erweckt,  was  X'ereinigung  und  Eör- 
derung  der  (Zollunion  zwischen  (jesterreich-Ungarn  und 
Deutschland  betrifft.  Bruck  lebte  von  1798  bis  i8(5o. 
Von  1848  bis  1851  war  er  Handelsminister,  \on  1855 
bis  1860  Einanzministcr  in  Oesterreich.  Als  Sohn  eines 
Buchhändlers  zu  hdberfeld  durfte  er  auf  eine  glänzende 
Laufbahn  zurückblicken.  Seinen  weiten  Blick  gewann  er 
in  Triest,  wo  er  auch  den  Anlass  zur  Errichtung  des  öster- 
reichischen Lloyd  gab  in  richtiger  Erkenntnis  dei  W’ich- 
tigkeit  einer  eigenen  Seeschiffahrt  für  ein  Land.  1848 
wurde  er  Mitglied  des  I'rankfurter  Parlaments  und  Wr- 
treter  Oesterreichs.  Im  Xovember  desselben  Jahres 
wurde  er  zum  Handelsminister  ernannt.  „Körperlich  und 
geistigf'  das  Mass  eines  jener  Bürgermeister,  von  denen 
die  Hansa  in  den  Tagen  ihrer  Blüte  gelenkt  wurde.  Etwas 
Waghalsiges,  lag  in  seinen  Ifntwürfen,  ob  er  als  Handels- 
herr oder  als  Staatsmann  wirkte“.B  Weber  nennt  ihn  in 
einem  Satze  mit  dem  Bürsten  Schwarzenberg  und  sagt, 
dass  beide  an  Begabung  die  gewöhnlichen  Koryphäen 
des  oesterreichischen  Adels  und  der  oesterreichischen 
Bürokratie  weitaus  überragten  und  der  oesterreichischen 
Politik  eine  Energie  und  praktische  Richtung  gaben,  deren 
sic  bisher  so  sehr  entbehrt  hatte.  Als  Charakteristik 
Bruck’s  sei  hier  ein  Brief  von  Hock’s,  dem  Sektionschef 
im  I'inanzministerium,  vom  27.  April  1860  anlässlich  des 
tragischen  Endes  von  Bruck  erwähnt:  „Ich  kannte  ihn 
seit  1842  \’on  Triest  her.  Die  Grösse  und  Hochherzig- 
keit seiner  Ansichten,  die  Genialität  seiner  Entwürfe,  der 
Reichtum  seiner  Pirfindungsgabe,  sein  edles  und  mildes 
Wesen,  die  bezaubernde  Liebenswürdigkeit  seines  Um- 
ganges waren  überwältigend.  Die  Zeit,  die  ich  mit  ihm 
gearbeitet,  rechne  ich  zu  der  genussnächsten  meines  Le- 
bens, namentlich  jene  während  seiner  ersten  ministeriellen 
Tätigkeit  im  1 landelsministerium.  Sein  trauriges  Ende  hat 
aber  leider  noch  eine  andere  als  moralische  Bedeutung. 
Ich  halte  sie  politisch  für  eine  der  tiefsten  Wunden  die 


’)  Friedjuug. 
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Oste  reich  hat.  Ungeachtet  sein  Ansehen  ini  Auslande 
gesu  iken  war,  galt  er  noch  immer  als  einer  der  rettenden 
Geisier  Üsterreich’s,  auf  ihn  hofften  dessen  Freunde,  er 
war  ein  Band  zwischen  Österreich  und  Deutschland.  Sein 
Tod  ist  ein  positiver  Schade.  Alle  Reaktionäre;,  alle  Ultra, 
alle  Prohibitionisten,  Zünftler,  I'einde  der  Einigung  mit 
Deutschland,  Antizentralisten,  aller  Kehricht  der  Rumpel- 
kammern wird  zur  Geltung  kommen  und  aus  seinen  Fehlern 
auf  ene  des  Systems  schliessen^  das  er  vertreten.  Vor 
grossen,  kühnen  und  freien  Gedanken  wird  man  fortan 
zurü<  kschrecken,  alle  Mittelmässigkeit  wird  sich  in  vmllem 
Recfte  glauben.  Die  gegenw'ärtige  Unentschiedenheit  und 
Unei  tschlossenheit,  das  Misstrauen  und  der  Argwohn  des 
Kaisi;rs  wird  sich  steigern  und  weiss  Gott,  wir  bedürfen 
der  i;ntscheidenden  Tat!“.  Bezeichnend  auch  für  die  da- 
malige Schwierigkeit  eines  österreichischen  Ministers  und 
die  \ olle  Würdigung  Brucks  ist  folgende  Stelle:  „Finanz- 
minister oder  überhaupt  Minister  Österreich’s  zu  werden 
ist  e ne  Mission,  ein  Prophetentum,  oder  Apostolat,  dem 
man  sich  nur  dann  unterziehen  darf,  wenn  man  unzweifel- 
haft weiss,  es  ist  Gottes  Wille  und  nicht  der  eigene,  der 
es  ur s auferlegt“.  Die  Bemühungen  Brucks  um  die  handels- 
polit;  sehe  Einigung  Mitteleuro pa’s,  schreibt  PTiediung,  haben 
bisher  in  den  gelesensten  Büchern  über  die  chmtsche  Ge- 
schichte jenes  Zeitraumes  nicht  die  verdiente  Würdigung 
gefunden,  nur  in  Österreich  schätzt  man  seinen  Verdienst 
nach  Gebühr.  Die  Gründe  hierfür  sind  einleuchtend.  Der 
deutsche  Zollverein  war  der  Vorläufer  der  politischen 
Einh  iit  der  Nationen  unter  Führung  Preussens  und  er 
konn:e  diesem  Zwecke  nur  dann  dienen,  wenn  Österreich 
ausm  schlossen  blieb.  Deshalb  fassen  viele  deutsche  His- 

o 

torik  ;r  jeden  entgegensehenden  Versuch  Österreich’s  als 
bösai  tigen  Anschlag  aut  die  künftige  Grösse  und  Einigung 
ihres  Vaterlandes  auf.  Diese  Tradition  wurde  von  Treit- 
schkr,  Sybel  und  ihrer  Schule  wie  ihr  Augapfel  gehütet. 
Er  sagt  weiter  darüber,  dass  man  dadurch  dem  Wirken 
Bruc  c’s  nicht  gerecht  werde.  Bruck  Hess  vielleicht  das 
politische  Moment  ausserhalb  seiner  Erwägungen.  Er  be- 
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trachtete  nur  das,  was  volkswirtschaftlich  seiner  Nation 
frommte.  Es  sei  auch  nicht  zu  bezweifeln,  dass  die  da- 
malige Einigung  Deutschland’s  und  Österreich’s  grosse 
wirtschaftliche  Erfolge  gebracht  hätte.  Geeinigt  würden 
sie  die  ganze  Balkanhalbinsel  in  ihren  Bereich  gezogen 
haben.  — Bruck’s  Pläne  sind  besonders  in  seinen  Denk- 
schriften niedergelegt,  die  den  Kern  und  das  holie  Ziel 
seiner  Bestrebungen  deutlich  erkennen  und  würdigen 
lassen.  Bei  seiner  Tätigkeit  darf  auch  nicht  ausseracht 
gelassen  werden,  dass  ausser  anderen  zu  überwindenden 
Schwierigkeiten  damals  gerade  Österreich  mit  den  grössten 
Schwierigkeiten  in  finanzieller  Hinsicht  zu  kämpfen  hatte’). 
„Fast  schien  es,  als  ob  diese  geistige  Arbeit  ganz  verloren 
sei,  aber  es  kann  früher  oder  später  der  Tag  kommen,  da 
die  deutsche  Nation  von  dem  Drange  nach  Osten  erfasst 
wird  und  sich  erinnert,  wie  Friedrich  List  als  genialer  An- 
reger und  Karl  von  Bruck  als  praktischer  Staatsmann  über 
diese  Dinge  gedacht  haben.  Taucht  die  Idee  der  handels- 
politischen Einigung  Mitteleuropas  wieder  einmal  auf,  dann 
wird  man  aut  die  geistige  Arbeit  dieser  Männer  wieder 
zurückgreifen  müssen.“ 

Die  jetzige  Zeit  hat  die  Notwendigkeit  ausgelöst, 
dieser  Männer  zu  gedenken.  Und  hier  oewahrheitet  sich 
der  Satz,  dass  nur  darüber  die  Nachgeboren  nicht  gering- 
schätzend und  egoistisch  urteilen,  was  für  sie  selbst  als 
von  Bedeutung  erscheint.  Bruck  selber  war  sich  über  die 
Schwierigkeiten  seines  Planes  vollkommen  im  klaren. 
Ganz  genau  verstand  er  die  Realitäten  als  praktischer 
Mann  einzuschätzten.  So  schreibt  auch  Hock:  „Der  Mi- 
nister Bruck  verhehlte  sich  nicht,  dass  bis  zur  gänzlichen 
Durchführung  seines  Planes  noch  lange  Jahre  verstreichen, 
dass  Personen  und  Systeme  wechseln,  harte  Kämpfe  zu 
bestehen  sein  würden;  allein  er  zweifelte  keinen  Augen- 
blick an  dem  endlichen  Siege  und  dessen  vollgültiger 
Bedeutung“. 


*)  Fried  jung. 
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Am  26.  Oktober  1849  tritt  Österreich  zum  ersten 
Mal'-  mit  Zolleini<Tungsgedanken  auf  und  zwar  in  einer 
Reil  e \ cn  oftiziellen  Artikeln  der  Wiener  Zeitung,  ein 
Jahi  kaum  nachdem  Bruck  1 landeisminister  geworden 
war.  Hiermit  setzten  seine  Bemühungen  für  eine  Öster- 
reichisch-deutsche  Zolleinigung  ein.  Zum  ersten  Male  sah 
mar  von  cisterreichischer  Seite  den  aufrichtigen  Willen, 
ein  geeintes,  grosses  Deutschland  zu  schaffen.  Der  Ge- 
danke eines  ganz  Mitteleuropa  umfassenden  siebzig  Mil- 
lionen-Reiches  ist  der  Initiative  Bruck’s  zuzuschreiben. 
Die  X'erwirklichung  dieser  Idee  blieb  sein  Bestreben. 
Zweierlei  war  hierfür  Voraussetzung;  zunächst  Österreich- 
Ungarn  zollpolitisch  zu  einigen  und  dann  das  Verbots- 
systmii  in  Österreich  abzuschaffen.  Beides  ist  ihm  ge- 
lungen. Die  letzte  Stufe  seines  Planes,  Österreich  und 
Deuischland  zu  einem  Zollgebiete  zu  vereinigen,  erreichte 
er  rieht,  glaubte  jedoch  fest  an  die  frühere  oder  spätere 
Ver  virklichung  des  Planes.  Zur  Seite  standen  ihm  als 
tüchtige  Mitarbeiter  namentlich  Hock  und  der  bekannte 
Stat  stiker  Czoernig.  Die  Artikel  besprachen  die  in  Öster- 
reich auszuführenden  Reformen  und  die  dadurch  ermög- 
lichte Annäherung  an  den  Vereinszolltarif.  Xach  einem 
abgeschlossenen  Hand els\  ertrag  sollte  die  deiinitive  Eini- 
gung erfolgen.  Im  Jahre  1849  berief  Bruck  eine  Kom- 
mission zur  Abänderung  des  Zolltarifs.  Was  den  Wr- 
schlag  der  Annäherung  an  Deutschland  betrifft,  so  hiess 
es:  , Hierfür  raten  nicht  bloss  die  Rücksichten  auf  Er- 
leid terung  des  kaufmännischen  Verkehrs,  sondern  in  noch 
höhl  ;rem  Masse  die  auffälligen  X'orteile,  die  für  ( )sterreich  in 
polil  ischer  und  kommerzieller  Beziehung  aus  der  möglichen 
Annäherung  zur  völligen  Gleichmässigkeit  der  Gesetz- 
gebung mit  Deutschland  hervorgehen.“  Am  30.  Dezem- 
ber] 849  erschien  eine  Denkschrift  von  Bruck,  in  der  er 
seini;  Ansichten  genau  auseinandersetzte.  F.r  bekannte 
sich  auch  zu  den  in  der  Wiener  Zeitung  gemachten  Vor- 
schlägen. Die  Denkschrift  erörterte  die  Möglichkeit  einer 
Zollnnigung  und  die  Wrteile,  die  daraus  sich  für  den 
freifändlerischen  Norden  ergeben  müssten.  In  (Jsterreich 
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wiirden  die  inneren  Schranken  beseitigt  werden.  Es  sollte 
eine  Zollkonferenz  von  Be\ ollmächtigten  Österreich^  und 
der  verschiedenen  deutschen  Handelsvereine  einberufen 
werden.  Gegenstände  der  Wrhandlung  gäbe  es  genug, 
besonders  zollfreie  lün-  und  Ausfuhr  von  Rohstoffen, 
Nahrungsmitteln  und  einigen  Halbfabrikaten,  gemeinsame 
Handels-  und  Schiflahrts-Politik,  gemeinschaftlicher  Ab- 
schluss von  1 landelsx  erträgen,  endlich  der  Pmtwurf  eines 
deutsch-österreichischen  Zolltarifes.  Übergang  zur  \ollen 
Einigung  sollte  möglichst  schnell  und  zwar  in  vier  Perioden 
erfolgen. 

1.  Zunächst  innere  Reformen  und  dadurch  möglichste  An- 
näherung der  beiderseitigen  Tarifsätze,  ln  Österreich 
Beseitigung  der  Zölle  auf  Roh-  und  Ikärbestoffe,  Er- 
setzung der  V erböte  und  Prohibitiv-Zölle  durch  Schutz- 
zölle, Aufhebung  der  Zollschranken  im  Innern.  Zoll- 
freier Austausch  aller  Roherzeugnisse  und  Nahrunus- 
mittel  und  der  rohen  Metalle.  Erleichterung  des  Grenz- 
verkehrs und  zollfreie  Durchfuhr.  Wrbereitun«-  und 
Abschluss  von  Konx  entionen  über  gemeinsames  Münz- 
Mass-Gewichts-System,  Handel,  Wechsel-  und  Seerecht, 
Gewerbe-  und  Heimats-Gesetzgebung,  Flusschiffahrt, 
Post-,Ifisenbahn-  und  Telegraphenwesen. 

2.  P'rmässigung  der  tarifmässigen  Zollsätze  von  Manufaktur- 
erzeugnissen auf  Dreix  iertel.  PTleichterung  der  Grenz- 
verw'altung. 

3.  Herabsetzung  der  Zölle  auf  die  1 lälfte,  Annäherung  der 
Finanzzölle  und  gemeinsame  Seeschiffahrt. 

4.  Aufhebung  der  Zölle  auf  Manufakturwaren,  gemeinsames 
Schiffahrtsgesetz,  auswärtige  Vertretung  und  Handels- 
politik. 

Der  letzte  Schritt:  Wllige  Zolleinigung  mit  allgemeinem 
österreichisch-deutschem  Zoll-Tarif  wird  durch  einen 
neuen  Vertrag  geregelt.  Bei  solcher  Fürsorge  könne 
das  ersehnte  Ziel  in  12  Jahren  erreicht  werden. 


Er  fasst  den  ganzen  Plan  in  folgeniler  Weise;  i.  Allseitige, 
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uniiittelbare  Reform  des  Zollwesens,  wie  in  Österreich, 
so  luch  in  den  verschiedenen  deutschen  l landels^mbieten, 
im  Sinne  eines  nationalen  Schutzsystems  zu  dem  Ziele, 
dei  Abschluss  der  Zolleinigung  zwischen  Deutschland  und 
Ösi erreich  zu  erleichtern  und  herbeizuführen;  2.  zur  Ver- 
ständigung ül)er  die  geeigneten  dahinführenden  Wege  und 
Ma^sregeln,  sowohl  was  das  möglichst  gleiche  Zolltarif- 
Sy;  tem  gegen  das  allen  gemeinsame  Ausland,  als  was  die 
gle  chartigen,  zweckmässigen,  gleich  strengen  und  korrekten 
Erl  ebungsnormen  betriftt,  tritt  binnen  kürzester  Zeit  eine 
allgemeine  Zollkonferenz  zusammen,  zu  welcher  Österreich 
unc  die  v'erschiedenen  deutschen  Handelsgruppen  ihre 
Be' 'ollmächtigten  und  Stellvertreter  mit  genügender  Voll- 
ma :ht  absenden;  3.  ausser  diesem  allgemeinen  leitenden 
Zwecke  liegen  dieser  Zollkonferenz  noch  folgende  Auf- 
gat en  zu  erfüllen  ob  a).  sofort  alle  tunlichen,  wechsel- 
seit  gen  Erleichterungen  im  Grenzverkehr  bei  der  Ein-, 
Au  i-  und  Durchfuhr,  sowie  in  der  Grenzbewachung  ein- 
zulciten.  b).  Die  hluss-  und  See-Schiffahrt  nach  überein- 
stimmenden Grundsätzen  zu  regeln,  gleiche  Behandlung 
der  Schifte  aut  den  Flüssen  und  in  den  beiderseitigen 
Häten.  c),  Erleichterungen  im  gegenseitigen  Austausch 
de  eigenen  Erzeugnisse  anzubahnen,  indem  bei  solchen, 
welche  durch  einen  gleichen  Grenzzoll  gegen  das  all- 
gemeine Ausland  und  die  fremde  Konkurrenz  zu  schützen 
sin  1 und  die  sich  daheim  einer  ziemlich  gleichen  Aus- 
bildung erfreuen,  allmählich  bis  zur  völligen  Zollfreiheit 
im  Innern  vorgegangen  werden  kann.  Alle  einheimische 
Roaerzeugnisse,  Nahrungstoffe  und  verschiedene  Halb- 
fabrikate werden  dagegen  dem  zollfreien  Austausche  so- 
for;  übergeben.  Hinsichtlich  der  Halbfabrikate  und  der 
Fa  )rikate  eigner  Erzeugung,  welchen  freier  Zugang  an- 
fänglich unter  Begleitung  \ on  Ursprungszeugnissen  ge- 
wä  \ri  werden  wird,  müssen  jedoch  die  schützenden  Zölle 
aut  die  gleichartigen  Waren  des  Auslandes  festgestellt 
we  den.  d).  Eine  Verständigung  auch  über  die  einer  ge- 
rne nsamen  Handels-  und  Schiftahrts- Politik  nach  aussen 
zu  drunde  zu  legenden  Prinzipien,  sowie  über  den  Modus 


einer  gemeinsamen  kommerziellen  X’ertretung  im  Auslande 
und  eines  gemeinschaftlich. 'n  Abschlusses  von  Handels- 
verträgen. e).  baue  weiter.'  W'reinbarung  auf  Post-  b'asen- 
bahn-  und  relegra])hem\  esen,  1 landelsslrasscn,  Dampf- 
schiftahrtslinien  usw . einzuleiten,  f).  kindlich  X'orbereitung 
und  Ausarbeitung  eines  allgemeinen  oslerreichisch-ileul- 
schen  Zolltarifes.  .4.  Der  gesamten  Zollkonferenz,  oder 


bestimmter  ausgedrückt,  der  lür  mehrere  lahre  ständigen 
österreichisch-deutschen  Zollkommi>sion  wird  die  Befugnis 
eingeraumt,  hehuts  der  geeigneten  1 )urchfiihrung  ihrer 
Aufgaben  Spezialkommissionen  zu  erneniu'n,  Krhebungen 
zu  \ eranstalten,  gutachtlichen  Beirat  einzuholen  und  .Sach- 
verständige zu  vernehmen. 


An  die  pro\  isorische  deutsclu'  Bundeskommission 
wurde  \’on  Bruck  der  ^Vntrag  g\'slellt,  cs  möge  derselben 
gctallen,  sofort  eine  Zollkonferenz  aus  Be\ ollmächtigten 
deutscher  Staaten  zur  Beratung  der  Zoll-  und  I landeisfragen 
zu  veranlassen.  Bruck  wandte  sich  mii  dieser  Denkschrift 
nicht  nur  an  die  Regierungen,  sondern  auch  an  die  < )ffenl- 
lichkeit.  Er  wollte  auf  dem  Wege  der  Handelspolitik  die 
deutsche  Einigung  vollzogen  wi'^sen.  Die  Kontroverse 
von  gross-  und  Ideindeutschen  Ideen  sollte  dui'ch  eine 
ökonomische  Basis  ihren  »Ausgleich  finden,  kir  masste  bei 
seinen  grossdeutschen  Bestrebungen  den  Wirtschaftskräften 
grössere  \\  ichtigkeit  beialsden  politischen,  k'.r  xa'rlangteden 
Eintritt  (oesatntösterreich's  in  den  deutschen  Bund,  1 ngani, 
Polen  und  Italien  mit  cingeschlossen.  1 )ie  h.andelspoliiische 
Wreinigung  sollte  .alle  anderen  Wunsche  und  Ideen  \ on 
selbst  l()sen,  .als  deren  beste  (Irundlage.  Dadurch  wurde 
die  \ ormachtstelliing  Deuts.'lil.and's  in  kiuropa  iK'giamdet 
werden.  Durch  1 landelsverlr.age  mit  i’arma  und  Modena 
sollte  eine  italienische  Zollunion  \ orbereitet  werden.  Die- 
sem grossen,  zollgeeinten  \\  irtschaftskorper  nuissten  sich  .aus 
eigenetn  Interesse  die  .Schweiz,  Belgien  und  die  Nieder- 
lande anschliessen.  Der  deutsche  kantUiss  autdem  Baikam 
wäre  damit  gesichert.  .Nach  der  X'erfassung  \ om  4.  Marz 
1849  wairen  die  deutsch-österreichischen  Buiuleslander  mit 
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l nj^arii,  (lalizicn  und  (Jheritalicn  zu  einem  Reiche  v’er- 
schmolzen.  Ks  war  dadurch  den  deutsch-österreichischen 
Lindern  allein  unmöglich,  eine  Zollunion  mit  Deutschland 
ZI  bilden.  1 )araut  beriet  sich  auch  Preussc-n.  Österreich 
w )llte  dagej^en  eine  \-ollständi<^  neue  l’mtbrniun”'.  Xament- 
lii  h Bruck  trat  für  eine  grosse,  deutsche  Zollunion  ein- 
Durch  die  ldni<4un<4'  ganz  ( )sterreich's  mit  dem  Zollverein 
u illte  er  ein  neues,  grossartiges,  wirtschaftlich(;s,  einheit. 
li(  hes  (Gebilde  schaffen.  Aus  seiner  Denkschrift  ersieht 
m.in,  dass  er  eine  Kinigung  mit  Preussen  anstrebte,  indem 
er  die  Führung  Preussens  in  dem  ZolK  erein  anerkannte. 
E ne  Bekam])fung  Preussens  lag  ihm  \ollständig  fern. 
An  2S.  Februar  1850  lud  Österreich,  ohne  sich  direkt 
ar  Preussen  zu  wenden,  alle  .Mitglieder  des  deutschen 
Bundes  ein,  Be\  ollmächti.gti;  nach  h'rankfurt  zwecks  Be- 
ra  ung  des  Zollvereins  zu  entsenden.  Preussen  lehnte 
se  ne  Beteiligung  an  der  Zollkonfercnz  ab,  da  es  durch 
di  ; Kinladung  aller  Bundesstaaten  und  durch  Ausseracht- 
husung  des  Zollvereins  als  solchen  sich  verletzt  sah.  ICs 
er  vdarte  die  pro\  isorische  Bimdeskommission  für  nicht 
k(  mpetent,  die  Angelegenheit  \or  ihr  l'orurn  zu  ziehen, 
und  dass  es  unter  \ oraussetzung  des  hdn\'crständnisses 
alL'r  ZolK  erblindeten  mit  Österreich  allein  zu  \ erhandeln 
geneigt  wäre.  Delbrück,  der  eigentliche  Leiter  der  da- 
m..ligen  preussischen  Handelspolitik  aussert  sich  liber  den 
Vorschlag-  Bruck’s:  „Der  Plan  war  gut  ausgedacht.  h2r 
blendete  durch  sein  grosses  Ziel,  er  schien  ohne  erheb- 
lic  ie  Schwierigkeiten  ausführbar  zu  sein,  er  \ ersprach  den 
Vi  rkehr  des  Zolh  ereins  greifbare,  mit  jeder  Periode  stei- 
gende \h)rteile,  er  \erhiess  die  Bikhing  einer  handels- 
politischen .Macht,  welche  durch  das  Schwergewicht  ihrer 
ge  igraphischen  Lage  und  ihrer  ;o  .Millionen  Angehörigen 
t h re.',..^  1 c 1 (.  h c. in  Furoj)a  hatte.  Dass  er,  schon  \ on 
Beginn  seiner  .‘\usfiihrung  an,  dem  Zolberein  eine  selb- 
ständige f landelspolitik  unmöglich  machte  und  Fheussen 
jecer  .Aktion  beraubte,  schadete  ihm  ausserhalb  Preussens 
sehr  wenig,  die  schutzzollnerischen  Be.strebungen  in  Sud- 
fle  itschland  und  die  politischen  Tendenzen  der  Mittel- 


st.iaten fanden  bei  ihm  ihre  Rechnung.  Dass  er  für  uns 
unannehmbai  sei,  stand  ausser  frage“.  .Als  Preussen  seine 
Beteiligung  ablehnte,  wurde  Delbrück  nach  Wien  ge- 
schickt, nicht  um  offizielle  \ erhandhmgen  zu  i*roffnen, 
Sondei  n zwecks  vertraulicher  Rüclcsprache  und  .Anbahnung 
sp.itetei  \ erhandlungi'ii.  Bruck’  war  im  (icgensatz  zu 
Schwarzenberg  für  einen  friedlichen  .Ausgleich  mit  Preussen. 
f.r  w ar  gew  illt,  Preussen  konzc'ssionen  zu  machen.  Wahrend 
.Schwarzenberg  aut  eine  Zertrümmerung  (h‘s  Zollvereins 
abzielte,  wollte  l)ruck'  eine  friedliche  l'.inigung,  wie  es  aus 
(k'ii  berichten  lies  Pr.-iissischen  (icsandten  vom  4.  lanuar 
1850  erhellt.  Bruck  erwähnt  er  als  zum  gemiissigten  Teil  der 
österreichischen  Politik  gehörend;  und  am  i).  Marz  berichtet 
er,  dass  die  .Schw  arzenb.  rg-P< »litik'  über  die  gemassigti.' ge- 
siegt hatte.  Itelbruck  schreibt  über  Bruck  in  seinen  l.ebens- 
erinnerungen ; ,,I  )er  I landelsmini--t(‘r  von  Bruck  w ar  ein 
Mann  von  grossmi  ( lesichtspunkten,  erfüllt  v on  den  .Auf- 
gaben. welclie  ihm  du*  l mgestaltung  d(*r  wirt.-u  haftli^  hen 
(■'.esetzgebung  ( )stern*ich  s su-lltr,  ein  guter  O.sterreicher, 
aber  k’ein  Preu''Senfeind,  v on  einer  ruhig  würdigen  I laltung, 
wie  sie  dem  .Minister  eines  grossen  Staates  wohl  anstand“. 

1 ad  weitet  ülici  das  \ eihtiltnis  (k*r  Piilitik  Sidiw.irzenberg  s 
zu  (k  r Brucks.  ,,Bei  d(,*i  P>ehan(lhmg’  di*r  Zollangek*g(*n- 
lu*iten  waren  Bruck  durch  die  Politik  Schw arzberg's  die 
Hände  gebunden.  Dem  h'ursten  war  die  sachliche  Seite 
dieser  .Angelegenheiten  voHkomnu'n  gleichgültig.  Ihm  kam 
es  darauf  an,  Osterreici|  zur  leitenden  M.icht  nicht  nur  für 
die  politischen,  sondern  auch  für  die  w irtsi  haftlidu*n  Ver- 
hältnisse Deutschlands  zu  machen.  .Seine  l>isheri<>cn  l'r- 
folge,  die  .Aussichtslosigkeit  iler  pri-u^-sischen  l nionsplane, 
d(  I Hass  dt  I Alittelst.iaten  gegen  Pr(.“ussen,  lii-ssen  (*iiH*n 
Zweifi'l  ub(*r  die  Durchführbarkeit  seines  Planes  nicht  auf- 
kommen.  Der  festigkeit  Brucks  ist  es  allein  zuzusidueiben, 
dass  damals,  in  der  hettig*-tt‘n.  politischen  .Spannung,  d(*r 
fur  die  l'.nlwickhmg  der  internationalen  Postv  c rhaltnisse 
bahnbrechende  Vertrag  liber  den  deutsch-österreichischen 
Postverein  vom  6.  .April  i85<v  zustande  kam.  F.s  sollten 
nai.h  st  met  .Absicht  ahnheht*  .Abschlüsse  über  f.isenbahnen, 


chit'tahrt,  l-'Jnhcit  \ on  Mimzcn,  Mass  und  (icwicht  tnln'cn“. 

Als  IVcusscn  durch  lanladuu”’  der  Zollvcrcinsstaatcn 
rach  Kassed  sich  ()>icrreich  widersetzen  wollte,  erliess  Ihaick 
rine  Denkschrift  am  30.  .Mai  185c),  in  der  er  sich  an  die 
( eutsche  Nation  wandte:  „Erst  der  ^anz  I Deutschland  und 
( )sterre:ch  umtassende  V erein  w erde  nicht  hloss  die  hdbe, 
NVeser,  haus,  ( )der  unootcilt  und  ^anz  sein  nennen,  er 
werde  auch  die  Adria  und  ()stsec  umschlinoon,  und  das 
I loralische  (iewicht  eines  70  Millionen  Menschen  uni- 
t issendcn  Ihmdnisses,  das  politische  (icwicht  eines  1 landels- 
^ebictes,  wie  die  (ieschichte  kein  bleiches  kenne,  werde 
l ald  das  l bri^e  erringen,  was  ihm  nocii  zur  Erfüllung 
seiner  welthistorischen  Autmaben  fehlt‘3  Die  Zolleinio'uno 

\ urde  als  Vorstute  und  Vorbedinounjj'  tür  die  politische 
Einiouno  autj^etasst,  die  durch  V'ertrao-  tlcr  einzelnen  Bun- 
( esmit_r^li  cd  er  zustande  gebracht  werden  sollte.  Die  Zoll- 
i nd  Handelssachen  sollten  durch  die  zii  v ereinbarende 
V ertassuno  oereoelt  w'erden.  Der  Verkehr  im  Innern 
s )llte  trei  w'erden,  Aufnahme  neuer  Staaten  nicht  aus- 
tieschlossen  sein.  Die  Eeitunr'  würde  der  Bundesoewalt 

• o 

zustehen.  Die  Erträge  sollten  in  eine  gemeinsame  Kasse 
fiessen,  deren  Bestand  nach  Ifntnahme  ' on  .Matrikular- 
1 eiträ^en  zur  Verteilung;'  kiime.  Besonders  interessant  und 
namentlich  heute  aktuell  sind  die  voroebrachten  Ansichten 
über  die  zwischen  der  Adria  und  der  Xord-  und  Ostsee 
ZI  erstrebciulen  1 landebj')olitik.  Bruck  saj^t  das  hüdpende: 
I Die  1 landelspolitik  ist  aufzurichten,  so  wenig  auf  der 
a^ricolen  und  einseitig  das  Land  aufschlii.'ssenden  Basis, 
as  aut  der  gewcrblich-prohibitionistischen  oder  das  Land 
e nseitig  absj)errenden,  sondern  auf  der  w ahrhaft  national- 
o monomischen,  alle  Zweige  der  Volkswirtschaft  ebenmässig 
u ntassenden  Basis;  ebenso  behalt  sie  fortwährend  den 
Zweck  einer  gleichnkissig,  harmonischen  l'nttältung  aller 
dieser  Zweige  fest  im  Auge,  erkennt  dabei  jedoch  die 
sorgtältigste  Pflege,  den  wirksamsten  Schutz  für  die  Gross- 
z ehung  der  heimischen  Konkurrenzkraft,  sowohl  auf  dem 
e genen,  w ie  auf  dmn  W'eltmarkte,  als  notwendig  an 


indem  sic  darin  die  Cirunrlbedingung  des  Auischwunges 
nicht  bloss  der  Industrie,  sondern  auch  der  1 ,andw irtschaft 
und  des  Handels,  ilberhaupt  d e allgemeine  Wohltähit. 
gesichert  und  gewahrt  sieht. 

2.  1 )ie  gew  erbliche  Konkurrenzkraft  wird  sicin  wesent- 
lich aut  die  möglichst  ,'uisgedeimte  Er(froduktion,  auf  die 
hreiheit  dt's  Bodens  und  der  Arbeit,  auf  die  völlig  freie 
Konkurrenz  im  Innern,  auf  den  möglichst  wohlfeilen  und 
unmittelbaren  Bezug  aller  Roh-  und  Hilfsstoffe  für  die 
Industrie  endlich  auf  einen  dem  Schutzbeilurfnisse  moo- 
liehst  genau  ent-ifirechenden  Ztjlltarit,  überhau[)t  auf  eine 
angemessene  Handels-  und  .Schiffaluts-Gesetzung  stutzen 
müssen. 

3.  Vermöge  dm-  im  ganzen  gleichmässigen  Wirtschafts- 
zustande der  europ:iischen  Lander  kann  der  Abschluss 
von  eigentlichen  1 landeisvertragen,  abgesehen  von  der 
Schiftahrt,  nur  mit  wenigen  dersv^^lben  von  wesentlichem 
Nutzen  sein,  dagegen  ersch  eint  ein  völliger  Zollanschlu^s 
des  einen  oder  anderen  \ai  hbarlandes  an  den  österreichisch- 
deutschen  I lanvielsbund, den  \ ernaltnissen  ganz  c'nts[jrech- 
end,  als  ein  natürlicher  Zuwachs  an  wirtschaftlicher 
und  maritimer  Kratt  zur  Ifrreichung  gem'‘ir,sch,aftlicher 


4.  Die  grosse  Ver>.chieilenheit  im  iklima,  iii  der  Er- 
zeugung, m den  gesellschaftlichen  Zustanden  von  hiuropa 
und  den  übrigen  Erdteilen  empfiehlt  einer  österreichisch- 
deutschen  Handelspolitik  die  kräftigste  l'orderung  des 
Austausches  diesseitiger  Natur-  und  (lewerbeerzeugnisse 
mit  den  überseeischen  Erzeugnissen  und  zwar  im  unmittel- 
baren \ erki'hr  mit  den  Erzeugung'sländern.  .Massregeln 
zu  diesem  Zwecke  erscheinen  umso  dringender,  ab  der 
bedeutemlste  Teil  der  Zufuhren  an  Kolonialprodukten 
nach  Deutschland  und  ( )sterreich  in  den  Händen  tremder 
Staaten  i.st.  Jedoch  von  emer  verspäteten  .Nachahmung 
der  alten  britischen  Schiffahrts-.Vkte  ist  nicht  entfernt  die 
Rv'de.  lein  .\nachr( inismus  stjll  umso  weniger  begangen 
werdmi,  als  dii“  deutsche  Schiffahrt  ohne  allen  Scl.utz  sich 
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;uis  uml  (Jurch  sicli  seihst  unter  den  unj;unstij;sten  Ver- 
1 .iltnissen  in  aditun|L^<j^ebietcnder  Weise  entwickelt  hat. 

l lier/u  bemerkt  treffend  Weber:  „Die  Idee,  die  diesen 
\ orschlaj^en  zu  ( irunde  la.Lj,  die  Hildunj;  eines  einheitlichen 
1 landelskorpers,  der  fast  ^anz  .Mitteleuropa  und  eine  Re- 
\ olkeruii”  von  "o  Millionen  umfasste,  ist  unbestreitbar 
eine  sehr  rossartige.“ 

\ om  I.  Januar  i 854  af>  sollte  ohne  die  früher  für  not- 

V endig  erachteten  lirei  /wischenstufen  eine  Zollunion  aller 
deutschen  Staaten  sich  kf)nstituiert'n.  Durch  h'rrichtung 

M(‘r  zentralen  I huuielsbehoiah'  in  l'rankturt  sollten  alle 
Haiulelsangelega-nheiten  gcnuMiisam  geregelt  werden,  nicht 
iiiir  liit*  Zollsachen,  sondern  auch  See-  und  Iduss-Schiffahrt, 
i- isenbahnen  und  Kanäle,  Münzen,  Masse  und  (iewichte. 

1 er  Zollbund  sollte  v'on  ( )stt.*rreich  und  l’reussen,  unter 
( leichstellung  beider  .Machte  und  'I'eilung  des  V'orsitzes, 
gebiklet  werden.  Mit  dieser  Kinigung,  die  den  Schwer- 
ji.inkt  von  Rerlin  nach  h'rankfurt  \ erlegte  umi  ( )sterreich's 
Mntluss  sicherte,  geriet  Rruck  mit  sich  selbst  in  Wider- 
spruch, da  er  doch  eine  Iriedliche  X’erstandigung  mit  l’reus- 
sen wünschte,  l'.r  suchte  auch  einen  K< 'injiromiss  mit 
l’-eussen,  indem  er  die  \on  l’reussen  gegrui Mete  politische 
l nion  anerkannte  unter  der  X’oraussetzung  einer  Zoll- 
e nigung  mit  l’reussen.  Die  X'orschlage  Rruck's  haben 
h ;ute  nicht  nur  historischen  Wert,  soiulern  interressieren  in 
h jhem  .Masse  die  ( icgenwart.  Seine  .Auseinandersetzungen 
e scheinen  fast  als  eine  Rroschure  der  [etztzeit,  uiul  wir 
Itrnen  in  Rruck  eine  geniale,  scharfsinnige  l’ersonlichkeit 
k Minen,  die  mit  .Sicherheit  das  richtige  erfasst.  l'iiiso 
b .Miierkenswerter  ist  es,  da  dieser  l’lan  sosehr  iin  Wider- 
spruch mit  dem  bisherigen  \"erhalten  OstiMTcich's  stand. 
V.'enn  auch  diese  l-'ru  agungen  stark  auf  politischen  Motiven 
b Muhten,  wenn  auch  ( tsterreich  dadurch  seine  X'orm.aclit- 
stellung  in  Deutschland  zu  erreichen  suchte,  so  war  es 
auch  klar,  dass  aus  diesem  (irunde  diese  Ideen  auf  starken 

V iderstand  stossen  wurden.  I’reussen’s  Politik  bewies  das 
d irch  seinen  \Mrtrag  mit  Hannov  er  und  namentlich  den 
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mit  Frankreich.  Die  grösste  Ciefahr  bestand  in  politischer 
Hinsicht  auf  seiten  Prcussen’s,  und  aus  ihr  entsprangen  alle 
Erwägungen  und  Handlungen.  Den  Nachfolgern  Rruck’s 
fehlte  die  ihm  eigene  Entschlossenheit  und  Energie,  und 
auch  darin  zum  Peil  ist  das  Misslingen  dieses  Planes  zu 
suchen.  Die  \"erhandlungen  Delbrücks  in  Wien  im 
h'ruhjahr  1849  blieben  resultatlos.  Die  Kasseler  Kon- 
ferenz v om  Juli  1850  legte  die  Passivität  Preussen’s  deut- 
lich dar.  Die  österreichischen  .Anträge  wurden  in  den 
Hintergrund  gedrängt,  zumal  da  auch  die  süddeutschen 
Staaten  das  grösste  (iewicht  auf  den  Bestand  wenigstens 
des  jetzigen  Zollvereins  legten.  Im  Dezember  1850  ver- 
handelten Preussen,  Sachsen  und  Ravern  als  Grenzländer 
über  eine  Zollunion  mit  ()sterreich.  .Aber  Ostcrreich’s 
Macht  war  zu  schwach,  um  Preussen  seinen  Plänen  ge- 
fügig  zu  machen.  Die  Kleinstaaten  suchten  .Anschluss 
an  Preussen.  England  und  Russland  protestierten  wegen 
V^erletzung  der  Rundesstatuten.  Es  folgte  die  politische 
Krisis  und  die  \"erhandlungen  zu  Olmütz  1850.  (Obwohl 
der  Vertreter  Preussen’s  die  Frage  der  Zolleinigung  auf- 
warf, hatte  es  Österreich  unterlassen,  seinen  .Anschluss  zu 
erzwinge.  .Am  26.  November  1851  lud  die  österreichi- 
sche Regierung  alle  Bundesstaaten  zu  X’erhandlungen  ein 
über  einen  Zoll-  und  Handelsvertrag,  durch  welchen, mit- 
tels Zollbefreiungen  und  Zollnachlässen  zugunsten  der 
gegenseitigen  Erzeugnisse  und  mittels  ähnlicher  Massre- 
geln,  ein  enges  Verhältnis  zwischen  den  betreffenden  Zoll- 
gebieten begründet,  ein  gegenseitig  bestimmter  Fnnfluss 
aut  den  Zolltarif  und  die  Zollmanipulationen  eingeräumt 
würde,  der  die  prinzielle  Entfremdung  der  verschiedenen 
Systeme  zu  verhüten  geeignet  wäre  und  die  nötigen  Ga- 
rantien für  das  dereinstige  Zustandekommen  einer  sofort 
in  ihren  Grundsätzen  festzustellenden  deutsch-österreichi- 
schen Handels-  und  Zolleinigung  dargeboten  würden.  Die 
in  Wien  von  Schwarzenberg  eröffneten  Verhandlungen 
am  4.  Januar  1852  führten  zu  keinem  Erfolge.  Kurz 
darauf  starb  Schwarzenberg  und  auch  aus  diesem  Grunde 
war  anzunehmen,  dass  die  österreichische  Politik  viel  an 
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iMicr^ic  verlieren  würde. 

1 ):unals  I’.atte  der  ,<4‘ross7Ü”'i<>'e  I’lan  Rruck's  auch 
It.ilien  und  den  i’alkan  zum  .Ansc'hlusse  l>'woe;en.  Die 
p-eussisehe  Rc.^ierun,;  jedoch  soll  damals  eher  eine  Aut- 
le sunp'  des  ZolK  ereins,  als  einen  Zollhund  mit  ( )sterreich 
h'vorzurit  haben.  Preussen  hheh  hei  der  h'orderun^  be- 
stehen, dass  erst  d -r  Zollvereinsx’ertrai^'  ah”-eschlossen  wer- 
n usse,  ehe  zu  \'erhandlunpen  über  den  Zoll-  und  1 landels- 
\' M‘lra4  t );  teri'eich  ^est  hrilten  w erden  könne,  zumal 
dl  ( )st  rreich  durch  ilen  Olmutzer  W'rtiasj:  ‘iltes 

P e"-li;^'e  wieder  erkmpt  hatte.  Preussens  Politik  führte 
zt  m .\usschhus  t tsteru'ich's  a.us  Deutschland.  In  den 
ei--ten  Pa;en  des  Dezember  1S52  wurde  Bruck  als  Be- 
\ ' illmaclitipter  diu'  o'-terreichischcn  Kepierunp  nach  Ber- 
lin al'^'esandi.  Am  3.  h'ebrua.r  konnte  Bruck  das  Resul- 
tat seiner  \ erh.indlun^en  nach  Wden  mitteikm.  Am  19. 
1'  ‘briiar  Unterzeichnete  er  eien  bedeannten  Vertraj^e  Die- 
ser \ er;ra<4'  beendete'  zur  Zeit  die  preussisch-öster- 
reichischen  Ditteivnzen  aut  handelspolitischem  Ciebiete  und 
w ii'de  m ^anz  Deutschland  m;t  erosseu'  Zutriedenheit 
ai  tpenommen.  Der  W'rtrap'  bestimmte  im  W'esentlichen 
k »Inendes:  (j  e ^'enseiti^'e  \ erp'lichtunL;',  d en  Verkehr  durch 
k(  inerlei  \’erbote  zu  hemmen,  dritt  -n  Staaten  keine  \'or- 
zi'e'szolle  zu  14-ewahren.  Die  driit  n Staaten  ^^-ewahrte 
B 'piinstipunp'  sejllte  ohne  ( u'pe'nle'.stuni^'  auch  den  anderen 

.Staate'ii  zu  ^3'ute'  kommen.  Rohstotte,  Idibrikmateriale'n, 

1 1 ilbtabrikate'  und  habrikate  'eon  oe^rinoerem  \\  erte  soll- 
te! zolltrei  sem.  Kine  Zollminderuno-  \-on  25^'  0 bis  50'ko  des 
al  oemeinen  Tarifs  erfuhren  fast  alle  Ciepenstande  der  in 
1h  iden  (iebieten  ziemlich  piciciiartip-  entwickadten  Industrie- 
zv  eipe.  Dieses  1 )ifferenzi;dz(dl  ystem  sollte  allmählich  zur 
\ollio-en  Zolleinipunp-  führen.  DerAitikel  25  bestimmte, 
d; -s  im  Jadirv'  1 S60  Kommissionen  beider  Staaten  zu- 
sa  umentreten  sollten,  um  ubei'  eine  Zolleinipuno'  oder 
ul  'i'  weitere  möglichst  ‘ .Annäherung  und  ( lleichstelluny 
(1  r beiderseitij^en  Zolltarile  .na  unterhandeln.  .Ausserdem 
in.i  der  Wrtray  Bestimmungen  über  den  (irenzverkelir, 
u!  er  inner'  Kom-umtions-Aboaben,  .Mimzwesen  u.s.  w. 


Seine  Dauer  wurde  bis  zum  31.  Dezember  1865  festge- 
setzt. Bruck'  hatte  sein  Möglichstes  erreicht.  Österreich 
konnte  nunmehr  auf  eine  allmähliche  Zollcinigung  sicher 
und  bewusst  hin  wirken.  Bruck  hatte  inzwischen  einem 
anderen  Regime  Platz  machen  müssen.  Dies  trat  auch 
gleich  zu  Tage  in  der  wenig  konsequenten  Entwicklung 
des  l'ebruar-Wrtrages.  Der  1855  von  (Jsterreich  ge- 
machte X'orschlag  aut  weitere  Zoilermässigung  wurde  in 
Berlin  al)gelehnt.  I^ruck’s  Denkschrift  in  dieser  Zeit  spricht 
den  Satz  aus,  dass  selbst  eine  gänzliche  Freiheit  des  Zwi- 
schen \erkehrs  ohne  Gefahr  wäre,  wenn  nur  der  Aussen- 
zidltarit  genügend  .Schutz  böte.  SchaefHe  sollte  recht  be- 
halten indem  er  sagte:  „Man  müsste  meinen,  dass  aus 
allgemein  politischen  Gründen  ein  entscheidender  Schritt 
zu  weiterer  gegenseitiger  Annäherung  überhaupt  nicht 
gemacht  werden  kann.“ 

Im  Jahre  1860  begannen  die  Verhandlungen  über 
einen  Zollanschluss.  Preussen  und  Österreich  verhan* 
(leiten  vier  Jahre  lang  mit  den  .Staaten  des  Zollvereins, 
ln  \\  ien  \ ertolgte  man  die  Sache  mit  grosser  Lauheit. 
Linen  krassen  Gnterschied  in  der  Auffassung  der  ganzen 
Angelegenheit  bietet  zu  den  Denkschriften  Brucks  die 
Denkschrift  der  österreichischen  Regierung  vom  .Sep- 
tember 1861.  (ileich  am  Anfänge  wird,  unter  vollkom- 
mener Ablehnung  des  Linigungsgedankens,  gesagt,  dass 
von  keiner  .Seite  sich  verhehlt  würde,  welche  fast  un- 
übersteigbaren  Hindernisse  gerade  im  gegenwärtigen  Au- 
genblicke die  gänzliche  Zolleinigung  Österreichs  und  der 
Zollvereinsstaaten  zu  bekämpfen  hätte.  Die  Denkschrift 
erwähnte  nichts  da\'on,  dass  Österreich  bereit  sei,  die 
vorhandenen  Schwierigkeiten  zu  entfernen  und  eine  A'er- 
ständigung  in  Handels-  und  zollpolitischen  Sachen  anzu- 
bahnen. Das  erleichterte  Preussen,  Österreichs  A'ordrin- 
gen  aut  {)olitischem  Gebiete  zu  \ erhindern.  Fis  erklärte 
auch  den  Zweck  des  Wrtrages  von  1853  fiir  unausführ- 
bar. Am  29.  Mai  1862  schloss  es  den  X'ertrag  mit  Frank- 
reich, durch  dessen  Meistbegünstigungskiausei  eine  Bevor- 
zugung Österreichs  ausgeschlossen  wurde.  Damals 


. usserte  sich  Bismarck:  „Die  Zolleini^un^  halte  ich  für  eine 
unausführbare  Utopie,  we^en  der  V'erschiedenheit  der 
'wirtschaftlichen  und  administrativen  Zustände  beider  Teile. 
l')ie  Schwierigkeiten,  welche  die  \"erschiedenheit  der  Le- 
bensj^ewohnheiten  und  der  Konsumtion  zwischen  Nord- 
iind  .Süddeutschland  schon  innerhalb  des  Zollvereins  be- 
ileuten,  müssten  unüberwindlich  werden,  wenn  beide  Re- 
i lonen  mit  den  östlichen  Ländern  Österreich-Ungarns 
' on  derselben  Zollgrenze  umschlossen  werden  sollen. 
ICin  j^erechter,  iler  bestehenden  Konsumtion  zollpflich- 
lii^er  Waren  entsprechender  Masstab  der  X'erteilung  wür- 
de sich  nicht  vereinbaren  lassen;  jeder  Masstab  würde 
i-ntweder  ungerecht  tür  den  Zollverein  oder  unannehm- 
bar für  die  öffentliche  Meinung  in  Österreich-Ungarn 
! ein.“  Kr  wollte  jedoch  auf  keinen  Fall  die  Schwächung 
oder  Zerstückelung  (Österreich  s.  Kin  befreundetes  Mit- 
teleuropa blieb  auch  für  ihn  das  Hauptziel,  wie  aus 
: einen  Erwägungen  während  des  h'riedens  von  Xikolsburg 
bervorgeht:  „Wenn  Österreich  schwer  g(;schädigt  wäre, 
! o wurde  es  der  Bundesgenosse  Frankreichs  und  jedes 
' iegners  werden.  Fs  würde  selbst  seine  antirussischen 
nteressen  der  Re\anche  Preussen's  opfern.  Aut  der 
anderem  Seite  könnte  ich  mir  keine  für  uns  annehmbare 
Zukunft  der  Länder,  welche  die  österreichische  Monarchie 
bildeten,  denken,  falls  letztere  durch  ungarische  oder 
: lavische  Aufstände  zerstört  oder  in  dauernde  Abhängig- 
l:eit  versetzt  werden  sollten.  Was  sollte  an  die  Stelle 
imropa’s  gesetzt  werden,  welche  der  österreichische  Staat 
’'on  Tirol  bis  Bukowina  ausfüllt  r Neue  Bildungen  auf 
dieser  Fläche  könnten  nur  dauernd  revolutionärer  Natur 
:ein.“  Die  Idee  der  Zollunion  hatte  seit  Brucks  ener- 
gischem Auftreten  zu  anfang  der  50er  Jahre  wenig  F'ort- 
‘chritte  gemacht.  War  schon  damals  eine  Einigung  er- 
: chwert,  so  schien  sie  jetzt  fast  ausgeschlossen.  Es  fehlte 
nicht  nur  an  den  hierzu  geeigneten  Persönlichkeiten,  auch 
die  wirtschaftliche  Entwicklung  hatte  sich  in  den  beiden 
Zollkörpern  \ erschieden  gestaltet.  Im  Zolh  erein  war  die 
Industrie  erstarkt  und  konnte  getrost  der  \\  eltkonkur- 
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lenz  ohne  Scluit//t»ll  aus^csclzt  werden,  in  Österreich 
hatte  das  altt^  1 r()h]})iti<tiw-Svsiem  an  H<Klen  gewonnen 
und  (li(‘  1 laupthindernisse  eines  zollpollitischen  Anschlus- 
ses waren  keineswegs  beseitigt.  Am  ii.  April  1865  kam 
i's  zu  einem  geu  (dinlichen  1 landeisvertrag  zwischen  ( )ster- 
reich  und  dem  ZoILerein.  .Solche  Aussenzolle,  wie  sie 
im  {)reussiseh-franzosisclu'ii  \ ertrage  \ereinbart  waren, 
waren  lür  ( Jsterrereich  unannehmbar,  da  dadurch  seine 
ganze  Industrie  gefährdet  war.  Schaeftle  schreibt  darüber 
in  s(“inen  Lebenserinnerungen : „Die  Einigung  war  ein 
deutsclu-s  Interesse  alK^rersten  Ranges.  Mit  grösster  Be- 
trii'digung  denke  ich  daher  an  meine  Teilnahme  an  den 
Pestrt'bungaui  der  jahri*  183g  bis  1863  zurück.  Ich  lebe 
denn  je  diu'  Ilotinung,  dass  tliesselbe  Ansicht  allmählich, 
wenn  auch  sehr  langsam,  zur  vollen  .Xnerkennun'''  <«e- 
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langen  wird.“  Der  X'ertrag  entsprach  in  der  Passung 
tiem  vom  19.  Februar  1853.  Die  Sonderstellung  Öster- 
reichs wurde  beseitigt  und  Österreich  die  gleiche  Stel- 
lung eingeräumt  wie  allen  anderen  Staaten.  Der  Arti- 
kel -25  des  \ ertrages,  tler  wiederum  eine  Zolleinigung 
nach  möglichster  Annäherung  beiderseitiger  Zolltarife  in 
Aussicht  nahm,  war  nur  eine  Fcmin  und  ohne  jegliche 
tatsächliche  Bedeutung.  Weber  aussert  sich  hierüber: 
,,Die  osten  eiclusche  ÄoW-  und  Handelspolitik  gegenüber 

dem  Zoll\  erein,  wie  selbe  von  den  Ministern  l'ürst  Schwar- 
zenberg iimi  Freiherrn  \ on  Bruck  inauguriert  und  durcli  den 
\ ertrag  von  1S53  bekrättigt  worden  war,  w urde  durch 
den  \^ertrag  vom  i.  April  1865  wahrscheinlich  für  im- 
mer zu  (,rabe  geleitet.“  \'on  da  ab  ist  auch  die  Meist- 
begunstigungsklausel  ein  Himlernis  für  einseitige  Begüns- 
gewesen.  .Sie  konnte  nur  auf  (irund  eines  eine 
\ erw  aitungsgemeinschaft  schatteiulen  Zolliuiions\  ertrages 
gewahrt  werden. 

Anfangs  strebte  man  nach  erleichtertem  X’erkehr. 
Die  Kiisis  \ on  1873  ('eg  dazu  bei,  um  sich  schutzzöll- 
nerischen  Ideen  zuzu wenden.  Der  Kongress  österreichi- 
scher \ olksw  irte  \ erlangte  187  5 Kündigung  der  Handels- 
verträge. Auch  in  Deutschland  machte  sich  die 
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Strömung  bemerkbar.  Beide  Staaten  gelangten  zur  autono- 
mtn  Zollpolitik.  1892  kam  es  tvieder  zu  einem  Vertra- 
ge. Wahrend  der  Schutzzollära  und  des  entstandenen 
mi  itarischen  Bündnisses  befürwortete  man  wieder  eine 
wii tschaftliche  Annäherung.  Doch  der  Gedanke  kam 
nicht  zur  X'erwirklichung.  Autonome  'l'arifc  wurden  auf- 
ge;  teilt,  1902  von  Deutschland,  1906  von  ( )sterreich. 
Der  letzte  X'ertrag  wurde  1906  abgeschh)sscn,  mit  Ciiil- 
tig  :eit  bis  1917.  Die  Handelsbeziehungen  gc'stalteten  sich 
nach  dem  neuesten  Handelsverträge  im  Jahre  1913  tol- 
geiidermassen  in  Deutschland: 

Einfuhr  von  'f  o Ausfuhr  nach  0 


Ru  5slang 

1424,6 

13,2 

880,1 

8,7 

Ln  ^land 

8750 

8,1 

1438,2 

14,2 

Os  erreich 

Q ^ - 

/ V 

1 104,8 

1 0,9 

Die  drittgrüsste  (^uote  der  hiinfuhr  weist  Oster  reich-l’ngarn 
auf  Die  Beziehungen  zwischen  beiden  Ländern  haben 
sic  1 zu  Cjunsten  Deutschlands  verschoben.  Noch  1900 
wa'en  sie  mit  mehr  als  2tX5  .Millicmen  Mark  für  Österreich- 
Ungarn  aktiv  und  das  bis  1908.  \'on  da  \ erschiebt  sich 
die  Lage.  1913  erreicht  der  Ausfuhr-idn'rschuss  277 
Milionen  Mark.  Die  Gründe  sind  teilweise  im  letzten 
Handelsverträge  zu  suchen,  besonders  jedoch  darin,  dass 
Os  erreich-Ungarn  aufhorte,  Agrarprodukte  zu  exportieren. 
Dentschland  bezieht  in  der  1 laujrtsache  Rohstoffe  für 
318  Millionen  Mark  (Holz,  Braunkohl,  Häute,  h'lachs,  Oele). 
Zweitens  fertige  Waren  für  184  Millionen  Mark,  zuletzt 
Le  )ensmittel  für  17 1 Millionen  Mark,  halbfertige  Waren 
in  Höhe  \ on  102  Millionen  .Mark,  lebendes  X'ieh  für  50 
Millionen  Mark.  XX"as  die  Ausfuhr  Deutschlands  betrifft, 
so  \'or  allem  I'abrikate  in  Höhe  567  Millionen  Mark, 
Ro  istohe  314  Millionen  .XIark,  halbfertige  XX’aren  178 
Millionen  Mark.  Der  grösste  Bosten  ist  die  Steinkohle 
169  Millionen  .Mark.  Ls  folgen  .Maschinen  81,  Merino- 
kai  imzeug  30,  h'elle  26,  Bücher  27,  Koks  22,  elekrische 
Lneugnisse  22  .Xlillionen  .XIark  usw. 

ln  dem  nun  geschilderten  X'erlauf  der  handelspoli- 
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tischen  IDziehungen  ( )sterreich's  zu  Deutschland  schält 
sich  markant  heraus  als  eine  Zeit  des  h'ortschrittes  und 
grosszügiger  Ideen  die  Zeit,  in  der  die  Handels])olitik 
Österreichs  in  den  Händen  Jfruck’s  ruhte.  Bis  zu  seiner 
Berufung  eine  Zeit  der  Reaktion  und  des  Rückschritts. 
-Nach  seinem  Tode  setzt  sofort  eine  Zeit  des  Unverständ- 
nisses für  die  österreichisch-deutsche  Zollunion  ein.  .Seine 
grosszügigen  Gedanken  scheinen  ausgemezt,  seine  Bätig- 
keit  hinterkässt  keine  Spuren.  .Man  ziehe  nur  einen  XTr- 
gleich  zwischen  seinen  Denkschriften  der  Jahre  1849/50 
und  der  Denkschtift  der  österreichischen  Regierung  im 
Jahre  1861.  Lin  grosser  Gegensatz  und  ein  richtiger 
.Moment  zur  XX'ürdigung  dieses  .Mannes.  Seine  letzten 
Gedanken,  sozusagen  sein  politisches  Testament,  legte  er 
nieder  in  der  erst  nach  seinem  Tode  xeröffentlichten 
Denkschrift.  Das  XTrhältnis,  namentlich  zu  Deutschland, 
wird  hier  auseinandergesetzt,  sowie  die  Entwickelung 
Mitteleuropas.  Ls  ist  von  ihm  als  Richtlinie  für  die 
österreichische  Politik  gedacht,  wiederholt  zum  Teil  seine 
Ausffihrungen  in  den  früheren  Denkschriften. 

Als  oberstes  Prinzip  der  deutschen  Einigung  er- 
scheint ihm  der  h'öderalismus.  (Österreich  sei  vermöge 
seiner  Tradition  der  natürliche  Träger  der  grossdeut- 
schen Politik.  Erst  während  des  letzten  Jahrzehntes  sei 
es  allmählich  zum  klaren  Bewusstsein  seines  deutschen 
Berufes  gekommen.  Dafür  zeuge  seine  eigene  Zollreform 
mit  dem  Streben  nach  der  deutschen  Zolleinigung,  und 
dass  es  seinem  neuen  Staatsbau  im  Zusammenhänge  mit 
der  Reorganisation  des  deutschen  Bundes  und  Zollvereins 
auffasste.  Ivine  künstliche,  ökonomische  Spaltung  \on 
Deutschland  müsse  tief  ins  eigenen  Lleisch  schneiden  und 
namentlich  die  empfindlichsten  Nachteile  für  alle  Teile 
herbeitühren.  ln  der  X'ereinigung  liege  der  unermess- 
liche X'orteil  aller.  Der  gegenwärtige  Zolherein  müsste 
treu  seinem  ausgesprochenen  Zwecke  sich  zum  Bunde 
erweitern.  Die  handelspolitische  Einigung  Deutschlands 
sei  als  erstes  Ziel  hinzustellen.  Ls  sei  dies  der  Beruf 
Oesterreichs  um  seiner  selbst  wie  um  Deutschlands 
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wilen.  nie  dos  doutsohon  Zusamnionh.inj^’^es  sei 

de'  Korn  der  osterrcieliiseliea  I’olitik,  u als  alle 
an  iert'u  1 ra«,'^en.  Der  u irtsohattliche  /usaninienschlu-'S 
.illiT  diaitschcn  Staaten  sei  der  l^oden.  in  ueleheni  das 
stige,  nationale  und  koiitoderatix'-einheitliehe  liehen 
aller  ilcutschen  1 eile  feste  Wurzeln  f)ieiten  könne.  Das 
Wirde  aueh  die  deutsche  .Stidlung  ^^e^enulx'r  Russland 
un  1 dem  ubriiji'en  Ausland  krattij^en.  (Oesterreich,  t'ine 
eij^entliche  \ olksvertretun^  heim  Bunde  anheimstellend, 
spreche  sich  umso  hesiimmter  liafur  aus,  dassdieZeit  gekom- 
nu  nsei,  die  1-anigung  in  Zoll-  und  I landelssach<-n,  in  allen  Be- 
zie  Hingen  dt's  wirtschaftlichen  Verkehrs  für  ganz  lOeutsch- 
lan  .i  herzusellen  und  die  Handhahung  der  reihen  durch 
ein  gemeinsames  Bundesorgan  dauernd  zu  begründen. 
.•\ilem  die  Ik'dingungen  der  IVotiuktion  und  des  Absatzes 
müssten  hierzu  zwingen.  Die  It-inigung  sei  eine  \'orbe- 
din^ung  für  maritime  Ausdehnung  und  tatkräftiges  Kin- 
grtifen  in  die  Weltwirtschaft.  Dadurch  wan*  es  möglich, 
die  Autgahen  an  der  Adria  und  der  Donau  zu  erfüllen 
und  die  transatlantischen  Handelsbeziehungen  auszuhilden. 
\u'  die  wirklich  wirtschaftliche  Einigung,  die  \ olle,  freie 
Be  \ egung  innerhalb  der  gesamten  österreichisch-deutschen 
Jai  idergebiete  wurde  am  raschesten  zum  Ziele  fühnm. 
Nicht  der  hdnheitsstaat,  aber  die  föderative  Panheit  müsse 
gewahrt  werden.  L m den  Prozess  der  wirtschaftlichen 
I'drigung  fortan  in  kräftigerem  1 empo  zu  vollziehen, 
musse  vor  allem  die  \ ertragsmassige  W'rstandigung  auf- 
ge^  eben  und  ein  Bundesorgan  mit  der  Selbständigkeit 
der  Aktion  geschaffen  werden.  Dadurch  wurden  die 
grössten  Schwierigkeiten  umgangen.  Di'r  Wirkungskreis 
die  .er  Bundesbehorde  sollte  sich  nicht  nur  auf  das  Zoll- 
weien  beschranken,  sondern  auf  alle  wirt.schaftlichen  An- 
liejjen  des  Bundes  ausgedehnt  werden. 

Die  handelspr»litisch<‘n  Zustande  in  hairopa  haixm 
am  hmde  der  siebziger  Jahre  einen  (hnschwung  erfahren, 
ffs  ist  ein  ( mschlag  in  der  1 landhabung  der  1 landels- 
pol  tik  eingetreten.  .Man  hat  die  von  Napoleon  III. 
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inaugurierte  treihandlerischc  Ilandelsbahn  \ erlassen.  Die 
meisten  Staaten  schlugen  eine  schutzzollnerische  Richtung 
in  ihrer  I landelspolitik  ein  und  richteten  seitdem  immer 
höhere  Schutzzölle  auf,  .\  ie  fiir  die  heimische  Industrie, 
so  auch  für  die  Landw  irtschaft.  ln  (‘im*  Zeit  des  steigen- 
den  internationalen  \'erkc‘hrs,  der  zunehmenden  Weltwirt- 
schaft und  Solidarität  schloss  man  sich  durch  .Schutzzölle 
gegenseitig  ab,  suchte  sozusagen  dem  Drangen  der  Zeit 
gegenüber  Schranken  aufzurichten.  Industrie  uml  Land- 
wirtschaft nahmen  in  den  so  geschützten  (lel)ieten  einen 
ungeahnten  .Aufschwung  und  namentlich  die  erstcre  über- 
schritt in  ihrer  gesteigerten  Produktion  die  nationalen 
(irenzen  und  Bedürfnisse.  In  diese  Zeit  fallen  auch  vor- 
nehmlich die  Bestrebungen  und  h'orflenmgen  nach  Er- 
weiterung eines  gesicherten  Absatzgebietes.  P2s  scheint  ein 
Kompromiss  zwischen  Erstrebtem  und  den  Tatsachen  ge- 
sucht zu  werden.  .Man  sieht  einen  Mangel  in  den  Schutz- 
zöllen ein  und  fordert  teils  grössere  gemeinsame  zoll- 
geschützte (febiete  zu  vereinigen,  teils  dadurch  den  all- 
mählichen l bergang  zum  Freihandel  zu  ermöglichen. 
Ifine  Zollgemeinschaft  für  den  w eiteren  Bereich  von  Mittel- 
europa, wie  für  den  engeren  von  Deutschland  und  Öster- 
reich-! ngarn  ist  auch  seit  i S79  w iederholt  angeregt  worden- 

VMr  dieser  Zeit  waren  lediglich  die  Ausführungen 
von  Chevalier  zu  erwähnen,  der  ini  Jahre  1869  «'^uf 
die  Notwendigkeit  einer  wirtschaftlichen  Alliance  der  mittel- 
und  westeurojiaischcn  .Staaten  hinweisi.  l'mso  bemerkens- 
werter sind  seine  .Auseinandersetzungen,  da  sie  kurz  nach 
der  Pariser  Weltausstellung  im  Jahre  1867  statthnden,  die 
doch  den  höchsten  Ausdruck  friedlichen, gemeinschaftlichen 
Zusammenarbeitens  aller  Nationen  abgaben.  Er  weisst  auf 
die  Gefahren  hin,  die  in  der  grossen,  zukünftigen  Ent- 
faltung Russlands  und  .Nordamerikas  liegen.  Die  Ein- 
tracht sei  daher  Alittel-  und  dem  westlichen  h.uropa  un- 
erlässlich, wenn  dasselbe  nicht  von  den  zwei  Kolossen 
bewältigt  werden  will,  deren  riesige  Proportionen  und 
IMäne  immer  schärfer  hervortreten  und  die  sii'h  im  Innern 
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im  ner  mehr  konzentrieren,  um  desto  kräftiger  den  j^rossen 
Sc  ilaj^  auszuti’.hren.  Die  mittel-  und  w esteuropäischen 
V(  Iker  hal)en  unrecht,  sich  in  Sicherheit  zu  fühlen,  sie 
dii'ften  eines  Faues  zur  untergeordneten  Rolle  herab^e- 
druckt  werden.  Ihr  Interesse,  ihr  Bedürfnis  sei  es,  sich 
eir  ander  zu  nähern,  eine  feste  Alliance  zu  bilden  und 
eire  h'ördcration  herzustellen.  Seine  Betrachtung-  schliesst 
er  nit  den  W'orten  Xapoleon's  1.:  „Jeder  europäische  Kriej^- 
ist  jetzt  ein  Bür^erkrief^“. 

So  lan^e  auch  das  freihäiullerischc  Sx’stem  \ orwoj^, 
waren  die  Interessen  für  ein  erweitertes  Zollf^ebiet  ^erin^. 
Xi  n wurde  aber  dieser  Gedanke  immer  öfter  aufgeworfen 
un  1 behandelt,  wo\  on  ein  Zeuj^nis  die  grosse  dicsltezü^- 
liclie  Literatur  ab^ibt.  Die  l’orderun^j;-  einer  Zollunion 
zw  sehen  Österreich  und  Deutschland  tritt  umso  reiner 
au  , als  sie  im  Cie^ensatz  zu  den  50er  und  6(-)er  Jahren 
losgelöst  ist  \ on  allen  politischen  Machtbestrebun^en  und 
l'endenzen.  Handelte  es  sich  damals,  die  1 landels{)olitik 
in  len  Dienst  der  politischen  Ziele  zu  stellen,  oder  wenig- 
ste is  sie  gleich  zu  gestalten,  so  treten  jetst  die  politischen 
Zi(  le  mehr  und  mehr  in  den  1 lindergrund.  Die  wirt- 
scl  aftliche  \*ereinigung  bleibt  jetzt  das  alleinige  Streben, 
wenn  man  auch  politische  Vorteile  daraus  zu  ziehen  weiss. 
Die  letzteren  bilden  jedoch  nicht  die  Hauptforderung, 
SOI  dem  man  sieht  sie  als  Begleiterscheinung  an.  Xicht 
un  die  Machtentfaltung  der  einzelnen  Staaten  handelt  cs 
sic  1 jetzt,  sondern  um  die  Bildung  eines  grösseren  wirt- 
scfaftlichen  Gebietes  zur  freieren  und  besseren  Entfaltung 
vo  1 ‘^eti'enseitiifer  Produktion  und  Konsumtion.  Man  will 
bc(|uemere  und  vor  allen  Dingen  sichere  Wirtschafts- 
\ ei  hältnisse  schaffen,  als  sie  sich  zum  'Feil  durch  Auf- 
ric  itunof  \ on  Zollschranken  in  unerfreulicher  \Wise  ent- 
wickelt  haben.  Die  Literatur  ist  gross  und  da  sollen  auch 
nui  die  wichtigsten  Autoren  und  deren  Gedanken  er- 
wa  int  werden. 

Da  ist  der  belgische  Xationalökonom  Molinari,  der 
im  Jahre  1879  unter  Hinweis  auf  das  Zustandekommen 
des  Zollvereins  und  seine  günstige  Icntwicklung  eine  Zoll- 
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Union  zwischen  l'rankreich,  Belgien,  Holland,  Dänemark, 
Deutschland,  Österreich  und  der  Schweiz  fordert,  der  sich 
die  anderen  .Staaten  des  Kontinents  ;inschhessen  könnten. 
Wenn  es  gelungen  sei,  JXnigungen  in  Ma^s  und  (jewicht, 
im  Post-  und  'Feiegraphenverkehr  und  namentlich  mi  Geld- 
wesen herbeizufuhren,  warum  sollten  da  auch  nicht  die 
lästigen  Zollschranken  beseitigt  werden  loinnen.-  Lnd  da- 
bei würden  die  Zcillemnahme'n  nicht  geringer  we'rden. 
Die  Wreinigung  müsse  sieh  auf  vier  Punkte  begründen: 
1.  Aufstellung  eines  gemeinschaftlichen  Tarifk:  2.  Ver- 
teilung  dei  Zolleinnahment  7-  ( 'leichste'llung- ock  r jedoch 
Annäherung  dei  \ erzehrungssteuern ; g-  l'-rriehtung  e'iner 
internationalen  Zollkommission.*  1 )ie  Errichtung  eines  Zoll- 
tarifs würde  bei  der  gl(,Mchiuassig  hohen  l'.ntw icklung  der 
Volkswirtschaft  aut  keine  grossen  .Schwierigk"eiten  stossen 
können.  Ein  geringer  Zoll  wii'-de  durch  das  grössere 
Absatzgebiet  entschädigt  werden.  W’as  die  Wrwaltung 
betriflt,  so  könnte  es  keine  grosseren  .Schwierigkeiten  geben 
als  beim  deutschen  Zolh  erein.  Auch  die  Zollkominission 
könnte,  ähnlich  der  Zollkonterenzen,  eingerichtet  werden. 
Die  grösste  und  einzige  Schwierigkeit  sieht  er  in  der 
Glcichsetzung  dei  \ erzehrungssteuern.  Diese'  .Schwierig- 
keit sei  bis  jetzt  auch  noch  nicht  in  De'utschland  beseitiO 
w’o  es  eine  \e.schiedene  Branntwein-  und  Bier-.bteuer 
gibt.  Die  \ erzehrungssteuer  in  allen  Staaten,  die  die 
Lnion  bilden  sollen,  ist  xerschic'dc'n.  .Aber  man  konnte', 
sei  es  durch  entsjirechende  Erhöhung  oder  la-niedcTung, 
auf  eine  gleiche  .Stute  gelangen.  .So  konnte  in  l-'rankreicl; 
die  Zucker-  und  Bier-.Steuer  erniedrigt  werilen,  in  den 
anderen  Landern,  namentlich  in  Deutschland,  erhöht  wer- 
den. Schwieriger  wäre  es,  sich  über  das  Fabak-.Monojiol 
zu  einigen.  Aber  da  dasselbe  lediglich  eine  F'inanzcjuelle 
sei,  so  würde  man  sich  über  die'  lantiilirnng  derselben 
freuen.  Abgesehen  dax'on,  dass  diese  l nion  jederzeit  den 
Eintritt  neuer  Mitglieder  erniogiichen  wurde,  wäre  sie 
auch  für  Fmgland  ein  Vorteil  wegen  der  gc'sicherten  Zoll- 
schranken eines  so  grossen  Ciebietes  und  dadurch  der 
Möglichkeit  eines  vorteilhaften  und  gesicherten  Absatzes- 
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I' r sicht  in  dieser  \ on  ihm  oedachten  Union  einen  orossen 
\ orteil  für  dessen  Mitglieder,  nic'ht  nur  in  volkswirtschaft- 
li:her,  sondern  auch  in  tinanzieller  1 finsicht  Kr  üherträot 
sozusaj^en  die  \ orteile  des  deutschen  Zfdhereins  aut  ein 
z )llpolitisch  occiniotes  Iuiro[)a.  Das  Auftreten  Molinari's 
hit  grosses  Interesse  her\  or^erufen.  ln  Kelj^ien  wuule 
die  Zollunion  der  Körderation  der  Handelskammern  em- 
ptohlcn.  In  der  Schweiz  hat  sich  ein  Komitee  o-ehüdet 
z vecks  Zustandekommen  eines  schweizerisch-französischen 
7 olKereines,  der  den  Antaipo'  eines  mitteleuropäischen 
7()ll\  creins  bilden  sollte.  Im  Klsass  heschäftio-te  sich  viel 
damit  die  Fresse.  Molinari  hat  seine  Ideen  auch  dem 
hürsten  Bismarck  mitgeteilt,  der  jedoch  dagegen  Einw  ände 
e'hoh,  trotzdem  er  die  grossen  \ orteile  zu  würdigen 
wusste,  hm  glaubte  nur  an  eine  allmähliche  Annäherung 
ii  wirtschaftlicher  Hinsicht  Deutschlands  und  Österreichs. 

Einen  zentral-euroj)äischen  ZolKerein  befürwortete 
I U9  Kaufmann,  wegen  der  drohenden  Konkurrenz 
Kngland  s und  Amerika  s zwischen  l 'rankreich,  Deutschland, 
C sterreich-L  ngarn,  Belgien,  Holland  und  der  Schweiz.  Die 
ir  neren  Zollschranken  seien  autzuheben,  die  äusseren  zu 
b ^halten.  Die  w irtschaftliche  h.inigung  w ürde  die  a*er- 
b indeten  .‘Staaten  stärken,  ohne  ihre  politische  Unabhängig- 
k Mt  oder  .Selbständigkeit  zu  g(*tährden.  \ Dm  freihändler- 
isrhen  Standpunkte  wäre  das  ein  nicht  zu  leugnender 
h irtschritt,  \ om  schutzzöllnerischen  wäre  di(‘  (lefahr  einer 
gegenseitigen  Konkurrenz  nicht  zu  überschätzen.  Die 
S aaten  w ürden  sich  gegenseitig  ergänzen,  jeder  hat  ge- 
wisse Produkte,  die  er  gegen  andere  des  anderen  benötigt- 
L ie  \ erteilung  der  Zolleinnahmen  wurde  sich  regeln  las- 
se n.  Die  Konkurrenz  würde  grösser,  aller  auch  die  Ab- 
■sj  tzmöglichkeiten.  Ohne  Opfer  w ürden  die  materiellen 
u ul  moralischen  später  eintretenden  I’olgen  nicht  zu  er- 
re  ichen  sein,  aber  auch  nicht  ausbleifien.  Dies  w ürde 
n cht  zum  mindest  zur  Sicherung  des  Weltfriedens  bei- 
tr  igen. 

Bergmann  fuhrt  1879  aus:  Europa  sei  nicht  nur 
d irch  eigene  l ’berproduktion  gefahrilet,  es  sei  ihm  der 
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Markt  \’on  Amerika  verschloss. -n  und  En  »land  ‘gefährde 
den  Absatz.  Man  suche  wenigstens  durch  autonome  Zoll- 
tarife sich  den  eigenen  Markt  zu  sichern.  Ein  Zollvi*rein 
wäre  auf  (jruml  revidierter,  eemeinsehaftlicher  WM'träu'e 
ein  .Mittel  um  den  europäischen  Markt  seinen  Erzeugnissen 
zu  sichern.  Dadurch  wurde  die  englisch.-amerikanisehe 
Konkurrenz  beseitigt.  1 ber  nähere  \'ertragsbedingung'en 
la^st  er  s’i'h  nicht  aus. 

Für  \\  alcker  handelt  os  sich  zunächst  um  eine 
Zolleinigung  zw  isclu  n Deutschland  und  Österreich-Ungarn, 
e\ll.  kommen  für  ihn  auch  in  Betracht  Biimanien.  .Serbien, 
Erankreich,  Felgi..  n,  Holland.  .Scliweiz  un  ' Dänem,.rk. 
jedoch  ist  tiir  ihn  ans  politisi  hen  ( Ircnden  ;m  eine  Zdl- 
einigung  zwiM-lien  1 > -iitsc  hland  e.nd  •'ranl-.reich  in  abseh- 
barer Z.  ä ni(  ht  zu  d -nke-n.  1 )ic'  deutsch-i'.  leivi'ichische 
E’avgung  liedenti.-  ein.  n enormen  w irtsclKiftlichen.  politi- 
schen und  mililär^'Citen  k’orteil.  Diese  X’orteile  würden 
denen  des  deutschen  Zolbi'reins  muftitis  mutandis  ent- 
sprer'hen.  Die  Ueber\ <»lkcrung  der  di-utschen  Städte  und 
liulustriekezirkc  w iirde  durch  .\bwanderung  nacii  6)ester- 
reich-Ungarn  rhindert  v\erden  und  dadurch  die  dorti‘>-e 
Germanisicrung  mächtig  gefördert.  Ein  solcher  ZolKer- 
cin  würde  leichter  wirtschaftliche  Konzessionen  \ on  den 
anderen  Staaten  erzwingen  können.  Die  Haupthinder- 
nisse für  eine  deutsch-österreichische  Zollunion  bestehen 
in  krilgendem:  i.  Die  (fpposition  der  deutschen  und 

osten-eich-ungarischen  .Schutzzollner  w.äre  durch  ein  Bünd- 
niss  der  h'reihändler  mit  den  laind wirten  und  der  söge- 
nannten  Milifärptirtei  oder  mit  anderen  \\’orten  durch 
einen  Appell  an  die  militärischen,  finanziellen  und  politi- 
schen Interessen  der  1 lohenzollern  und  der  I labsburger 
des  euroj)iiiM'hen  ( ileichg  -wichtes  gegenüber  Russlaml 
leicht  zu  blechen. 

2.  Auch  die  österreichischen  \kalutawirren  und  die 
\Drschiedimheit  der  Konsumtionssittcii  würden  keine  un- 
überwindlichen .Schwierigkeiten  darbieten.  Die  Zölle 
konnten  in  t lold  ei  hoben  werden  und  auch  in  Deutsch- 
land seien  die  Konsumtionssitten  \erschieden. 
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Das  stärkste  I lindernis  ist  für  ihn  das  Tabak- 
m )no})()I,  al)cr  dessen  Einfuhrun«^'  in  Deutschland  würde 
!^<’genül)er  den  unermesslichen  X'orteilen  d(‘r  Zolleinigung' 
g:  r nicht  ins  (iewicht  fallen.  Auch  die  Fragen  der  Salz- 
Z icker-,  Hier-  und  Hranntweinsteuern  wiirden  leicht  zu 


ei  ledigen  sein.  Auch  wenn  die  Zolleinigung  nie  zustande 
ki  me,  so  müssen  die  Freihändler  so  viel  wie  möglich 
d;  \ on  s|jrechen,  denn  Zolleinigungsideen  im  Munde  vmn 
Sehutzzollnern  seien  die  beissendste  Persitlage  des  Schutz. 
Zf  llsvstems,  die  bitterste  Ironie,  die  man  sic  h nur  denken 
k;  nn.  Die  Zolleinigung  würde  ferner  grosse  V'orteile  für 
d(si  Weltfrieden  darbieten.  Friedensfreundliche  Bestre- 


bungen der  mächtigen  h'rcihandelsparteien  und  eines 
giossen  Teiles  tler  Schutzzöllner  würden  fiir  Europa  ein 
Segen  sein.  Die  l'riedenssehnsucht,  w'clche  1866  in 
Bi.yern  herrschte,  war  z.  B.  nicht  bloss  eine  Folge  der 
S(  hlacht  bei  Königgrätz,  sondern  auch  df;s  Umstandes, 
de'  SS  den  Allgäuer  Bauern  ihre  Käse  liegen  blieben,  sowde 
äl  nlicher  Motive. 


Brentano  fragt  in  seinem  Wjrtrage,  gehalten  im 
lahre  1884  zur  Eröffnung  der  Verhandlungen  der  staats- 
w ssenschaftlichen  Gesellschaft  in  Strassburg,  wovon  die 
D liier  der  deutschen  Weltstellung  und  ihrii  Erweiterung 
al  hängt.  Durch  die  Sozialjjolitik,  durch  die  Ueberpro- 
di  ktion  der  siebziger  lahre  und  durch  Getährdung  der 
L indwir^chaft  infolge  der  überseeischen  Konkurrenz  be- 
fa  ide  sieh  die  deutsche  Industrie  in  einer  misslichen  Lage. 
Dl  heisst  es:  Erhöhung  der  Zolle  für  landwirtschaftliche 

Biüdukte,  soweit  es  für  die  Erhaltung  der  Fandwirtschaft 
niäig  erscheint,  bei  gleichzeitiger  Garantie  eines  Absatz- 
gebietes für  die  deutsche  Industrie.  Die  deutschen  Ko- 
lo lien  sind  nicht  imstande,  der  deutschen  Industrie  ein 


Absatzgebiet  zu  sichern,  das  sie  für  den  entgehenden 
Aosatz  auf  dem  Weltmärkte  entschädigen  könnte,  zumal 
denn  nicht,  wenn  landu  irtschaftliche  Schutzzölle  und  So- 
zi ilpolitische  Reformen  die  industriellen  Produktionskosten 
ei höhen.  Aber  noch  eine  andere  Möglichkeit  gibt  es; 
die  die  Ifrweiterung  unseres  Wirtschaftsgebietes  vermittels 
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einer  Zollunion  mit  anderen  Fändern,  auf  verschiedener 
Wirtschaftsstufe  befindlich,  von  den  Gefahren,  die  uns 
bedrohen,  doch  in  gleichem  Masse  bedroht;  mit  anderen 
Worten  eine  zollpolitische  P'inigung  mit  ( )esterreich-l  n- 
garn  und  den  christlichen  Balkanstaaten  und  .\bschliessung 
dieses  Zollgebietes  durch  hohe  Schutzzölle  auf  landwirt- 
schattliche  und  indiistriiTe  Produkte.  Ein  solches  Bünd- 
nis wurde  von  den  grössten  X'orteilen  für  alle  Beteiligte 
sein.  Das  Wichtigste  sei:  neiien  der  dimtschen  Fand- 

wirtschaft würde  alsdann  die  Roh])rodiiktion  Ungarns  und 
der  übrigen  Donaulander,  in  dieser  ihr  Reichtum  und 
damit  die  Grundlage  ihrer  jiolitischen  Selbsüindigkeit 
geschützt,  l'ur  Deutschland  und  Deutsch-(3esterreich  aber 
würde  dies  der  .Schutz  ihrer  Industrie  betleuten,  auf  deren 
Blüte  immer  mehr  ihr  Xationalreichtum  und  \ or  allem 
das  Wachstum  beruht.  M’egen  des  riesenhaft  fortschrei- 
tenden X’erkehrs  wäirde  das  zwanzigste  Jahrhundert  vier 
oder  fiinf  Weltreiche  kennen,  denen  gegenüber  alle  üb- 
rigen Staaten  bestenfalls  als  Mittelstaaten  erscheinen,  die 
Wreinigten  Staaten  von  Xordamerika.  England,  Russland, 
vielleicht  auch  China  und  Frankreich.  \\ä)  aber  blielie 
dann  die  Machtstellung  Deutschland's Dieselbe  scheine 
gesichert,  w’enn  Deutschland  sich  mit  den  X’ölkern,  deren 
Interrcssen  und  Unabhängigkeit  in  gleicher  Weise  bedroht 
seien,  zu  einem  Bunde  vereinige,  der  die  Interessen 
ihrer  aller  gieichmässig  gewährleiste.  Dann  erst  wurde 
die  politische  Entwickelung,  die  zur  jetzigen  Grösse 
Deutschlands  geführt  habe,  ihre  Wllendung  erreichen. 
Dann  konnte  die  deutsche  Xation  auf  allen  Gebieten  des 
Lebens  PTüchte  zeitigen,  die  die  ganze  Menschheit  ewig 
bereichern  würden. 

We  rmert  geht  1889  von  der  Betrachtung  der 
Abschliessung  der  Staaten  durch  autonome  Zolle  aus 
und  sieht  darin  einen  Grund  für  Ueberproduktion  und 
Krisen.  Auf  dem  europäischen  Kontinent  befände  sich 
kein  .Staat,  der  wie  Russland,  Xordamerika  und  England 
auf  sich  selbst  angewnesen  zu  sein  ertragen  könnte,  liier 
sei  ein  Staat  vom  anderen  abhängig,  was  Produktion  und 


A »salz  ItclritU.  ! )cm  hcrcitrn  al)cr  die  autunonu'n  Zolle 
di'-  !L;ros^>leii  I liiulernisse.  l'.s  tancK'  ein  oeoenscitioer 
\’i ‘rkadir  ^o/usa^en  durc  h i'inditter  >(att.  1 )ic  I landels- 
wrtraj^e  i^ahen  aiu  li  keine  i^enüocnde  Sicherheil,  da  sie 
vrn  Jahr  zu  Jahr  kündbar  und  ihre  Zollsätze  nur  wenige 
Prozent  niedriger  seit  n,  als  die  der  autonomen  Zolltarile. 
Ihid  da  käme  eine  Zolleini^upo  1 )eutsc'hland's  mitOester- 
re  ch-L’n_o-arn,  den  Halkankindern,  halien,  der  Schweiz^ 
Ih  loien,  I lolland  und  Dänemark  in  Petracht.  Ihn  solcher 
X’orhand  wäre  ^e^enuber  (hn*  Konkurrenz  I’hiokuid’s^ 
Russlands  und  Amerikas  besichert.  Jeder  Staat  hatte 
emsprecheiuhm  X'ortei!  we_;en  des  erw  eiterten  und  sicheren 
Absatzgebietes.  Die  Binnenzölle  mussten  abgeschaht 
werden  unter  Errichtung  eines  nicht  zu  niedrig  be- 
messenen Zcjlls  für  das  Zollausland.  Xur  foi  melle  Cirunde 
weren  dagegen  eijizuw  enden.  Pan  sachlicher,  sehr  be- 
de  itungs\ oller  läge  jedoch  in  den  \ ersc!uedenen  W'ahrungs- 
\'e 'haltnissen  der  einzelnen  Staaten.  Denn  w enn  z.  B_ 
ile*  Papiergulden  einen  Kurs  \'on  i6(t  hat,  de  r (loldgulden 
mi:  2 Mark"  bezahlt  wird,  so  würde  der  österreichische 
Industrielle  eine  aVusfuhrpramie  von  20  ’/o  gewinnen.  Um 
de  n zu  begegnen,  könnte  man  die  inneren  Tarife  nach 
de  n Kurse  der  jeweiligen  gangbaren  Sorte  von  Zeit  zu 
Zeit  einer  Revision  imterweifen.  Als  die  wichtigste,  ei- 
nigende Massregel  sieht  er  die  Piisenbahn  an,  da  durch 
Pii  ifuhrmu  \'''n  'rzugstarifen  für  die  Xachbarlander 
eil  e w irtschaltli' he  iergim/ung  hcrbei.^et  ihrt  wenhm 
ko  Ulte.  ( 1 rosse  X’orteiie  wüirde  der  mitteleuropäische 
Z(  IK  erem  bringen.  Auch  in  politischer  Bezii  hun^  wurden 
die  vereinten  N'olkcr  unbeschadet  all  r Siammescigen- 
tümlichkeiten  und  dynastischen  Interressen  üch  einander 
mehr  und  mehr  n.diern.  Der  mitteleuropäische  Zoll- 
vc'ein  würde  als  (.üne  geharnischte  und  gewappnete  Macht 
daaehen,  wa'lche  tur  eine  längere  Zeit  eine  sichere  lUirg- 
sciiaft  für  den  europäischen  Frieden  enthielte. 

Leusse  emjifiehlt  l88S  aus  land wirtschaftlichen 
Inieressen  eine  Zcülunion  zwischen  Deutschland  und  PVank- 
reich,  der  sich  notgetlrungen  die  anderen  Staaten  an- 


schliessen  würden.  P'r  beliirwortet  die  Ifrrichtung  von 
aVussenzollschranken  mit  einer  gleichenden  Skala  für  alle 
agrarischen  Produkte. 

Sehr  gentui  setzt  sich  1891  Matlekoxbts  mit  einer 
deutsch  - österreichisch  - ungarischen  Zollunion  auseinander. 
PT  bringt  sogar  einen  Paitwurf  eines  Unioiu’ertrages 
zwischen  Deutschland  und  Uesterreich-Ungarn.  Beide 
Staaten  hiittmi  das  grösste  Interesse  an  der  Beforderun»-’ 
der  handelstreiheitlichen  Richtung,  denn  diese  beiden 
Wirtschattsgebiete  seien  in  ihrer  Ifntwicklung  nicht  nur 
durch  ihre  gegenseitig  lange  ge])t legten  intimen  1 landels- 
verhaltnisse  zur  gegenseitigen  Zulassung  ihrer  Produkte 
erzogen  und  grossgew  achsen,  sondern  auch  auf  den  Export 
ihrer  Industrien  und  den  Bezug  von  P'rzeugnissen  ande- 
rer Ränder  angewiesen.  Die  Punigung  Deutschlands  mit 
Oesterreich-Ungarn  ist  zum  Durchbruch  des  P'reihandels 
und  zwar  auf  die  W'eise,  dass  das  wirtschaftliche  Inter- 
esse dieser  grossen  Wirtschaftsgebiete  als  identisch  hin- 
gestellt  wird,  dass  die  anderen  .Staaten  hier  mit  einem 
wirtschattlichen  Individuum  zu  rechnen  'haben,  dass  die 
Produktion  und  Konsumtion  eines  Wirtschaftsgebietes  mit 
w enigstens  über  90  Millionen  Einwaihner  in  Frage  käme, 
unter  den  bestehenden  das  zweckmässigste  Mittel,  die 
handelspolitischen  Zustamle  Pbiropa's  und  \ ielleicht  der 
ganzen  W'elt  zu ' reorganisieren  und  zu  reformieren.  Die 
Zolleinigung  zwischen  Üesterreich-L’ngarn  und  Deutsch- 
land sollte  daher  angestrebt  werden  und  das  1 lauptziel 
der  Bemiihungen  der  .Staatsmänner  beider  .Staaten  sein. 
Durch  spezielle  internationale  XT'rträge  konnte  auch  die 
Ausdehnung  des  Zollvereins  auf  Xachbarstaaten  erfoDen 
und  es  sei  Aufgabe  des  Zollvereins,  in  dieser  Richtung 


tätig  zu  sein.  Die  Zw  ischenzollinie  müsste  wegen  der 
Monopole  und  der  Wrzehrungsst.mer  aufrecht  bleiben, 
auch  wegen  der  X'erschiedenheit  der  P'inanzzölle.  Das 
Zollvereinigungsgebiet  müsste  einen  einheitlichen  Aussen- 
zolltarif  festsetzen,  1 Iandels\’erträge  mit  anderen  Xatio- 
nen  müssten  von  beklen  Staaten  nur  gemeinsam  abge- 
schlossen  werden  dürfen.  Gemeinschaftliche  Zollinspek- 
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>ncn  und  ein  ;u;^eincinsch;ittlichcr  Zollvcreinsrat  seien 
izurichten. 

Zuletzt  ist  noc'h  aus  dieser  Zeit  als  der  wichtigste 

o 

arliiuter  des  mitteleuropäischen  (dedankens  Alexander 
>n  keez  zu  erwähnen.  h.r  wäre  beinahe  im  fahre 
167  Xachtolper  drucks  im  österreichischen  1 fandcls- 
inisterium  geworden  und  Ikitte  sich  wohl  _oeei«,net  und 
lenbürtio-  seinem  X'orj^anoer  erwiesen.  Zahlreich  sind 
ine  Schritten  über  Mitteleuropa,  das  seine  Gedanken 
id  sein  Streben  von  Antanp-  an  ausfullte.  Das  Wort 
litteleuro])a“  kehrt  wie  ein  roter  l'aden  in  fast  allen 
inen  Schritten  wieder.  So  schriet)  er  schon  im  fahre 
■ 76:  „Russland,  h.n^land  und  tlie  1 landelsbeziehung'en 

itteleuro])a's“.  Im  Marz  1889  halt  er  in  dc'r  Gesellschaft 
terrcielnscher  \’olks>wirte  einen  X'ortra"  iibc'rdas  d'hema: 
littc'leuropa  und  die  drei  Weltmächte,  Grossbritannien, 
j X’ereiniciten  Staaten  von  Xordamerika  und  Russland“, 
90  daselbst  einen  Xhertrao;  ,.Der  allamerikanische  d'a" 
899(1  und  seine  Bedeutung-  ffir  Ifuropa“,  1891  daselbst 
len  X ortra^-  w-ahrend  den  XA'rtrao'sverhandlung'en  zwi- 
len  dem  Deutschen  Reiche  und  Oesterreich-ünu'arn 
er  das  thema:  „Der  Zoll-  und  1 fandclsvertrag  zwi- 

icn  dem  Deutschen  Reiche  und  (Jestei  reich -Ungarn 
Kern  eines  mitteleuropäischen  tkmdes“.  Im  Jahre 
95  erscheint:  „Mitteleuropa  und  die  -Ikalkanhalbinseh, 
d 1909;  „(  leneralj^robe  aut  den  mitteleuroj)äische  Bund“. 

Gross  war  auch  sein  Ifintluss  in  Oesterreich.  Er 
rstand  es,  kratt  seiner  Persönlichkeit,  seine  Gedanken 
verbreiten.  Schon  im  Jahre  1876  setzte  er  sich  für 
1 testes  Bündnis  in  ])olitischer  und  handelspolitischer 
nsicht  zw  ischen  Deutschland  und  Oesterreich  - Unu'arn 
ln  dem  X ertrag  \on  1889  bemerkt  er,  dass  die 
tteleuropaisclu-n  Limder  durch  gewaltige  Welt- 
ictUe  fiberholt  worden  seien,  Ifngiand,  Russland  und 
' X^ereinigtcai  .Staaten  von  Amerika.  Die  Ideinercn 
mder  nuisstcn  sich  dem  1 )ruck  dieser  XX'eltbünde  ge- 

o 

nüber  in  irgend  einer  XX’eise  auch  zu  Bünden  verstehen 
d zu  Zollvereinigungen  zusammenzutreten.  Es  läge 
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nahe,  namentlich  auch  wegen  der  Annäherung  l'rankrech's 
zu  Russland,  dass  der  Dreibund  sich  zu  einer  wirtschaft- 
l'-chen  \ ereinigung  erweitert  und  das  Bestreben  dieser 
drei  Staaten  müsste  nun  dahin  gerichtet  sein,  in  eine 
X erbindung  mit  denjenigen  Eändern  zu  treten,  die  sich  in 
ähnlicher  X'ereinzelung  befinden  und  teils  aus  I'urcht  vor 
XArlust  ihrer  staatlichen  und  \otklichen  Ifigenart  sich 
nicht  wohl  dem  englischen  oder  russischen  Bunde  an- 
schliessen  könnten.  Xehmen  .Sie  an,  fährt  er  weiter  fort, 
es  nicht  als  Phantasiebild  betrachtend,  dass  diesem  Bunde 
Deutschland,  Oesterreich-Ungarn,  Italien,  die  Balkanlander 
und  die  türkischen  1 Ander  in  X'orderasien  angehoren,  sic 
würden  27  0/0  der  Erdobertläche  und  8 0 der  gesamten 
Bevölkerung  der  Erde  umfassen.  XX'cnn  sich  diesen 
Eandern  noch  Skandinavien,  Belgien  und  die  Schweiz 
anschlössen,  so  würde  dieser  Bund  \mn  170  Millionen  Ein- 
wohnern seine  Rolle  in  der  XX'elt  in  reichlichem  Masse 
ausfüllen.  Xamentlich  für  Deutschland  würde  diese  \"er- 
ständigung  mit  Xachbarländern  von  Xotwendigkeit  sein 
w’cgen  des  starken  Aufschwunges  seiner  Industrie  nnd 
seiner  Be\  ölkerung, 


Angesichts  des  amerikanischen  Tages  1889/90  in 
W ashington  und  der  drohenden  riesigen  Macht  \ on 
Amerika  fragt  er  sich,  was  kann  Europa  gegen  diese  Ge- 
fahr tun.'  Aut  den  amerikanischen  Zollverein  wird  ein 
europäischer  Zolherein  die  Antwort  sein.  Sollte  aber 
auch  der  (ledanke  eines  europäischen  Zollvereins  als  ein 
Gebilde  der  Zukunft  erscheinen,  so  sei  dagegen  die  XAr- 
ständigung  zur  Abwehr  der  \'on  den  Vereinigten  Staa- 
ten drohenden,  tief  einschneidenden  Gefahr  ein  sehr 
aktuelles  Bedürfnis.  So  würde  dann  hoftentlich  Allamerika 
früher  oder  später  ein  Alleuro])a  erwecken,  d.  i.  eine  XAr- 
einigung  sämtlicher  europäischer  Staaten  zum  Schutze 
notwendiger,  gemeinsamer  Interessen.  Der  europäische 
Bund  sei  in  Aussicht  zu  nelimen  wegen  der  immer 
grösseren  Seltenheit  der  offenen  Märkte,  der  Ansprüche 
der  arbeitenden  Klassen,  der  inneren  Sozialreformcn  und 
der  Zunahme  \ on  Be\  ölkerung  und  Industrie. 
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In  (icin  \ ( )i  traj^c  \'on  iSgi  fasst  er  \\  icalcruin  den 
1 Ln  eines  Mitteleuropa  fest  ms  Auf^e,  indem  er  saj^t: 
„V’enn  wir  an  einer  Stelle  LVieden  schliessen,  so  ist 
sei  on  \ iel  ^mwonnen,  und  wenn  Deutschland  und  Oester- 
rei  :h-rn<4-arn  sich  ehrlich  und  freundschaftlich  ohne  Deber- 
\ o tei!un,o  verständigten,  so  werden  auch  andere  Ursache 
haben,  sich  an/uschliessen  und  so  könnte  ja  allmählich  sich 
ein  Kern  bilden  ^ejfen  die  Beeinträchtigungen,  die  von 
seien  Ku.^siand  s und  der  X’ereinijften  Staaten  <tegen  uns 
scl  on  seit  langer  Zeit  sinelen  und  immer  mehr  verschärft 
u e den,  um  denselben  emdlich  ein  I lalt  entit'e'^enzurufen 
Im  Jahre  1895  er  klar  und  deudich  in  Eno-- 

lan  1 den  Feind,  und  dass  Bernde  der  Dreibund  seitens 
der  ottentlichen  Meinuno-  Enoland’s  fast  am  wenio-sten 
als  l'reund  genannt  werde,  ln  der  Tat  dürfte  es  für  die 
bei  len  mitteleuro])äischen  Staaten,  die  von  allen  Seiten 
dei  1 Stosse  feindlicher,  jiolitischer  und  kommerzieller  Ein- 
tlüsic  aus^esetzt  sind,  kaum  ein  anderes  und  v\’irksameres 
Mit  .el  der  ungebrochenen  Erhaltung-  in  dies’em  Getümmel 
widerstreitender  Interessen  geben,  als  eine  sc  härtere,  klar 
durzhdachte  und  eneroisch  durchgeführte  Vereinigung 
ihre  1 l\.r,itte  tüi  die  Autgaben  des  Krieges  wie  des 
Frie  dens,  ln  handelspolitischer  Beziehung  würde  diese 
X’eibindung  nicht  mehr  durch  eine  Zolleinigung  zu  er- 
strenen  sein,  wohl  aber  durch  ein  Zollbündnis,  welches, 
naci  Art  des  Wmtrages  \ om  19.  hVbruar  1853,  mit  Be- 
seit  gung  der  Klausel  der  meistbegünstigten  Nation  für 
den  W-rkehr  zwischen  Deutsch, Land  und  Oesterreich  eine 
Zwi whenzollinie  mit  mässigen  Zollsätzen  hersteilen  würde. 
Der  .Sinn  dieses  Bündnisses  -wäre  der,  dass  die  beiden 
Länder  zunächst  den  inneren  Markt  den  Bürgern  des 
eigenen  Landes  \ orbehalten,  denjenigen  d'eil  des  Marktes 
dagegen,  den  sie  anderen  überlassen  wollen,  zunäest  den 
Pro  luzenten  des  mit  ihnen  enger  verbündeten  Landes 
zuw  eisen. 

W ir  haben  gesehen,  wie  sehr  die  Literatur  seit 
den  Ende  der  siebziger  Jahre  sich  namentlich  mit  einer 
deu  sch-osterreichischen  Zollunion  beschäftigt.  Wrschieden 
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sind  zwar  die  Gründe,  die  man  hierfür  \cirbringt,  abc'r 
in  dem  zu  erstrebenden  Ziele  ist  man  sich  \<»llkoinmen 
einig.  .Sei  es,  dass  nun  das  agrarische  Interesse,  sei  es, 
dass  das  industrielle  als  ausschlaggebend  angeführt  werden. 
.Schutzzollner,  wie  Kautfmann,  Bergmann  und  Peez,  Frei- 
händler, wie  .Molinari,  WalckcT,  Brentano  und  .Matlekovits 
sind  sich  in  dieser  Forderung  einig  und  schliessen,  sonst 
die  schärfsten  Gegner,  in  diesem  Punkte  einen  Kom- 
])romiss.  1 >ie  .Schutzzöllner  glauben,  ihr  .S\  stem  leide  nur 
an  dem  Missxerhidtnis  zwischen  heimischer  Produktion 
und  eigenem,  sicherem  Absätze  und  suchen  das  letztere 
durch  ein  zollerweitertes  Gebiet  zu  (‘rreichen.  Die  h'rei- 
händler  sehen  in  einem  erweiterten  .Absatzgebiete  den 
ersten  Schritt  zur  allmählichen  Durchführung  des  Frei- 
handels uihI  eventueller  Beseitigung  der  Zollschranken 
auf  der  ganzen  Welt.  Wirtscliaftliche  und  |)ol'tischc 
llotfnungen  knüpft  man  in  hohem  Masse  an  ein  zoll- 
erweitertes Gebiet  an.  Wir  finden  dieselben  Gedanken 
wiederkehren  wie  bei  l>ist  und  Bruclg  die  Erwägung 
namentlich  tler  droheiulen  (fetähr  der  grossen  .Staaten 
mit  ihren  gün^tigen  Produktions-  und  Konsumtions-\’er- 
hältnissen  spielt  eine  grosse  Rolle.  Den  Weltreichen 
Russland,  England  und  Amerika  können  die  einzelnen 
.Staaten  als  solche  nicht  die  .Stirne  bieten.  Nur  wenn  sie 
sich  zusammenschlicssen,  kemnen  sie  den  W'ettbewerl) 
aushallen.  Datlurch  wüi'de  ein  neues  mitteleuropiüsches 
\\  eltreich  entstehen,  das  den  Riosenmachten  an  Zahl 
der  Bewohner  und  an  Lhnfang  gewachsen  wäre,  k’ereint 
können  sich  die  .Staatmi  den  Allschlussbestrebungen  der 
Riesenmächte  gegenüber  entgegensetzen  und  ihre  sonst 
einzeln  zu  schwachen  Kräfte  werden  genügen,  um  einen 
(legendruck  auszuüben,  Wrschieden  sind  zwar  die  an- 
gestrebten Zollunionen,  was  ihren  Umfang  anbetrifft,  sie 
schwankem  zwischen  der  Forderung  eines  \erbundeten 
Eurojias  und  einer  deutsch-iisterreichischen  Union.  Die 
letztere  kehrt  aber  immer  w ieder  Ihm  allen  .Schriftstellern  und 
schiilt  sich  w ie  ein  einzelner  Kern  heraus.  Ein  Zollbiindnis 
zwischen  Deutschland  und  Oesterreich-Ungarn  ist  für  alle 
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ci  IC  conclicio  sine  (jua  non  für  eine  gedeihliche  wirt- 
sciaftliche  h'ntwickelun”-  beider  1. ander,  ln  Anbetracht 
dir  vielen  Schwierigkeiten  ist  die  zukiinfti'rc  Cieltun" 
bl  iiler  Liinder  ledi;jlich  in  einem  erw  eiterten  Zolluebiet 
zu  suchen.  Stärkung-  der  heimischen  Produktion  im 
Imcrn  und  Ausdchnun<4-  und  Sicherunjj^  des  Absatz- 
;4ibietes  sind  ja  die  hauptsächlichsten  Grundlao-en  und 
\'  'rbedin<.;un<4en  für  eine  i^esunde  I landelspolitik.  Xament- 
lich  das  letztere  iM'tordernis  spielt  bei  den  zollunionistischen 
Hl  strebuni^en  eine  « rosse  Rolle.  Dies  trat  besonders  zu 
tap'c  nach  \ erlassen  der  treihändlerischen  1 landelsrichtun«- 
urd  Idntuhrun«'  der  automen  Zolltarife.  J^ciile  Länder 
füllten  ihre  tatsächliche,  u irtschattliche  Zusammengehörig- 

’ r*^  o 

keit,  die  durch  die  zolljiolitischen  Massnahmen  in  hohem 
M ISS  «efährdet  nnil  «chindert  wurden.  Ausserdem  kam 
dann  die  fort  wahrende  Aenderun«-  der  Zolltarife  und  die 
da  lurch  cin«etretene  Unsicherheit  für  Industrie  und  Handel 
in  Betracht. 


l nd  es  ist  wohl  auch  nicht  im  Gerino-sten  zu  leugnen, 
dass  erweitertes  Zollo'ebiet  in  jeder  Hinsicht  einen  \ orteil 
bedeutet.  Wenn  man  auch  die  Schwieri«keiten  zu 
wiirdi«en  versteht  und  sich  ihrer  vollkommen  bewusst 
ist  die  sich  der  zollpolitischcn  \Areini«un«‘  zweier  Länder 
in  den  \\  eg  stellen.  Die  Zolleinigung  als  solche  bietet 
zu  lächst  nicht  das  grösste  Hindernis.  Zwei  Voraussetzungen 
sii'd  hiertür  Bedingung:  i.  allmähliche  und  gleichmässigc 


Herabsetzung  der  beiden  gegenseitigen  Zolltarife  auf  eine 
gleiche  Höhe;  2.  \ erpflichtung,  keine  Meistbegünstigungs- 
un  1 Tarif-Wrträge  mit  dritten  .Staaten  abzuschlicssen.  Die 
(j1  dehsetzung  und  eventuelle  endliche  Beseitigung  der 
Z(  lls.ätzc  ist  durch  in  bestimmten  Zeitabschnitten  ein- 
tretende und  zu  \ ereinbarende  Herabsetzung  zu  erreichen. 


Dl  rch  das  \ erbot  des  Abschlusses  von  MeistbciiünstiuunG's- 
\’(  rträgen  mit  dritten  Staaten  und  durch  ein  dadurch 
geschaffenes  Differenzialsistem  wird  den  beiden  Staaten, 
so  vohl  deren  Industrie  wie  Landwirtschaft,  der  Ueber- 
ga  lg  erleichtert  und  ermöglicht.  Die  Volkswirtschaft  erträgt 
lei  'hter  einen  Konkurrenten,  w enn  sie  nicht  zuMcich 
Villen  ausgesetzt  ist.  Die  Haupthindernisse  liegen  jedoch. 
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wie  schon  erwähnt,  nicht  hierin,  sondern  namentlich  sind 
sie  in  tinanziellen  und  politischen  Gegensätzen  zu  suchen. 
Selbstx  crständlich  ist  ein  gegenseitiges  Abwägen  der  all- 
gemeinen politischen  \"oraussctzungen  erforderlich.  Was 
erstere  betrifft,  so  werden  Wrschiedenheit  der  Wrbrauchs- 
steuer  und  der  Konsumtion  eine  gerechte  \Arteilung 
der  Zollerträgnisse  erschweren.  Kin  wichtiges  Hindernis 
bietet  auch  die  \’erschiedcnheit  der  W’ährungsverhältnisse. 
h'erner  ist  es  notw'endig,  dass  beide  Staaten  dem  Auslände 
gegenüber  als  handeis-  und  zollpolitische  f-ünheit  auf- 
treten  unil  ilass  die  Erträgnisse  der  dritten  .Staaten  gegen- 
über bestehenden  Zölle  gemeinschaftlich  erhoben  werden. 
Die  V’ürdigung  der  Schwierigkeiten  und  Widerlegung 
der  Idaupteinwände  wollen  wir  nun  bringen.  \"orerst 
soll  jedoch  wenigstens  ein  \"ertreter  der  gegnerischen 
Literatur  zu  Worte  kommen. 

Als  ausgesprochener  Gegner  einer  Zollunion  erweist 
sich  Mamroth  in  seiner  Abhandlung:  „Das  Projekt  eines 
österreichisch-deutschen  Zollvereins  1886“.  Er  führt  auch 
die  haujjtsächlichsten  Pünwände  und  Gegengründe  für 
eine  Zollunion  ins  l'eld,  die  zum  Teil  von  den  anderen 
Schriftstellern  angeführt  werden.  Im  Anschluss  an  die 
oben  erw'ähnten  Ausführungen  Brentanos  führt  er  in 
kurzem  Abriss  ungetähr  P'olgendes  aus:  Pan  österreichisch- 
deutscher  ZolK  erein  ist  aus  allgemein  politischen,  tinanz- 
])olitischcn  unil  volkswirtschaftlichen  Gründen  entschieden 
zu  verwerfen.  Die  jiolitischen  Gründe  setzt  er  nicht 
näher  auseinänder,  weist  lediglich  auf  die  Worte  von 
Schultze-Delitzsch  hin,  welcher  sagt,  dass  nur  solche  Länder 
sich  zu  einer  Zolleinigung  eignen,  zwischen  denen  ein 
wirtschaftlicher  und  politischer  zYntaganismus  nicht  wohl 
möglich  ist,  wo  vielmehr  die  j)olitischen  und  wirtschaft- 
lichen Interessen  dauernd  ineinanderlaufen.  Weiter  aus 
ilcm  Berichte  der  Handelskammer  \on  I'dberfeld/Barmen : 
„Was  soll  aus  der  einheitlichen  1 lanilelspolitik  werden, 
wenn  z.  B.  Preussen  mit  England  im  besten  \ ernehmcn 
steht,  während  Oesterreich  sich  mit  ihm  in  der  orien- 
talischen Trage  entzweit  r Weshalb  sollte  der  Wrkadir 


tlcr  O^tsct'-Slanion  in-t  Fn^land  alle  FoF'cn  eancs  flaiKicls- 
kricL^vs  tragen,  den  etwa  die  (irenzvcrhältnissc  in  Italien 
■)dcr  pMÜtisdic  l'rsaclicn  zwisc'hcn  Ocsterreicli  und  Kiiji^Iand 
'ntzunden?"  Aus  linaaizpolitiselu'ii  (Iriinden  ist  eine  Zoll- 
union nicht  nui^licli,  da  Deutschland  durch  seine  Zolle 
-lie  direkte  de^teuerunr;'  di'r  einzelni'ii  Staaten  zu  eri^iinzen 
und  teilw  eise  zu  ersctzi'u  hat.  Da  ist  es  nichit  zu  cmpteh.len, 
lass  sich  Deutschland  an  Üesterrcich-I ’iv^arn  t'esscle,  da 
D,‘st(MTL'ich-l  n^arn  in  seinem  Zollwesen  keimni  einheit- 
icl'ien  St:iatsl;or]).'r  bildet,  es  basiert  auf  einer  Zollunion 
w\  .sehen  ( )esterreich  und  l'noarn.  Das  wiirde  nicht  mehr 
.'inen  Duali.mius,  sondern  einen  Pluralismus  berleuten. 
•.ine  Schwiv  ri^keit  bietet  die  X’erschiedenheit  der  \'er- 
>rauchsbesteueruno  und  das  Tabak-  sowie  Salzmonopol 
k'sterreichs.  Dii'  einzutuhrenden  l'eberoam>-sabofaben 
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\'urden  eine  panz  andere  ( Irenziiberw  achuno  mi  >plich 
nachen.  namentlich  bezüglich  des  'Tabaks,  und  dadurch 
vurde  ein  wesentlicher  X orziuj-  der  Zolleiniuuno  wee- 
.;ll('n.  Teriier  wäre  die  Wut  -ilunp  der  Zolleinkiinfte 
licht  icicht,  auch  wenn  die  wichtigsten  T'inanzartikel 
iPi.r,  itranntwx'in,  Wein,  Zucker,  Salz,  Petroleum,  Ivaffee 
otc.)  aus  der  (icmcinschatt  auso-eschieden  wären.  Die 
^Lirchschnittseinnahmc  im  Deutschen  Reiche  betru"  3^/4 
dark  aut  d_n  Kopf,  in  Oesterreich-Ungarn  D/3  Mark.  Ein 
; ndcr.'s  Hemmnis  te.r  die  Zollunion  ist  die  X'erschieden- 
b dt  der  W idirung.  Man  mü>ste  sich  Tiber  ein  gleich- 
in.issiges  \ erfahi'i  n bei  der  Annahme  x erschic'dener 
.dunzen  x'creinigen.  Dann  sind  Ri'duktions-  und  \ ab  ations- 
' 'abellen  zum  (iebrauche  sowohl  der  Zolliimtcr,  als  des 
handeltreibenden  Publikums  otteiitlich  bid<annt  zu  m.aehen. 
-d  ■ut^chland  wird  sich  beim  .Schwanken  der  österreichischen 
dapiergulden  schwerlich  dazu  \’erstehen,  letztere  an  seinen 
IMllstatten  anzunehmen.  Ausserdem  würden  bei  schlechter 
österreichischer  X’aluta  die  .Staaten,  w elche  mit  Oesterreich 
in  lebhait^'sten  1 kandelsl  ezieiumgen  steh.n,  mit  öster- 
1 -ichi  ch('u  Waren  überschwemmt  werden.  T's  ist  kaum 
; nzun.hmi'n,  dass  man  in  Deuts 'hl,' ,;d  ouor  (testerreich 
crträgTch  finden  würde,  zeitweilig  zu  gunsten  der  Industrie 
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des  anderen  Staates  schwerw  iegende  ( tpter  zu  bringen. 
Sf)  wäre  schon  die  \ erschiedenheit  der  Währung  geeignet, 
die  Sprengung  einer  fisterreichisch-deutschen  Zollunion 
herbeizuführen.  Die  Getreiileeinfuhr  aus  ( )esterreich- 
l ngarn  würde  tür  die  deutsche  lamdw  irtschatt  eine 
Konkurrenz  bedeuten  wie  gegenwärtig  die  russische  oder 
.amerikanische.  Die  \ erhiiiderung  des  russischen  (ietre  cle- 
importes  w lirde  von  Nachteil  lür  den  deutschen  1 landel 
und  die  deutsche  Industrie  sein.  Dadurch  wiederum 
wairde  der  W eltgetreidepreis  sinken  und  die  englische 
Industrie  stärken  und  Russland  wairde  seine  .Schutzzölle 
tür  T.abrikate  erhöhen.  Dafür  könnte  der  österreichische 
Markt  der  deutschen  Industrie  keinen  Ersatz  bieten.  Da 
die  österreichische  Regierung  <aut  Annahme  ihres  'Tarifes 
seitens  Deutschland  bestehen  wairde,  wäre  das  eine  Er- 
weiterung der  Schutzzollpolitik.  Dadurch  wairde  der  Import 
aus  den  westlichen  Eiindern,  wie  .auch  der  T'.vport  nach 
innen  .abnehmen.  T^s  ist  jedoch  leichter,  die  Ifinluhr- 
beschränkungen  durch  eigene  T'abriken,  .als  die  \ on  Roh- 
produkten bis  aut  das  Ma^s  der  eigenen  Peilürfnisse  zu 
steigern.  Der  österreichisch-ungarische  Markt  kann  hier- 
tiir  keinen  larsatz  bieten.  Der  If.xport  nach  Oesterreich- 
L ngarn  betrug  von  dem  ('lesamtaussenhandel  Deutsch 
land’s  34  " 0-  I nd  da  konnten  die  übrigen  Länder,  die 
die  6(5'%  autnehmen,  der  Industrie  Deutschlands  mehr 
schaden,  .als  der  freie  \ erkehr  mit  (Jesterreich  nützen, 
kielen  die  Zollschranken,  so  wurde  die  österreichische 
Industrie  in  \ ielen  ihrer  Zw  eige  einen  heftigen  Konkurrenz- 
kampf zu  bestehen  haben.  \\  as  die  Steigerung  iler 
Konsumtionskratt  der  Donauländer  betrifft,  so  würden 
noch  \iele  Jahre  vergehen  und  deren  Kulturfortschritte 
würden  der  österreichischen  Industrie  zunächst  anheim- 
tallen.  Der  Hinweis  auf  den  Orient  sei  verfrüht.  Ausser- 
dem wird  nach  X’ollendung  der  türkischen  B.ahnen  der 
Engländer  bei  der  billigen  Seefracht  und  seinen  lang- 
jährigen 1 landelsbeziehungen  zur  'Tiirkei  nicht  leicht  aus 
dem  kelde  zu  schlagen  sein.  Er  schliesst  seine  Betrach- 
tungen mit  diesen  .Sätzen;  „Das  Projekt  eines  österreichisch- 
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deutschen  ZolK'ereins  ist  <^eei”net,  phantasievolle  Naturen 
i n ersten  Augenblick  zu  begeistern,  allem  bei  richtij^er 
] .rw.ä^un«'  des  Für  und  Wider  erscheint  die  Realisierung 
i nendlich  schwierig;  es  erscheinen  die  \h)rteile  für  Deutsch- 
lind  in  seiner  (iesamtheit  zweifelhaft,  die  Nachteile  die 
' 'orteile  überwiegend“, 

Da  sind  es  zunächst  allgemein  politische  Gründe, 
( ie  gegen  eine  Zollunion  sjjrechen  sollen.  Dass  politische 
Frwägungen  auf  beiden  Seiten  geboten  sind,  bevor  zwei 
Staaten  sich  zollpolitisch  enger  zusammenschliessen,  ist 
-elbstverst.ändlich.  Man  glaubt,  dass  der  wirtschaftliche 
. Anschluss  auch  auf  das  allgemein  politische  ubergreife,  und 
( .ass  die  politische  Selbständigkeit  der  betreffenden  Bundes- 
staaten gefährdet  sei.  Namentlich  sind  es  hier  die  kleinen 
Staaten,  wie  Belgien,  Holland  und  die  Schweiz,  bei  denen 
I lan  das  -in  Betracht  zu  ziehen  gewohnt  ist.  Bismarck 
1 at  den  Satz  ausgcs])rochcn,  dass  j:)olitischcs  Einver- 
ständnis mit  wirtschaftlichem  nichts  gemein  habe.  Und 
i as  hat  auch  die  neueste  Zeit  erwiesen.  Man  sieht  politisch 
t -cundlich  gesinnte  Staaten  in  wirtschaftlichem  Zerwürfnis 
i ml  umgekehrt.  Oesterreich  und  Ungarn  sind  trotz  der 
/aillunion  nicht  niihcr  gekommen.  Der  deutsche  Zoll- 

\crcin  hat  seine  Mitglieder  nicht  gehindert  sich  zu  be- 
tihden,  während  die  Zollbehörden  ruhig  ihres  Amtes 
\ alteten.  Es  ist  jedoch  keineswegs  der  wohltätige,  poli- 
t sehe  hantluss  zu  leugnen,  wenn  zwei  Staaten  sich  auf 
wirtschaftlichem  Gebiete  vereinen.  Immer  mehr  wird 

cie  grosse  Politik  auch  Wirtschaftspolitik.  1 )er  Satz,  dass 
[olitische  Feindschaft  sehr  wohl  wirtschaftliche  Kämpfe 
ertrage,  hat  immer  weniger  gläubige  Anhänger.  Denn 
es  ist  klar,  dass  wirtschaftliche  Zwistigkeiten  keineswegs 
z ir  politischen  h'reundschaft  führen.  Durch  regen,  wirt- 
schaftlichen X’erkehr,  durch  Austausch  gegenseitiger 
I rodukte  usw.  schliessen  sich  die  Staaten  nur  umso  em>er 

o 

a leinander,  sodass  nicht  so  leicht  jiolitische  h'eindschaft 

. • 

e itstehen  kann.  Wirtschaftliche  Zusammengehörigkeit  wird 
(1  »ch  jeden  peditischen  Zwist  ungemein  erschweren.  W'as 
n in  die  Get-ihr  des  X'erlustes  politischer  Selbständigkeit 
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betrirtt,  so  ist  sic  ganz  grundlc)s.  Die  \ Erfassung  einer 
Zollunion  gibt  doch  gar  keine  Möglichkeit  zu  politischen 
l ebergriften.  Schon  die  Zw  ischenzollinie  markiert  äusser- 
lich  die  W'rschiedenheit  der  beiden  Gebiete.  Die  Hand- 
habung der  zollpolitischen  Bestimmungen  erfolgt  doch 
fernerhin  durch  die  gesetzgebenden  Körperschaften  und 
sjiielt  sich  auf  internationalem  Rechtswege  ab.  Wenn 
die  bisherigen  internationalen  X’ercinbarungen  die  Selb- 
ständigkeit der  einzelnen  Staaten  nicht  gefährdeten,  warum 
soll  das  bei  einer  Zollunion  der  h'all  sein-  Und  es  ist 
nicht  anzunehmen,  dass  durch  Bildung  gemeinschattlicher 
Zollorgane  die  .Staaten  dadurch  ihre  .Sclbstiindigkeit  ein- 
büssen.  ^\uch  in  anderen  internationalen  \’ereinbaruni»'en 
haben  sie  ihre  Selbstiimligkeit  beschränkt,  aber  doch  nur 
\ orteile  daraus  gezogen  und  an  politischer  Selbstiimlig- 
keit  doch  nichts  eingebüsst.  lA  ist  also  unbegründet  an- 
zunehmen, dass  die  zollpolitische  I'änheil  zur  Unter- 
drückung eines  einzelnen  oder  zur  politischen  h'inheit 
tiihren  sollte.  Der  Einwurt  des  sogenannten  Meistbe- 
günsiigungsrechtes  ist  jetzt  ohne  grosse  juristische  Deu- 
tungen Für  und  Wider,  namentlich  in  betreff  des  Artikel  i i 
des  h'rankturter  l'rietlens  tlurch  den  Krieg  gelost  worden, 
der  jegliche,  auch  handelspolitische  Abkommen  aufhob. 

Dass  dritte  .Staaten  die  Zollunion  als  eine  Kamjif- 
organisation  ansehen  und  zu  Retorsionen  greifen  würden, 
ist  nicht  anzunehmen.  Dies  wäre  wohl  der  l-'all,  wenn 
der  Zollbund  im  Abschluss  oder  zumindest  in  Schutzzöllen 
sein  I h'il  suchen  wollte.  .So  wie  er  jedoch  in  seinem 
Innern  zunächst  tlem  freieren  X'erkehr  ein  giaisseres  Gebiet 
sicherstellen  will,  so  will  er  dadurch  andere  Staaten  dazu 
bewegen.  Sein  Ziel  ist,  bessere  und  geordnetere  inter- 
nationale 1 landelsbeziehungen  anzubahnen  und  zu  schatten, 
was  doch  schliesslich  der  Beweggrund  auch  für  sein 
Zustandekommen  war.  Und  wenn  auch  dritte  Staaten 
zu  Retorsionen  greifen,  so  werden  die  (iründe  nicht  in 
der  Zollunion  zu  suchen  sein,  ilie  auch  wiederum  mit 
ihrer  grösseren  w'irtschaftlichen  und  politischen  Macht 
solche  nicht  nur  besser  ertragen,  sondern  auch  eine 
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Aendcruno'  hierin  leichter  werden  \ erursachcn  Wonnen.  Die 
Returchtuni^-  Mamroths  we<4cn  drohender  Zollcrhohuno-en 
seitens  anderer  Staaten  sind  demnach  ^^rundlos.  Diese 
Staaten  werden  nicht  anders  vertalmen,  als  wenn  sie  die 
einzelnen  nicht  <>-ceinten  Staaten  ' or  sich  hiittcn.  (ireifcn 
sie  zu  Retorsionen,  so  kann  man  mit  \ereintcr  Macht 
besser  da^ef^en  ankänipfen.  (lleiche  Münz-  und  W'ährun^s- 
X'erhältnisse  sind  in  den  beiden  Staaten  anzustreben.  Kine 
entwertete  X’aluta  würde  zu  einer  Art  Kxj)ortprämie 
führen.  Dies  würde  wiederum  einen  Anreiz  zu  «gesteigerter 
Produktion  bilden  und  den  Export  des  einen  Landes 
heben,  die  Produktion  des  anderen  Landes  «^etahrden. 
Als  ein  Hindernis  hbnnen  die  .Schwankungen  iler  X'aluta 
nicht  angesehen  werden.  .Sie  galten  doch  auch  nicht  als 
Hindernis  bei  Anschluss  \ on  Handclsvcrträ«^en.  Die  Be- 
rechnunj;^  der  Zollsätze  und  deren  W'rti-iluns;'  würde  des- 
halb keine  .Schwieri<^keiten  bieten,  l'nd  was  den  \"erkchr 
betrifft,  so  haben  und  werden  die  \'aluta-\'erhältnisse 
immer  einen  unsicheren  Peil  in  der  ^eoenseitij^en  Kon- 
kurrenz bilden  Die  Hohe  der  Zolle  und  deren  Bestehen 
und  deren  .\ichtbestehen  spielt  dabei  keine  Rolle,  l nd 
zuletzt  ist  eine  schlechte  Währung-  d«)ch  nur  als  eine 
vorübergehende  h'rscheinun^  autzutassen.  Und  es  liegt 
im  Interesse  eines  solchen  Staates,  diesen,  namentlich  für 
den  Aussenhandel  so  wichtigen  Faktor,  zu  regulieren,  da 
er  doch  am  meisten  darunter  leidet.  Die  unsichere 
\"aluta  ist  für  den  anderen  .Staat  lediglich  von  einseitigem 
Nachteile,  den  eigenen  .Staat  schädigt  sie  sozusagen  im 
täglichen  Leben.  Von  der  Panführung  von  Reduktions- 
und Valvations-'l'abellen,  wie  .Mamroth  sagt,  sogar  für 
das  handeltreibende  Publikum,  kann  wohl  gar  nicht  die 
Rede  sein.  Die  müssten  sonst  doch  jetzt  auch  schon 
im  allgemeinen  Ciebrauch  sich  befinden.  Wir  fassen  das 
als  eine  unnötige  Uebertreibung  aut,  denn  wie  ott  hat 
jetzt  jeder  Kaufmann  mit  Kursschwankungen  zu  tun,  ohne 
dass  er  da  besondere  Massregcln  bedürfte.  Durch  eine 
Zollunion  wird  im  Gegenteile  die  schlechte  Währung 
sich  eher  autbessern  können  wegen  der  mannigtaltigen 
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wirtschaftlichen  \"orteile,  die  sie  für  das  Land  bringt 
und  die  .Stabilitiit  der  guten  Währung  sichern.  Liegt 
^ doch  allein  in  dem  gesicherten  grösseren  Absatzgebiet 

ein  h'aktor,  der  sehr  günstig  die  Währung  beeinflussen  muss. 

Was  die  Verteilung  der  Zollcinnahmen  betrifft,  so 
ist  diese  .Schwierigkeit  nicht  zu  leugnen,  jedoch  auch 
nicht  Linüberw  indl>ar.  PN  muss  sich  auch  ein  Mittel  tür 
«zcrechte  \’erteilum>  finden  lassen.  Dabei  ist  der  P'lächcn- 
raum,  die  Be«  ölkerungsdichte  und  die  \ erschiedene  Kon- 
sumfahi«ykeit  in  Betracht  zu  ziehen.  Das  Behalten  der 
an  der  Grenze  eingenommenen  Zolle  durch  jeden  Staat 
ist  \'on  vornherein  auszuschliessen  wegen  der  Ungleich- 
heit tler  .Ausdehnung  und  Wichtigkeit  der  Grenze,  und 
weil  der  Uebergang  über  tlie  Grenze  in  keinem  Zusammen- 
hänge mit  dem  Bestimmungsorte  der  Ware  steht.  Eben- 
sowenig kommt  in  Betracht  hierbei  der  Llachenraum 
• f wegen  der  verschiedenen  Be\  olkerungsdichtigkeit.  Die 

Be\'ölkerungsziffer  gäbe  den  besten  \’erteilungsmodus, 
wenn  die  Konsumtionsfahigka'it  mit  der  Bc\  ijlkerung  in 
; r demselben  \'erli;iltniss  stiimle.  .So  hat  man  im  deutschen 

Zolherein  die  Bevailkerungszifter  angenommen,  jcdcich 
bei  manchen  Landern  einen  bestimmten  Prozentsatz  zu- 
geschlagen. Bei  der  X'crteilung  wurden  bei  einzelnen 
.Staaten  grossere  Be\  «'Ikerungsziffern  angemfinnnen,  als 
sie  in  Wdrklichkeit  \urhanden  waren.  Am  besten  wäre 
cs,  wenn  die  Zolleinnahmen  der  beiden  .Staaten  in  ein 
bestimmtes  \’crh;ütnis  gesetzt  würde,  das  dann  tur  die 
Verteilung  massgebend  sein  würde. 

Die  \ erschiedenheit  der  Wrbrauchsstcuern  erfordert 
eine  Ausgleichsabgabc  im  Zwischenverkehr.  Man  wird 
darnach  streben  müssen,  allmählich  ein  gleiches  Steuer- 
mass  einzuführen.  Dies  muss  selbstverständlich  in  all- 
mählichen Abstufungen  geschehen,  da  die  verschiedenen 

■ • 

Produktionszw  eige  sich  auf  Grund  der  \ erschiedenartigen 
Besteuerung  auch  \ erschieden  entwickelt  haben.  So  Ist 
dadurch  der  eine  Produktionszweig  in  dem  einen  Lande 
I , Grossbetricb,  in  dem  anderen  Klein-  oder  Mittelbetrieb. 

Unter  die  ersteren  fallen  namentlich  die  .\lonoj)ole,  deren 
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Einführunt,^  jedoch  jetzt  schon  für  die  \'erzinsung-  und 
'Fügung  der  Staatsanleihen  vielfach  empfohlen  wird.  Was 
den  betfirchteten  Pluralismus  betrifft  und  die  dadurch 
erschwerte  Leitung  der  Zollj)olitik,  so  ist  cs  klar,  dass 
zwei  leichter  vereinigt  werden  als  drei.  ledoch  ist  das 
ein  Nachteil  gegenüber  den  \h)rteilen,  die  dann  die 
schliessliche  Einigung  bringt?  Die  selbständige  autonome 
Zollpolitik  hat  zur  Reaktion  geführt.  Man  sah  in  Handels- 
verträgen schon  einen  X'orteil  und  ein  günstiges  Mittel. 
Ihid  entausserte  sich  der  Staat  schon  damit  seines 
alleinigen  Selbstbestimmungsrechtes  in  dieser  Hinsicht? 
.Aber  da  waren  die  X'orteile  gross  und  richtig  eingeschützt, 
wenn  man  auf  einige  Jahre  mit  sicheren  X'crhaltnisscn 
rechnen  konnte.  Wie  sehr  muss  das  erst  bei  einer  Zoll- 


union der  Fall  sein.  Da  werden  doch  die  Schwierio-keiten 
des  Einverständnisses  zwischen  den  Regierungen  kaum 
ins  Gewicht  fallen  können.  Dieses  könnte  man  schliesslich 


durch  Schaffung  einer  Gencralkonferenz  oder  eines  Zoll- 


parlamcnts  vermeiden,  das  zu  gemeinsamen  lE'schlusscn 
ermächtigt  wäre.  Diese  l^ehorde  müsste  mit  der  Zoll- 
gesetzgebung und  Zollverwaltung  autonom  betraut  vvervlen. 
Xun  kommen  wir  zu  den  letzten  Fünwünden  und 


zwar,  was  die  Gefährdung  der  deutschen  Landwirtschaft 
und  der  österreichischen  Industrie  durch  eine  Zollunion 


betriftt.  .Abgesehen  davon,  dass  seit  dem  letzten  Handels- 
vertrag zwischen  (Jesterreich-l/ngarn  und  Deutschland 
der  Import  landw  irtschaftlicher  Produkte  stark  in  Abnahme 
begriffen  ist,  wegen  der  zunehmenden  Industriealisicrung 
und  Jfevölkerung  in  Oesterreich,  so  ist  doch  sowieso 
Deutscliland  auf  einen  grossen  Import  landw  irtschaftlicher 
Erzeugnisse  angewiesen.  Zur  Zeit  einer  ungehinderten 
Einfuhr  von  landwirtschaftlichen  Produkten  seitens  Oester- 


reich-rngarns hat  sich  trotzdem  die  deutsche  Landwirt- 


schatt gehoben.  F'ur  die  deutsche  Vollcsvvirtschaft  wirkt 
auch  die  V'crteuerung  der  ersten  Lebensbedürfnisse  un- 
günstig, namentlich  auf  die  Konkurrenzfähigkeit  der  deut- 
schen Industrie.  Ausserdem  würde  durch  einen  ge- 

o 

steigerten  Import  landwirtschaftlicher  Produkte  seitens 


— <S5  — 

Oesterreichs  eine  umso  grössere  .Menge  deutscher  Ifrzcug- 
nisse  auf  dem  österreichischen  Markte  ihren  .Absatz  suchen 
und  finden.  Dies  alles  wäre  erst  bei  vf)llstündig  aufge- 

c*> 

hobenen  gegenseitigen  Zollschranken  und  einem  freien 
\ erkehr  zu  erwägen  sein.  Bei  einem  doch  vorerst  noch 
bestehenden  Zwischenzolltarif  würde  ein  entsprechender 
Schutz  und  eine  .Abgrenzung  riKiglich  sein.  Ein  Zwischen- 
tarit  vv  irtl  tür  eine  gew  isse  Lebergangszeit  bestehen  bleiben- 
Dieser  Zwischentarit  müsste  in  einem  bestimmten  \'er- 
haltnis  zum  .Xussentarit  stehen.  .Xueh  in  letzterem  muss 
eine  E.inheit  angestrebt  werden.  .Solange  dies  nicht  der 
Fall  wäre  und  verschiedene  .Aussenzolle  bestehen,  so 
mussten  die  Zwischenzolle  in  tlemselben  Masse  erhöht 
werden,  in  welchem  der  .Aussenzoll  herabgesetzt  wird. 
Daher  ward  es  auch  von  X'orteil  sein,  wenn  beide  .Staaten 
gemeinschaftlich  1 landeisvertrage  abschliessen  und  ihre 
.Aussenzollsatze  testsetzen.  Dies  vv  ürde  auch  einen  grossen 
X’orteil  bei  X'ertragsverhandlungcn  mit  (.hatten  .Staaten 
ausmachen.  Die  gleichen  Ausführungen  gelten  für  die 
angeblich  gefährdete  österreichische  Industrie.  Zugegeben, 
dass  die  österreichische  Industrie  die  freie  Konkurrenz 
nicht  ertragen  vv  ürde,  so  waren  auch  hierfür  die  Zw  ischen- 
Z(tlle  dementsprechend  einzurichten,  nicht  zu  s]:)rechen 
von  der  selbsttätigen  .Xbsatzregelung  durch  die  Kartelle. 
Dass  die  Steigerung  der  Konsumtionskraft  der  Donau- 
lander, wie  .Xlamroth  lu-hauptet,  lujch  viele  Jahre  gebrauche, 
da  möge  es  doch  genügen,  dass  eine  .Steigerung  iiKäglich 
ist.  Schlimmer  wäre  es  bestellt,  wenn  die  Konsumtion 
sich  zu  steigern  nicht  mehr  imstande  wäre.  Dass  der 
Hinweis  auf  den  (örient  verfrüht  sei,  darauf  wollen 
wir  im  Schluss  eingehen.  Die  Einwande  gegen  eine 
Zollunion  im  Grossen  und  Ganzen  sind  nicht  zu  miss- 
achten, aber  wohl  zu  beheben.  Hei  allen  Gegengründen 
genügt  es  doch  eigentlich  an  das  Zustandekommen  des 
deutschen  Zollvereins  zu  erinnnern,  an  die  dort  über- 
wundenen Schwierigkeiten  und  die  dadurch  geschaffenen 
grossen  Vorteile. 


III. 

Jm  Anschluss  an  den  Hinweis  Mamroth’s,  tlass  der 
Orient  von  keiner  «grossen  Bedeutunj^'  und  Faitwicklim'^s- 
möirlichkeit  in  w irtscliattlicher  I linsicl  t sei,  wollen  wir 
uns  das  Geuenteil  klar  leeen.  Schon  List  erkennt  die 
Wichtigkeit  des  Orients  an  in  seinen  i8.}6  erschienenen 
Aufsätzen:  „Die  politisch-ökonomisch-nationale  Kinheitder 
Deutschen“  und  „l  eher  den  Wert  und  die  Redino-ungen 
einer  Alliance  zw  ischen  Grosshritannien  und  Deutschland“. 
Aus  der  zukünftig-  drohenden  Gefahr  seitens  Amerikas 
und  Russlands  sieht  er  die  Kettun<(  in  einem  Protektorate 
Lnulands  über  Asien,  welches  ledierlich  tlurch  eine  Allianz 
Pamiands  mit  Deutschland-Oesterreich  ermÖL>licht  wird. 

r*>  ‘ ’ 

.Sehr  richtio-  schätzt  er  die  Richti,”-keit  des  Orients  für 
Deutschland  ein,  w'enn  auch  Enj^land  seinen  .Auffordc- 
run^^en  keine  Foh^e  ^'cleistet  hat.  „Kleinasien  und  A",^yj)ten 
begreifen  die  fruchtbarsten  (lebenden  der  Welt  in  sich, 
und  da  jetzt  dort  kein  Landei, o'entum  besteht,  so  wurde 
eine  zi\  ilisi('rte  Rc^^ierum;’  ein  j^'ewalti^'cs  Mittel  in  1 landen 
haben,  den  Strom  der  eurojxiischen  Auswanderungen  nach 
jenen  Landern  zu  leiten,  liier  würden  Stapelj)lätze  nicht 
nur  für  den  eno-li^chen  Handel,  sondern  auch  für  die 
englische  Land-  und  Seemacht  etabliert  werden  können. 
\"on  hier  aus  würden  mit  Leichtigkeit  und  in  kurzer  Zeit 
Flotten  und  Armeen  nach  denjenigen  Punkten  im  Osten 
geworfen  werden  können,  wo  man  ihrer  bedarf“.  Zur 
Durchführung  dieser  Politik  empfiehlt  List  ein  Bündnis 
Englands  mit  Deutschland,  h'erner  die  Ausdehnung  der 
deutschen  Herrschaft  über  alle  europäischen  Besitzungen 
in  der  Türkei.  Die  Hauptsache  wäre  jedoch  die  enge 
Allianz  Mitteleuropas.  L'nd  mit  Recht  erkannte  List 
die  grossen  Interressen  für  Dcutschlanil  im  Orient. 


- - 

Deutschlands  Industrie  ist  auf  den  ILxport  ange- 
wiesen. Der  innere  Markt  genügt  nicht  und  schon  jetzt 
hat  Deutschland  in  diesen  Ländern  ein  Absatzgebiet 
oefunden,  das  noch  sehr  entwicklungstähig  ist.  Xament- 
lieh  ist  das  \ on  Bedeutung,  je  schwieriger  sich  der  Zu- 
gang für  Deutschland  in  anderen  Erdteilen  gestaltet.  Wie 
eng  die  Interessen  Deutschlands  mit  dem  Orient  ver- 
wachsen sind,  lehrt  uns  ein  Blick  in  die  Geschichte.  Hunnen, 
Ma«  varen  und  Türken  stürmten  gegen  das  deutsche  Boll- 
werk.  1 )em  stamlhaften  l'esthalten  Oesterreichs  an  seiner 
Mission  verdankten  die  anderen  Staaten  ihren  X'orsprung 
und  ihre  dadurch  gesicherte  Entw  ickelung.  Dabei  spielte 
die  damalige  Türkei  tür  Frankreich  die  Rolle  gegenüber 
Deutschland,  die  heute  Russland  übernommen  zu  haben 
scheint.  So  oft  auch  die  ileutschen  Stämme  sich  einigten, 
so  unter  Karl  dem  (irossen,  Heinrich  dem  Dritten  und 
FTicdrich  dem  Ersten,  waren  sie  sich  ihrer  Kraft  gegen- 
über dem  Orient  bewusst,  l'nd  es  besteht  ohne  Zweilei 
ein  gegenseitiges  Ineinandergreiten  dei  tleutschcn  und 
orientalischen  Frage.  Jetzt,  wo  die  Konsolidierung  der 
deutsch-österreichischen  \ erhältnisse  bevorsteht,  ist  die 
Möglichkeit  vorhanden,  die  Stosskraft  des  deutschen  X'olkes 
nach  dem  Orient  zu  richten  und  dort  reiche  Früchte  zu 
ernten.  Welch  grosse  Bedeutung  halte  der  Orient  tür 
die  Blüte  Deutschlands  vor  der  Türkeninx  asion.  Das 
damalige  B_\  zanz  und  sein  Reichtum  waren  \ cm  wirt- 
schaftlich günstigsten  F'olgen  für  Deutschand.  Lnd  waren 
es  lediglich  religiöse  Alotixe,  die  die  Kreuzzüge  verur- 
sachten r Sicherlich  waren  es  die  Schatze  und  der  Reich- 
tum des  Orients,  die  lockten.  Seit  der  Eroberung  Konstan- 
tinopels fallt  der  Zusammenhang  mit  dem  Kontinent  fort. 
Die  Notwendigkeit,  einen  neuen  Weg  nach  Indien  zu 
linden,  führte  zur  F'.ntdeckung  Amerika’s  und  zur  l m- 
schiffung  Afrika's.  Seit  dem  beginnt  die  Hegemonie  der 
Staaten  am  atlantischen  Ozean,  die  nun,  einander  ablösend, 
den  Handel  mit  Ostindien  als  Grundiage,  aufblühten. 
Zuletzt  wurde  die  Weltmacht  Englands  begründet.  Es 
beweist  zur  Genüge,  dass  nur  die  Wiederaufrichtung  des 
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l'cbcrlanchvccrcs  über  Konstantinopcl  nach  Indien  das 
entscheidendste  Mittel  sein  wird,  um  maies  Leben  und 
wirtschaftliche  Zukunft  den  I )onaiiländern  zu  <^ewahrcn 
uikI  dadurch  1 )eutschland  s Macht  zti  sichern  und  zu 
starken.  \ on  grossem  \ erteile  ist  die  Atisf iihrun^'  der 
Lisenbahn  durch  Kleinasien  tind  die  Eiiphratlander  und, 
was  du'  I laiiptsache  ist,  bildet  diese  h-isenbahn  dann  eine 
direkte  l'änw  irkun.L,''  auf  Indien,  die  I lauptkraft  Ifno-land's. 
Dadurch  ist  wiederum  ein  i^rosser  hanfluss  auf  Knoland 
i4-ewonnen  und  Xach^aebio-keit  seitens  berechtii^ter  Inter- 
essen 1 feutschland  s.  \\  ie  gross  auch  die  orientalische 
I'rage  und  deren  Ausgestaltung  für  islitleleuropa  ist,  so 
Mnd  alle  diese  \Mrteile  erst  in  der  Zukunft  erfüllbar  und 
von  Hedeutung,  denn  Oesterreich  und  siimtliche  Halkan- 
■'ftiaten  und  die  I lirkei  können  Deutschland  den  Welt- 


markt nicht  im  entferntesten  ersetzen.  Line  autarkische 
Abschliessung  ist  ein  Unding.  Dac'urch  wird  nicht  die 
gel()st,  wie  Deutschland,  der  Industriestaat,  sich  in 
1er  Weltwirtschaft  durchsetzen  kann,  um  seiner  Hevol- 
<erung  die  notigen  Xahrungsmittel  und  der  Industrie  den 


k'zug  von  Rohstoffen  und  gesicherten  Absatz  zu  sichern- 
‘.s  ist  nicht  notwendig,  dass  cm  enger,  handelspolitischer 
Zusammenschluss  der  erwähnten  Staaten,  einen  Abschluss 
on  der  Weltwirtschaft  zur  Xhiraussetzung  haben  muss. 
■-S  bleibt  für  Deutschland  eine  Lebensbiidingung,  seine 
Beziehungen  weiterhin  in  der  W'eltwirtschaf  t zu  \ ergrössern 
ind  es  muss  mit  Mitteleuropa  in  solches  zollpolitisches 
V erhaltnis  treten,  dass  die  Weltwirtschaft  in  Zukunft  in 


teiner  Hinsicht  gefährdet  wird,  ungleich  aber  auf  Gc- 
! taltung  und  Sicherung'  engerer  1 1.andelsbeziehungen  zu 
Oesterreich,  den  IBalkanstaaten  und  der  I iirkei  bedacht 


;ein.  In  den  abzuschliessenden  \'erträgen  ist  dann  darauf 
besontlers  Gewicht  zu  legen.  Ein  Land  wie  Deutschland, 
welches  zur  industriellen  IBetätigung  über  den  Xahrungs- 
^[aelraum  seiner  eigenen  Landwirtschaft  hinausgewachsen, 
iü  auf  die  IZinfuhr  \ on  Rohstoffen  und  Xahrungsmiteln 
: ngewiesen.  je  grösser  das  \'orw  iegen  der  Industrie, 
( esto  mehr  tritt  das  in  Erscheinung.  Deutschland  kann 
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Wf)hl  während  der  Dauer  des  Krieges  mit  seinen  eigenen 
landwirtschaftlichen  Ifrzeugnissen  auskommen,  im  h'rieden 
aber  nicht.  Der  Krieg  hat  zwar  gelehrt,  wie  wichtig 
für  die  \"oIkswirtschaft  die  Ifntwicklung  der  nationalen 
Produktivkridte  ist,  sowohl  in  der  Landw  irtschaft,  wie  in 
der  gewerl)liclnm  'Pätigkeit,  aber  von  einem  geschlossenen 
I landelsstaat  kann  nicht  die  Rede  sein.  Xach  Eriedens- 
schluss  wird  die  deutsche  \Olksw  irtschaft  \ or  eine 
schwierige  Aufgabe  gestellt.  Mit  Sicherheit  lasst  sich 
sagen,  dass  der  Aussenhandel  eine  Hochkonjunktur  wegen 
der  benötigten  Zufuhren  erleben  wird.  Ifine  Ausfuhr 
wird  erforderlich  sein  nicht  nur  zur  Rückbildung  der 
Devisenkurse,  sondern  um  zur  Deckung  des  Inlands- 
bedarfes Gegenwerte  zu  schaffen.  Mitteleuropa  ist  jedoch 
nicht  imstande,  die  Lebensmittel  und  Rohstoffe  zu  liefern, 
die  Deutschland  benötigt.  Der  Anteil  Oesterreich-Ungarn  s 
Rumänien’s,  Hulgarien's,  Serbiens,  (iriechenland's  und  der 
Türkei  betrug  an  der  X'ersorgung  Deutschland  s mit  Roh- 
stoffen für  Industriezwecke  und  mit  Lebensmitteln  im 
Jahre  1913  in  tausend  Mark: 


W aren : 

Tanfuhr : 

Prozentuelle 
Anteil : 

Rohstoffe  fiir  Industriezwecke. 

Baumwolle 

2 092 

0,03 

Wolle 

0,08 

Kupfer 

— 

— 

Rindshäute 

17  591 

Rohseide 

3 

2,25 

l'elle 

6 _|22 

5U7 

Eisenerze 

I 961 

0,86 

Kautschuk 

— 

- . - 

Petroleum 

I I 968 

17,12 

Lebens-  und  Euttermittel. 

Weizen 

i;  381 

4,16 

Malzgerste 

2 1 049 

andere  Gerste 

10  829 

2,96 

90 


Waren : 

Einfuhr: 

Prozentueller 
Anteil ; 

Geflügel,  Puer  u.  Eigelb 

82  900 

42,71 

Milch,  Butter  u.  Butterschmalz 

2 004 

1,69 

Schmalz  u.  Talk 
Reis 

940 

0,50 

Mais 

8213 

8,05 

Kleie 

6 250 

4,79 

Reisabfälle 

CO 

3,75 

Oelkuchen  u.  dergleichen 

1 123 

6,00 

Schlempe 

— 

Treber 

2 966 

15,44 

Hieraus  ersieht  man,  wie  sehr  Deutschland  auf  den 
\\  eltmarkt  angewiesen  ist  und  wie  gering  die  Zufuhr 
der  mitteleuropäischen  Staaten  ist.  L nd  aus  diesem 
Grunde  auch  können  diese  Länder  nicht  als  Hauptabsatz- 
gebiet für  Deutschland  in  Frage  kommen  und  spielen 
für  die  Ausfuhr  eine  geringe  Rolle.  Es  betrug  1913  die 
Gesamtausfuhr  an  fertigen  Waren  6786,7  Millionen  Mark. 
Davon  entfielen  auf  Mitteleuropa  849,7  Millionen  Mark, 
ist  12,^  *^/ü.  Halbfabrikate:  Gesamtausfuhr  93^k4  Milhf^nen 
Mark,  davmn  auf  Mitteleuropa  185,7  Millionen  Mark 
= 19,9%.  Fnd  dabei  liefert  Deutschland  sowieso  den 
grössten  'Feil  der  in  Oesterreich-Ungarn  aus  dem  Auslande 
bezogenen  Industrie-Erzeugnisse.  X'orläuhg  ist  also  daran 
nicht  zu  denken,  dass  \litteleuropa  einen  Ersatz  für 
Deutschland  s \\  eltwirtschaft  bietet.  Das  schliesst  jedoch, 
wie  schon  erwähnt  urM  nochmals  hervorgehoben  werden 
soll,  einen  wirtschaftlichen  Zusammenschluss  der  mittel- 
europäischen Länder  nicht  aus.  Im  Gegenteile  ist  auf 
einen  Ausbau  der  gegenseitigen  Wirtschaftbeziehungen 
grosses  Gewicht  zu  legen,  und  eine  gegenseitige  Vorzugs- 
behandlung ist  vor  allem  anzustreben. 
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Ich,  Anton  \hktor  I'vobinski,  bin  geltorcn  am  6.  Marz 
1888  zu  Krotoschin,  Provinz  i’osen,  als  Sohn  des  Archi- 
tekten und  l^aumeisters  C.  Robinski,  katholischer  Relimon. 

Nach  bestandener  Reifeprüfung  an  einem  huma- 
nistischen Gymnasium  zu  Posen  widmete  ich  mich  juri- 
stischen Studien  in  Genf,  Leipzig,  München  und  Heidelberg, 
wo  ich  im  März  1913  an  der  juristischen  I'akultät 
promovierte. 

\ on  Oktober  19  M bis  Linde  1916  studierte  ich 
Nationalökonomie  in  München  und  Heidelberg  und  pro.rno- 
vierte  Mitte  Dezember  1916  an  der  philosophischen 
LMkultät  in  1 leidelberj^-. 
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